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Hans H. Klein/Werner Lauff

Neue Medientechnik — neues Rundfunkrecht

Die Informations- und Kommunikationstech- 
ik hat sich in den letzten Jahren sprunghaft 
ntwickelt. Mikroprozessoren geben der 
Vermittlung, Speicherung und Verarbeitung 
on Informationen eine neue Dimension. 
Computer werden miniaturisiert, ihre Pro- 
rammierung vereinfacht, ihre Anwendung 
opularisiert. Digitale Codierung verändert 

len Zugriff zur Information; der Bildschirm 
vird mit Video-, Kabel- und Bildschirmtext je 
nach Bedarf zum Karteikasten oder zum Kata- 
og, zum Lexikon oder zur Zeitung, zum Fern-
schreiber oder zum Briefkasten. Koaxial- und 
Glasfaserkabel vervielfachen die Kapazität 
er Übertragung von Informationen; ein Breit- 
andkabel ersetzt Tausende von Telefonlei- 
ungen und Hunderte von Dachantennen, 
undfunksatelliten ermöglichen die Ausdeh- 

Jung der Reichweite von Informationen; 
renzüberschreitendes Fernsehen wird prak- 
ikabel, die Internationalisierung der Kommu- 
ikation setzt sich durch. Videotechnik 
chließlich erleichtert den Umgang mit und 
en Zugang zum Medium Fernsehen; Zwei- 
reg-Fernsehen ermöglicht den Bildschirmdi- 
log, eigene Produktionen eröffnen die Chan- 
e, von rezeptiver zu produktiver Kommunika- 
ion umzuschalten. „Es ist fraglich, ob die Of- 
entlichkeit irgendeine Vorstellung von der 
Evolution im Kommunikationswesen hat", 

das schrieb 1977 das britische „Post-Office Re-
view Committee" in seinem Abschlußbe-
richt* ).
Diese „Revolution" ist durch drei Hauptpunkte 
gekennzeichnet: die Vereinfachung von Über-
mittlung, Speicherung und Verarbeitung, die 
Ausdehnung von Reichweite und Kapazität, 
die Individualisierung von Zugang und Zugriff 
zur Information. Mit dieser Erweiterung der 
Kommunikationsmöglichkeiten vergrößern 
sich die Kommunikationschancen des einzel-
nen, elektronische Medien werden bürgernah. 
Der Empfänger ist nicht mehr von einem Kom-
munikator abhängig, der über ein Medium re-
lativ unbeeinflußbar Programme für Rezipien-
ten verbreitet*), er fragt sich vielmehr selbst 
zu seiner Information durch, bestellt Filme zur 
individuellen Überspielung, empfängt spe-
zielle Informationen als Kunde eines bestimm-
ten Kaufhauses oder als Stammgast eines be-
stimmten Restaurants, abonniert spezielle 
Dienste als Arzt, Student oder Rechtsanwalt 
und kann schließlich mit einfachen Mitteln 
seinen eigenen Beitrag leisten, also selbst zum 
Kommunikator werden. Die Einbahnstraße 
der Medien wird aufgehoben; es gibt keinen 
bloßen Empfänger mehr; der Oberbegriff 
„Kommunikation" verliert seine abstrakt-theo-
retische Bedeutung — die Fiktion wird Reali-
tät.

1) Report of the Post-Office Review Comittee, 1977, 
Tz. 12.30.
2) Maletzke, Psychologie der Massenkommunika-
tion, 1963, S. 18 ff.

L Neue Medientechnik

nter dem Schlagwort „Neue Medien" werden 
°wohl neue Übertragungstechniken als auch 
eue Techniken im Endgerätebereich disku- 
ert Bei dem einen geht es um die übermitt- 
ng elektrischer Signale, beim anderen um 
eren Be- und Verarbeitung. Um „Medien" im 
Entliehen Sinn handelt es sich — sprachlich 
enggenommen — zwar nur bei den Techni- 

n, die der reinen Übermittlung dienen. Ei- 
n vollständigen Eindruck von der Kommu-

nikationsrevolution kann man aber nur be-
kommen, wenn man auch die neuen Geräte an 
der Peripherie der Übertragungsnetze in die 
Betrachtung einbezieht.



Neue Übertragungstechnik

Die Übermittlung elektrischer Signale vollzog 
sich bisher fast ausschließlich entweder über 
das schmalbandige zweiadrige Telefon- bzw. 
Telexkabel, über das weder vernünftiger Hör-
funk noch ein einziges bewegtes Fernsehbild 
übertragbar ist, oder in Form von Rundfunk-
wellen mit Hilfe von Sendemasten und Dach-
antennen, die — zumindest für den Empfang 
ultrakurzer Hörfunk- und Fernsehwellen — in 
einer lückenlosen Sichtverbindung zueinan-
der stehen müssen. Diese Übermittlungsarten 
sind aus heutiger Sicht unzureichend, zumal 
die Bundesrepublik über relativ wenige Hör-
funk- und Fernsehfrequenzen verfügt. Das 
Bundesverfassungsgericht sprach 1961 von ei-
ner „Sondersituation"3), in der die Kommuni-
kationsfreiheit durch technische Zwänge 
weitgehend eingeschränkt bleiben mußte.

3) BVerfGE 12, 205 (261).

4) Vgl. Beschlüsse der Bundesregierung vom 
10. April 1981, Bulletin vom 10.4. 1981, Ziffer 5.
5) Breitbandiges integriertes Glasfaserfernmelde-
netz, vgl. Rede von Bundespostminister Gscheide 
vom 8. Mai 1981 in Darmstadt, verf. Manuskript 
1981.

Zwei neue Übertragungstechniken haben 
diese Situation überholt: das Breitbandkabel 
und die Direktsatelliten.

Breitban dka bei
Bei Breitbandkabeln handelt es sich um Über-
tragungsmedien, die so beschaffen sind, daß 
viele verschiedene breit- und schmalbandige 
Informationen gleichzeitig von verschiedenen 
Sende- zu verschiedenen Empfangsstellen 
transportiert werden können. Ob es sich um 
Rundfunk oder ein Telefonat, um Textimpulse 
oder die Feuermeldung zur Feuerwehr han-
delt, dies alles kann gleichzeitig und individu-
ell adressierbar an beliebige Empfänger über-
mittelt werden.

Schon längere Zeit verfügbar ist das Koaxial-
kabel, ein abgeschirmtes Kupferkabel, auf dem 
bis zu 30 Kanäle zur Verfügung stehen. In vie-
len Städten sind Abschattungsprobleme mit 
Hilfe dieses Kupferkabels gelöst worden; es ist 
übrigens das gleiche Kabel wie dasjenige, wel-
ches von der Dachantenne zu den Antennen-
steckdosen und von dort zum Fernsehgerät 
führt. Neu und weitaus vorteilhafter ist das 
Glasfaserkabel. Es besteht nicht mehr aus dem 
teuren Rohstoff Kupfer, sondern aus nahezu 
beliebig verfügbarem Quarzsand. Diese Über-
tragungsart nutzt die Tatsache, daß Lichtsig-
nale durch Glasfäden mit spiegelnder Innen-

wand geschickt und diese Glasfäden um belie- I 
big viele Ecken und Kurven geführt werden i 
können. In simpler Form kennt man solche I 
Lichtleiter bereits: bevor man wußte, was mit I 
dieser Erfindung anzufangen sei, wurde dar-
aus ein recht skurriler Raumschmuck in Form 
einer Vase, in deren Fuß sich eine Lampe be-
fand, die an der Spitze der Glasfäden kleine 1
bunte Lichtpunkte produzierte. Um von dieser ' 
technischen Spielerei zur Anwendbarkeit ei- 1
nes „integrierten Breitbandglasfaserfernmel-
denetzes"4) zu kommen, müssen allerdings 
noch eine Reihe bei der Codierung, Decodie-
rung und Übertragung entstehende Probleme 
gelöst werden; denn alle elektrischen Signale 
müssen zunächst in Laserimpulse umgesetzt 
und anschließend wieder in elektrische Si-
gnale verwandelt werden. Unter dem Titel 
BIGFON5) erprobt die Deutsche Bundespost 
derzeit die Anwendung der Glasfasertechnik, 
mit der künftig wohl ausschließlich digitale Si-
gnale übertragen werden; jede Information 
muß dazu in kurze Impulse verwandelt wer-
den, denen im Endgerät ein Buchstabe, eine 
Farbe oder ein Ton zugeordnet sind. Das Licht-
signal aktiviert sozusagen einen „elektroni-
schen Setzkasten" beim Teilnehmer, es wird 
umgesetzt in für uns verständliche Zeichen, 
Bilder und Töne.
Für beide Kabel gilt, daß sie in beide Richtun-
gen gleichzeitig nutzbar sind. Der Empfänger 
kann also selbst zum Kommunikator werden; 
er kann Antworten geben, Wünsche äußern 
und damit auch bestimmen, welche Informa-
tionen ihn erreichen sollen und welche nicht. 
Einen solchen „Rückkanal" gibt es schon jetzt 
beim „Bildschirmtext", der zur Zeit in Berlin 

vermutlich bis 1985 bundesweit eingeführt 
sein wird. Dort fragt sich der Rezipient zu den 
von ihm gewünschten Informationen durch; er 
muß nicht mehr alles sehen, was man ihm vor-
setzt, sondern bekommt und bezahlt nur, was 
er auch wirklich erhalten will. Die medien-
technische Einbahnstraße ist also bereits jetzt 
mit Hilfe des Telefonkabels aufgehoben; in ei-
nem Kabelsystem wird man mit Hilfe des
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Rückkanals zukünftig auch breitbandige Infor-
mationen bestellen können und so einzelne 
Fernsehbeiträge individuell gegen Entgelt 
(PayTV") ins Haus bekommen.

Direktsa telliten
Die „Direktsatelliten" stellen die zweite neue 
Übertragungstechnik dar. Sie versorgen — an- 
iers als Nachrichtensatelliten — den Zu-
schauer „direkt", also ohne Zwischenschaltung 
aufwendiger Erdfunkstellen, mit Rundfunk-
programmen. Zum Empfang des Satelliten-
programms benötigt der Zuschauer eine Para-
bolantenne von mindestens 90 cm Durchmes-
ser; die Kosten einer solchen Antenne werden 
ierzeit auf unter 1000 DM geschätzt (wesent-
lich billiger werden auch gute herkömmliche 
Dachantennen nicht angeboten). Diese Kosten 
entfallen aber, wenn man künftige Satelliten-
programme in Kabel- oder Gemeinschaftsan- 
tennenanlagen einspeist.
Auf der Internationalen Funkverwaltungskon- 
ferenz 1977 in Genf wurden die technischen 
Daten für den Direktsatellitenrundfunk im 12- 
Ghz-Bereich festgelegt und ein Plan über die 
Zuteilung von Kanälen und Orbitpositionen 
ürdie einzelnen Länder aufgestellt. Nach die-
sem Plan, der am 1. Januar 1979 in Kraft getre- 
en ist, erhält der Satellit der Bundesrepublik 
Deutschland auf einer geostationären Umlauf- 
bahn (das heißt: in ca. 35800 km Höhe, wo die 
Umlaufgeschwindigkeit der Erddrehung ent-
spricht und der Satellit somit scheinbar auf ei- 
nem Punkt stehenbleibt) die Position 19° west-
licher Länge, die auch von Belgien, Frankreich, 
den Niederlanden, Luxemburg, Österreich, 
talien und der Schweiz benutzt wird.
Der dem deutschen Satelliten vorgeschrie- 
bene Abstrahlwinkel ist so groß, daß die deut-
schen Satellitenprogramme auch in Teilen Dä- 
Remarks, der DDR, der Tschechoslowakei, Ju- 
goslawiens, Österreichs, Italiens, der Schweiz, 
Belgiens, Luxemburgs und Hollands empfang- 
bar sein werden. Ähnliches gilt für die Pro- 
Jamme unserer Nachbarstaaten; dieses flä- 
chenmäßige überlappen der Abstrahlellipse 
über die Grenzen des Staates hinaus, für den 
die Programme eigentlich gedacht sind, wird 
Over-Spill genannt.
Die Bundesrepublik kann demnach künftig 
über fünf Satellitenkanäle verfügen. Wenn 

man zwei dieser Kanäle für die Übertragung 
der bisher terrestrisch ausgestrahlten ersten 
und zweiten Fernsehprogramme nutzt, so 
kann man damit nicht nur die ca. 400000 Haus-
halte in den einsamen Orten mit weniger als 
800 Einwohnern erreichen, die bisher noch 
keinen einwandfreien Fernsehempfang hat-
ten, sondern auch die Probleme lösen, die in 
den großen Städten durch Abschattungen auf-
grund des Hochbaus entstehen. Bis auf die ter-
restrischen Sender, die zunächst noch in die 
DDR einstrahlen müssen, könnte man die frei-
werdenden Erdfrequenzen für regionale Sen-
dungen anderer Veranstalter nutzen. Dies ist 
auch kostengünstiger: Eine komplette Voll-
versorgung über ein terrestrisches Netz verur-

sacht Investitionskosten von rund 900 Mio. 
und jährliche Betriebskosten von rund 
180 Mio. DM. Die Investitionskosten für einen 
Direktsatelliten liegen dagegen bei 300 bis 
400 Mio., die jährlichen Betriebskosten pro 
Kanal nur bei rund 13 Mio. DM6).

6) So der stellv. Intendant des Bayerischen Rund-
funks. Scharf, in der Sitzung der Kommission für 
Fragen der Massenmedien der Interparlamentari-
schen Arbeitsgemeinschaft vom 5. Mai 1981, vgl. 
IPA-Drucksache 3 109, S. 32.

Neue Peripherietechnik

Parallel zu den neuen Übertragungstechniken 
ist eine Vielzahl neuer’ Peripherietechniken 
entstanden. Die Elektroniker löten längst 
nicht mehr Kondensatoren, Transistoren und 
Widerstände zusammen, sondern bedienen 
sich industriell vorgefertigter Chips. Die Zahl 



der Transistorfunktionen auf einem solchen 
Chip mit einer Größe von 10 mm’ hat sich

7

 seit 
1970 vertausendfacht; ein Chip in dieser 
Größe kostet heute nicht mehr 10, sondern nur 
noch 0,01 Pfennig, das ist tausendmal-weniger 
als 1970 ).
Schon bald wird jeder zweite Deutsche mit ei-
nem Minicomputer ausgerüstet sein, der seine 
persönlichen Daten und einen Teil seines Wis-
sens speichert. In der Unterhaltungselektro-
nik lassen sich immer kleinere und immer fei-
nere Geräte bauen. Schon bald werden Fern-
sehprogramme im Mehrkanalton ausgestrahlt. 
Schon jetzt funktionieren Bildschirmtext und 
Videotext in zufriedenstellender Weise. Die 
Datenbanken, die solche Textinformationen 
bereithalten, werden immer kleiner bei immer 
größerer gespeicherter Informationsmenge. 
Schon bald werden Bestellungen bei Kaufhäu-
sern, Buchungen in Reisebüros, Überweisun-
gen bei Banken und Fragen an die Stadtver-
waltung vom Fernsehgerät als Terminal 
durchgeführt werden können. Hier wird auch 
deutlich, daß der Videotext, der über die soge-
nannte „Austastlücke" im „Huckepack-Verfah-
ren" zusammen mit dem Fernsehbild ins Haus 
kommt, wegen der recht geringen Kapazität 
und der mangelnden Dialogfähigkeit wohl nur 
zur programmbegleitenden Information (Un- 
tertitelung, Programmvorschau) Verwendung 
finden wird. Nur dem dialogfähigen Textsy-
stem mit vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten 
wird die Zukunft gehören.
1985 werden 24 Mio. Teilnehmer an das Tele-
fonnetz angeschlossen sein und — wenn es 
keine medienpolitische Blockade gibt — 
20 Mio. an ein Breitbandnetz. 150000 Fern-
schreiber, 200000 Teletex-Terminals, 93000 

Speicherschreibmaschinen und 1,2 Mio. Bild- 
schirmtextgeräte werden zur Be-

8
 und Verar- 

beitung der Information dienen ). Das Fern- 
sehgerät wird zum Lern-, Arbeit»- und Frei* 
zeitplatz, es wird zum Terminal der Spiele, Fil-
me, Nachrichten, Daten und Briefe. Die Bild-
platte, der Videorecorder, Pay-TV — also 
Fernsehen auf Abruf — werden das Angebot 
noch vergrößern.

Der Charakter der Ware Information wird sich 
wandeln — vom geistigen Eigentum zum all-
seits zugänglichen Datenbestand9). Die auto-
matische Textverarbeitung wird es demnächst 
vielen Autoren ermöglichen, ihre Texte direkt 
auf magnetische Datenträger zu bringen. Prak-
tisch heißt dies, daß der Autor mit einem Com-
puter zusammenarbeitet; durch diese Art der 
Erstellung wird die Information von vornher-
ein computergerecht sein, das heißt in digita-
ler Form vorliegen. Damit kann man viel ma-
chen: die Information kann auf Papier ausge-
druckt, auf Platten und Bänder übertragen, 
von Vorlesegeräten vorgelesen und auf Bild-
schirmen angezeigt werden. Jeder, der die In-
formation in dieser Form kauft, kann sie selbst 
mit einem Heimcomputer bearbeiten. Die 
Preisrelationen werden sich verschieben: das 
meiste Geld wird nicht mehr für den Kauf des 
Informationsträgermaterials ausgegeben wer-
den, sondern für die Information selbst.

7) Vöge, Technische Kommunikationsmittel und
Kommunikationsmöglichkeiten, verf. Manuskript
1981, S. 17.

Schnelligkeit, Originaltreue, Speicherfähig-
keit, Dialogfähigkeit, Kombinationsfähigkeit 
und Vielfältigkeit10 ), das sind die sechs ent-
scheidenden Vorteile der Kombination von 
Peripherie- und Übertragungstechnik, die 
sechs entscheidenden Vorteile der „Neuen 
Medien".

II. Neues Rundfunkrecht

Der Rundfunkbegriff

Im folgenden soll geprüft werden, welche 
rundfunkrechtlichen Konsequenzen diese 
neuen Techniken erfordern. Dabei ist zu-

nächst abzugrenzen, welche der „Neuen Me-
dien" überhaupt als „Rundfunk" bezeichnet 
werden können, also nicht lediglich neue

8) Vöge (oben FN 8), S. 22.
9) Vgl. Haefner, Der „Große Bruder", 1980, S. 72.
10) Breitenstein, Die große Hoffnung, 1980, S. 257f



(technische) Formen der Individualkommuni-
kation darstellen.
Art. 1 des G 11ebührenstaatsvertrages ) defi-
niert „Rundfunk" dis „die für die Allgemeinheit 
bestimmte Veranstaltung und Verbreitung 
von Darbietungen aller Art in Wort, in Ton 
und in Bild, unter Benutzung elektrischer 
Schwingungen oder längs oder mittels eines 
Leiters". Diese Definition ist von den Rund- 
funkreferenten der Länder in ihrem „Schlier-
see-Papier" 12) vom April 1975 sehr extensiv in-
terpretiert worden. Um Rundfunkveranstal-
tungen soll es sich danach auch handeln, wenn 
eine Jugendgruppe unter Verwendung von 
Kabeln der Post für mehrere Krankenhäuser 
ein Programm erstellt, wenn von der Hotelre-
zeption aus Programme in mehrere Etagen 
verbreitet werden, wenn in einem Kaufhaus 
ein spezielles Werbeprogramm über hausei-
gene Fernsehgeräte für die Kunden verbreitet 
wird oder wenn auf einem Passagierschiff ein 
eigener Fernsehdienst als Service die neue-
sten Nachrichten mitteilt.

16) Vgl. Sturm (oben FN 14), S. 96.
17) Vgl. Neudefinition des Rundfunkbegriffs, Stel-
lungnahme des Koordinierungsausschusses für Me-
dienpolitik der CDU/CSU, verf. Manuskript, 1980.

Diese Ableitung wird — obwohl sachwidrig — 
möglich, weil die unbestimmten Begriffe „All- 
gemeinheit", „Verbreitung" und „Darbietung" 
derart vielfältige Interpretationen zulassen, 
daß eine Aufblähung des Begriffs „Rundfunk" 
mühelos möglich ist13 ).
Durch eine solche extensive Subsumtion 
neuer Techniken unter eine alte Definition 
soll nicht nur eine Organisationskompetenz 
der Bundesländer konstruiert werden (denn 
Rundfunk" ist — mit Ausnahme des fernmel-
detechnischen Bereichs14 ) — unstrittig Län- 
dersache sondern auch erreicht werden, 
daß für diese „neuen Medien" das restriktive 
Recht des Rundfunks gilt.
Die entscheidende Frage ist aber, worin sich 
bestimmte Arten neuer technischer Kommu-

) Staatsvertrag über die Regelung des Rundfunk-
gebührenwesens, 5. Dezember 1974; abgedruckt z. B. 
im GVB1-NW 1975, S. 278.
) Bericht der Rundfunkreferenten der Länder zur 
Frage der Veranstaltung privater Rundfunksendun-
gen und des Rundfunkbegriffs, verf. Manuskript, 
1975, S. 9.
') Vgl. Sturm, Bildschirmzeitung und Rundfunk- 

■echt, in: Ratzke, Die Bildschirmzeitung. Fernlesen 
statt-Fernsehen, 1977, S. 94 ff.
2 Art. 73 Nr. 7 GG; vgl. BVerfGE 12, 205 (248).
J Vgl. BVerfGE 12, 205 (249) sowie das Urteil des 
BVerfG zum Rundfunk im Saarland (FRAG-Urteil; 1 
BvL 89/78), C II 1 b.

nikation denn eigentlich von denen eindeutig 
individueller (nicht-technischer) Art unter-
scheiden. Wenn A den B anruft und mündlich 
nach dem Wetter fragt, so unterscheidet sich 
diese private Unterhaltung nicht wesentlich 
davon, daß sich A im „Bildschirmtext"-Such- 
baum zum Anbieter B durchfragt, in die Fern-
bedienung seines Fernsehgeräts die Ziffer mit 
der Bedeutung „Wetter" eintippt und so von B 
über den Bildschirm eine schriftliche Antwort 
erhält. Wenn C von D einen Videofilm ent-
leiht und diesen zu Hause auf seinem Videore-
corder abspielt, so kann es nicht wesentlich 
anders zu beurteilen sein, wenn sich C aus 
dem Filmangebot des D zu einer von ihm ge-
wählten Zeit über Kabel („Pay-TV”) einen be-
stimmten Western überspielen läßt Das eine 
kann nicht als eindeutig individuelle, das an-
dere als Massenkommunikation bezeichnet 
werden; die Begriffe .Allgemeinheit", „Darbie-
tung" und „Veranstaltung" sind daher eng und 
nur so sachgerecht zu definieren16 ). .Allge-
meinheit" kann nur ein unbestimmter Empfän-
gerkreis sein; eine „Darbietung" kann nur dann 
vorliegen, wenn der Empfänger Informationen 
nicht mehr beeinflussen kann, also nur noch 
entscheidet, ob er die einseitig festgelegte 
Sendefolge durch den Druck auf den Ein/Aus- 
Knopf hereinholt oder aussperrt, und schließ-
lich kann man von einer „Veranstaltung" nur 
sprechen, wenn es sich um eine Folge von Ein-
zelsendungen handelt die den Empfänger 
gleichzeitig mit der Ausstrahlung erreichen 
(die bloße Bereithaltung einer Information 
kann keine „Veranstaltung" im Sinne des 
Rundfunkbegriffs sein).
Die Rundfunkdefinition im Gebührenstaats-
vertrag muß daher so ausgelegt werden, daß 
Rundfunk „eine fortlaufende Folge von Einzel-
sendungen" ist, die „nach einem allein vom An-
bieter festgelegten Programmschema einem 
unbestimmten Empfängerkreis zu gleichzeiti-
gem Empfang zugeleitet wird, ohne daß der 
Empfänger eine über die bloße Programmwahl 
hinausgehende Auswahlentscheidung treffen 
kann“17 ).
Damit sind Bildschirmtext, Videotext und 
Pay-TV in der Form des Abrufs von Einzelsen- 



düngen kein Rundfunk, weil der Nutzer selbst 
die Inhalte bestimmt, sich zu bestimmten In-
formationen durchfragt, bestimmte Sendun-
gen „bestellt" und individuell „geliefert" be-
kommt oder Nachrichten empfängt, die nur 
für ihn bestimmt sind. Rundfunk ist nur das, 
was relativ unbeeinflußbar und gleichzeitig an 
eine Vielzahl verstreuter Empfänger geht.

Möglichkeiten zu einer neuen Rundfunk-
politik

Die so vorgenommene Unterscheidung hat 
Konsequenzen für die Gesetzgebung im Kom-
munikationsbereich. Ebensowenig wie der 
Briefwechsel, das Telefongespräch, der Fern-
schreibetext oder das mündliche Gespräch ei-
ner inhaltlichen Kontrolle unterliegen (von 
Ausnahmen einmal abgesehen), kann es kein 
Gesetz geben, das Durchführung und Inhalte 
medialer Individualkommunikation (es sei 
denn aus technischen Gründen) restriktiv re-
gelt. Aufsichtsgremien, Kontrolle, Auflagen, 
Lizenzvergabe, dies sind Vokabeln, die der In-
dividualkommunikation fremd sind.
„Rundfunk" dagegen kann die Rezipienten ein-
seitig und ohne deren unmittelbaren Einfluß 
erreichen. Er ist „eminenter Faktor der öffent-
lichen Meinungsbildung"18 ). Völlig unabhän-
gig von Person und Rechtsform des Veranstal-
ters von Rundfunksendungen sind daher be-
sondere Vorkehrungen zum Schutz Dritter 
oder bestimmter Interessen der Allgemeinheit 
erforderlich. Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG fordert für 
die Veranstaltung von Rundfunksendungen 
eine gesetzliche Regelung, in der Vorkehrun-
gen zur Gewährleistung der Freiheit des 
Rundfunks zu treffen sind, so das Bundesver-
fassungsgericht im ersten Leitsatz zum Urteil 
über den Rundfunk im Saarland (FRAG-Ur- 
teil)19 ). Solche Vorkehrungen finden sich 
schon bisher in den Rundfunkgesetzen oder 
Staatsverträgen über die öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten. In ihnen ist — mit 
Ausnahme des Saarlands, dessen abwei-
chende Bestimmungen allerdings verfassungs-
widrig sind20 ) — ausdrücklich oder faktisch 

18) BVerfGE 12, 205 (260).
19) Oben FN 15.
20) FRAG-Urteil des BVerfG. III. Die Freie Rund-
funk AG (FRAG), ein Zusammenschluß privatwirt-
schaftlicher Unternehmen, u.a. von Presseverlagen, 
hatte sich vergeblich um eine Lizenz für einen Pri-
vaten Rundfunk bemüht.

21) BVerfGE 12, 205.
22) BVerfGE 12, 205 (261).

die ausschließlich binnenpluralistische (also 
im Programm und in der Rundfunkaufsicht ge-
sellschaftlich-relevante Gruppen integrieren-
de), öffentlich-rechtliche Organisation eines 
hauptsächlich gebührenfinanzierten, mit in-
haltlichen und formalen Auflagen versehenen 
Trägers normiert.

Ob Rundfunk auch fortan nur in dieser bin-
nenpluralistischen Form veranstaltet werden 
darf oder ob weniger einschränkende Rah-
menregelungen zulässig wären, ist eine Streit-
frage des Verfassungsrechts.

Bislang war diese eher theoretischer Natur. 
Das Bundesverfassungsgericht hatte 1961 in 
seinem „ersten Fernsehurteil"21 ) die verfas-
sungsrechtliche Zulässigkeit der binnenplura-
listischen Organisationsstruktur damit be-
gründet, daß „sowohl aus technischen Grün-
den als auch mit Rücksicht auf den außerge-
wöhnlich großen finanziellen Aufwand für die 
Veranstaltung von Rundfunkdarbietungen die 
Zahl der Träger solcher Veranstaltungen ver-
hältnismäßig klein bleiben muß“22 ).

Inzwischen aber ist die Frage sehr aktuell ge-
worden. Mit Kabeln und Satelliten gibt es kei-
nen bedeutenden Frequenzmangel mehr; mit 
der modernen Sende- und Peripherietechnik 
entfällt auch das Argument, daß ein unge-
wöhnlich hoher Finanzaufwand zum Herstel-
len und Senden von Hörfunk- und Fernseh-
programmen erforderlich sei. Neben den bis-
herigen Rundfunkanstalten könnte somit ein 
System konkurrierender Rundfunkveranstal-
ter entstehen, das in der Summe Pluralität 
nicht durch die Integration gesellschaftlich 
relevanter Positionen, sondern durch die indi-
viduelle Zugangsmöglichkeit jeder einzelnen 
Gruppe, mithin durch Vielfalt und Unter-
schiedlichkeit von Ausgangspunkten und An-
geboten gewährleistet. „Externe Pluralität 
würde so die vier entscheidenden Struktur-
merkmale eines binnenpluralistischen (inte-
grativen) Systems ersetzen bzw. ausschließen: 
die Pflicht zur Ausgewogenheit, die Kontrolle 
durch gesellschaftliche Gruppen innerhalb 
der Anstalt, die Einhaltung umfassender Pro-



grammrichtlinien und (als logische Folge) die 
zumindest teilweise Finanzierung durch Ge-
bühren. Nicht die manchmal irreführende Un-
terscheidung zwischen „öffentlich-rechtlicher“ 
und „privatrechtlicher" Rundfunkorganisation 
ist daher Angelpunkt der sich stellenden Ge-
staltungsaufgabe, sondern die Unterscheidung 
zwischen einem binnenpluralistischen und ei-
nem extern-pluralistischen Rundfunksystem.
Zwar ist die öffentlich-rechtliche Form des 
Binnenpluralismus bisher die einzig reali-
sierte Rundfunkorganisationsform; aber auch 
eine pri

23 24

vatrechtlich-binnenpluralistische Form 
ist zulässig, was das Bundesverfassungsgericht 
nicht nur 1961 ),  sondern auch 1981 )  unmiß-
verständlich klargestellt hat. Freilich bleibt zu 
überlegen, ob es bei nüchterner Betrachtung 
ein großer Fortschritt ist, eine Anstalt des pri-
vaten Rechts zu errichten, deren Investitionen 
und — wichtiger noch — Programme von ei-
nem gesellschaftlichen Kontrollgremium be-
stimmt würden; auf jeden Fall ist eine solche 
Form von den derzeitigen Privatfunk-Befür-
wortern zumindest in erster Linie nicht ge-
wünscht und daher auch nicht vordringliches 
Ziel politischer Forderungen.
Die Unterscheidung aufgrund der Begriffe „Of- 
fentliches Recht" und „Privatrecht“ führt auch 
insofern in die Irre, als auch ein extern-plurali-
stisches System öffentlich-rechtliche (hoheitli-
che) Eingriffsmöglichkeiten enthalten muß. 
Der Gesetzgeber muß nämlich — so das Bun-
desverfassungsgericht im FRAG-Urteil — eine 
.begrenzte Staatsaufsicht" vorsehen25 ). Deren 
institutionelle Ausformung wird häufig auch 
als „öffentlich-rechtliches Dach" bezeichnet, 
womit eine Institution gemeint ist, die u. a. die 
Einhaltung der Auflagen an die privaten Pro-
grammveranstalter überwachen und Verstöße 
Z-B. mittels Lizenzentzug ahnden soll.

26) FRAG-Urteil (oben FN 15), CI.
27) Vgl. z. B. Hoffmann-Riem, Rundfunkfreiheit
durch Rundfunkorganisation, 1979, S. 15 ff., sowie: 
Chancengleichheit in zukünftigen Kommunika-
tionssystemen, ZRP 1976, 291 ff.; Badura, Verfas-
sungsrechtliche Bindungen der Rundfunkfreiheit
und Rundfunkgewährleistung, ZRP 1980, S. 132 ff. 
(135f.).

Verfassungsrechtliche Vorgaben

Die Frage, ob der Gesetzgeber in der Entschei-
dung zwischen extern-pluralistischer und bin- 
henpluralistischer Organisationsform völlig 
rei ist oder mit Rücksicht auf Art. 5 Abs. 1 
Satz 2 GG einer der beiden Formen den Vor- 
Zug geben muß, ist grundrechtsdogmatischer

23) BVerfGE 12, 205 (262).
24) FRAG-Urteil (oben FN 15), C II 2e.
25) FRAG-Urteil (oben FN 15), C II 2d.

Natur: Es handelt sich um die verfassungs-
rechtliche Kernfrage nach der vorrangig indi-
vidual-rechtlichen oder vorrangig institutio-
nellen Bedeutung der in Art. 5 Abs. 1 Satz 2 
GG garantierten Rundfunkfreiheit. Diese 
Frage wurde vom Bundesverfassungsgericht 
1981 nicht entschieden, weil nur zur Debatte 
stand, ob eine bereits bestehende gesetzliche 
Regelung den Anforderungen des Grundge-
setzes genügte26 ). Für künftige Regelungen ist 
die Problematik aber von entscheidender Be-
deutung:
Wenn die Grundrechte unserer Verfassung 
vorrangig subjektive Individualrechte sind, 
dann werden objektiv-rechtlich motivierte Re-
gelungswünsche des Gesetzgebers durch den 
individualrechtlichen Gehalt des Grundrechts 
in ihrer Verwirklichung beschränkt. Garantie-
ren die Grundrechte hingegen in erster Linie 
einen objektiven Ordnungszusammenhang, 
also ein Wertsystem, in dem für subjektive 
Rechte nur insofern Raum ist, als sie den ob-
jektiven Zusammenhang und dessen Zweck 
nicht stören, so kommen die Grundrechte nur 
im Rahmen dieser objektiv-rechtlich vorgege-
benen Funktionen zur Anwendung.

Institu tion eile Grun drech tsin terpre ta tion
Für die Vertreter einer instituti

27
onellen 

Grundrechtsinterpretation ) sind staatliche 
Regelungen im Grundrechtsbereich Konkreti-
sierungen eines objektiv vorgegebenen Ord-
nungsrahmens, in dem dem einzelnen die ihm 
zugedachte Rolle zugewiesen und in bestimm-
ten Grenzen auch vorgeschrieben wird. Der 
Begriff der „Institution" beschreibt in diesem 
Zusammenhang einen Komplex faktischer 
Verhaltenserwartungen, der zum inhaltlichen 
Maßstab der grundrechtlichen Gewährlei-
stung wird. Am Beispiel des Mediums Fernse-
hen: Man hält eine Höchstdauer der Fernseh-
nutzung, eine Begrenzung der Fernsehaus-
wahl, eine Beschränkung auf bestimmte In-
halte für erforderlich und legitim, weil die „In-



stitution Fernsehen" die Verwirklichung be-
stimmter — von außen vorgegebener — 
Werte und Lebensweisen fördern soll. Die 
Freiheit schrumpft zu der Befugnis, sich im 
Sinne vorgegebener sozialer Erwartungen be-
tätigen zu dürfen. Das Fernsehen wird zur mo-
ralischen Erziehungsanstalt, zum hoheitlichen 
Korrekturinstrument menschlicher Abwei-
chungen vom tugendhaften Lebenspfad. Es 
soll „die" Kommunikation sichern, „die“ politi-
sche Bildung, „die" Mündigkeit, „die" Demokra-
tie, „die“ Chancengleichheit. Eine „Privatisie-
rung des Rundfunks" bringe zwingend Niveau-
verlust, Einbußen der Integrationsfähigkeit, 
die Dominanz bestimmter partikularer Inter-
essen und damit insgesamt die „Enteignung 
des Bürgers".

Indessen sind solche Befürchtungen nur inso-
weit verfassungsrechtlich relevant, als sie 
nachweislich nicht auch in einem Wettbe-
werbssystem durch geeignete Maßnahmen ab-
wendbar sind und ihrerseits verfassungsrecht-
liches Gewicht haben, das heißt, sich in dem 
notwendigen Abwägungsprozeß mit dem 
Grundrecht der Meinungsfreiheit durchsetzen 
können. Dabei gilt zunächst, daß die Freiheit 
der Meinungsrezeption auch die Freiheit ein-
schließt, sich von politischen Sendungen ab- 
und anderen zuzuwenden28 ); der Gesetzgeber 
hat nicht das Recht, durch eine Beschränkung 
des Informationsangebots die Rezeptions-
chance bestimmter von ihm bevorzugter Pro-
gramme zu erhöhen29 ). Ebensowenig kann er 
von sich aus das Niveau der Bürger festlegen; 
der freie Bürger bestimmt sein Niveau 
selbst30 ). Daß die tatsächliche Vielfalt der in 
der Gesellschaft vorhandenen Meinungen in 
einem nach den Grundsätzen freier Konkur-
renz organisierten Rundfunksystem weniger 
zur Geltung kommen werde als im System der 
Gegenwart, ist weder zu beweisen noch ange-
sichts des durch die moderne Technik möglich 
gewordenen vielfältigen und differenzierten 
Informationsangebotes wahrscheinlich. Ge-
gen Konzentrationserscheinungen können

31) Auch hierzu Bullinger (oben FN 28), S. 75, 78 ff-
32) Vgl. z. B. Weber, Zur Diskussion über die Zuver-
lässigkeit eines privaten Fernsehens, in: Der Staat 
11 (1972), S. 82 ff., Rundfunkfreiheit — Rundfunkmo-
nopol, in: Festschrift für Ernst Forsthoff, Hrsg.: Ro-
man Schnur, 2. Aufl. 1974, S. 467 ff.; Scheuner, Das
Rundfunkmonopol und die neuere Entwicklung des
Rundfunks, AfP 1977, 367 ff.; Rudolf, über die Zuläs-
sigkeit privaten Rundfunks, 1971; Hermann, Fernse-
hen und Hörfunk in der Verfassung der Bundesre-
publik Deutschland, 1975; Scholz, Audiovisuelle
Medien und bundesstaatliche Gesetzgebungskom-
petenz, 1976, bes. S. 117, 142 ff.; Schmitt/Glaeser, Ka 
belkommunikation und Verfassung, 1979; Starck,
Zur notwendigen Neuordnung des Rundfunks, 
NJW 1980, 1359 ff., sowie die Grundrechte des 
Grundgesetzes, JuS 1981, 237 ff.; Bullinger, Kommu-
nikationsfreiheit im Strukturwandel der Telekom-
munikation, 1980; Kröger, Vor dem Ende des Rund-
funkmonopols, NJW 1979, 2 357 ff.; Graf von Pesta- 
lozza, Rundfunkfreiheit in Deutschland, Notizen aus 
der Provinz, ZRP 1979, 25 ff.; H. H. Klein, Die Rund-
funkfreiheit 1978.

28) Vgl. Bullinger, Kommunikationsfreiheit im 
Strukturwandel der Telekommunikation, 1980, 
S. 73 f.
29) Ebd.
30) H. H. Klein, Die Rundfunkfreiheit, 1978, S. 71; vgl. 
auch Papier: Pressefreiheit zwischen Konzentration 
und technischer Entwicklung, in: Der Staat 18 (1979), 
S. 422 ff (439).

und müssen gegebenenfalls geeignete Vor-
kehrungen getroffen werden. Andere Gefah-
renmomente wiederum, wie etwa die für die 
Kinder, sind von der Organisationsform des 
Rundfunks ohnehin völlig unabhängig31 ).

Individualrech tliche Grundrech ts- 
in terpreta tion
Der institutioneilen steht die individual-recht-
liche Auslegung32 ) der Rundfunkfreiheit ge-
genüber. Danach handelt es sich bei den drei 
grundrechtlichen Gewährleistungen, die 
Art. 5 12 GG enthält (Garantie der Presse-, der 
Rundfunk- und der Filmfreiheit), um subjek-
tive Freiheitsrechte, um die Garantie individu-
eller Kommunikationsfreiheit. Die grund-
rechtsförmige Garantie einer Freiheit bedeu-
tet, daß die Verfassung den entsprechenden 
Sachbereich grundsätzlich (also vorbehaltlich 
notwendiger, von der Verfassung selbst oder 
durch Gesetz aufgrund verfassungsrechtlicher 
Ermächtigung gesetzter Schranken) der priva-
ten Hand, also jedermann, überläßt.
Das heißt: die Meinungsäußerung und 
-Verbreitung ist frei, also privater Initiative 
und dem Wettbewerb überlassen, in den ord-
nend einzugreifen dem Gesetzgeber in einem 
noch darzulegenden Umfang vorbehalten 
bleibt. Das ist für den Bereich der Presse und 
des Films eine nahezu unbestrittene Selbst-
verständlichkeit. Daß es dies im Bereich des 
Rundfunks bisher nicht war, liegt ausschließ-
lich daran, daß aus technischen Gründen 
Wettbewerb auf diesem Gebiet objektiv un-



möglich war. Denn die Verfassung gibt der 
medienexternen unzweideutig den Vorrang 
vor einer medieninternen Pluralitätsstruktur; 
sie versagt es dem Gesetzgeber, zwischen bei-
den nach seinem Gutdünken zu wählen33 ). 
Wäre dies nicht der Fall, so würde unter Beru-
fung auf das „Gemeinwohl" eine Entsubjekti- 
vierung der Grundrechte stattfinden. Gemein-
wohlgüter aber werden nicht durch einen or-
ganisationsrechtlichen Gesamtzugriff des Ge-
setzgebers, also nicht durch eine Verwandlung 
der Grundrechte, sondern durch Grundrechts-
schranken geschützt, wie dies das Grundrecht 
ausdrücklich vorsieht.

37) Steinbuch, ZV -I- ZV 1976, S. 500.
38) Oben FN 15.
39) Vgl. unter C I der Urteilsbegründung.
40) So schon früher H. H. Klein, oben FN 30, pas-
sim.
41) Vgl. unter C II der Urteilsbegründung.
42) Siehe dazu H. H. Klein (oben FN 30), S. 47 ff.

Das Mitbestimmungsurteil des BVerfG 1979
Das Bundesverfassungsgericht hat 1979 im 
Mitbestimmungsurteil34 ) einen deutlichen 
Akzent zur Unterstützung der individual-
rechtlichen Grundrechtstheorie gesetzt, in-
dem es ausführte, die Einzelgrundrechte seien 
.in erster Linie individuelle Rechte, Men-
schen- und Bürgerrechte, die den Schutz kon-
kreter, besonders gefährdeter Bereiche 
menschlicher Freiheit zum Gegenstand haben. 
Die Funktion der Grundrechte als objektiver 
Prinzipien besteht in der prinzipiellen Ver-
stärkung ihrer Geltungskraft, hat jedoch ihre 
Wurzel in dieser primären (individual-rechtli-
chen; d. Verf.) Bedeutung. Sie läßt sich deshalb 
nicht von dem eigentlichen Kern lösen und zu 
einem Gefüge objektiver Normen verselbstän-
digen, in dem der ursprüngliche und bleibende 
Sinn der Grundrechte zurücktritt"35 ). Der Staat 
ist also gegenüber dem Rundfunk ebensowe-
nig wie gegenüber der Presse im Besitz einer 
Gestaltungsmacht, die es ihm ermöglichen 
würde, die Rundfunkkommunikation in sei- 
nem Sinn optimal zu ordnen36 ). Der Grund ist: 
die Freiheitlichkeit der Kommunikationsord-
nung wäre beseitigt, würde dem Staat die Be-
fugnis zugestanden, zu definieren, wie sie aus-
zusehen hat. Die Regelungsmacht des Staates 
erschöpft sich daher in der Befugnis zur Rah-
mensetzung.
Aus all dem ergibt sich, daß die Organisation 
eines zusätzlichen privatrechtlichen Rund-

33) Vgl. H. H. Klein, Rundfunkrecht und Rundfunk- 
reiheit, in: Der Staat 20 (1981), S. 177ff. (192).

34) BVerfGE 50, 290.
35) BVerfGE, 50, 290 (337).
36) Vgl. H. H. Klein (oben FN 33), S. 196.

funksystems nur dann binnenpluralistisch 
sein darf, wenn und solange ein unüberwindli-
cher Mangel gemeinnützig verwaltet werden 
muß37 ), nicht aber dann, wenn ein solcher 
Mangel nicht mehr besteht.

Das Fernsehurteil des BVerfG 1981
Das Urteil vom 16. Juni 198138 ), mit dem das 
BVerfG das saarländische Rundfunkgesetz 
von 1967 in Teilen für mit dem GG unverein-
bar und daher nichtig erklärte, hat die vorerör-
terte Streitfrage bewußt und ausdrücklich of-
fengelassen. Die Frage, ob Art. 5 Abs. 1 Satz 2 
GG einen grundrechtlichen Anspruch auf die 
Veranstaltung privater Rundfunksendungen 
gewährt, wurde , da dazu keine Veranlassung 
gegeben war, ebensowenig entschieden wie 
die Frage, ob das Rundfunkmonopol der öf-
fentlich-rechtlichen Anstalten auch unter den 
heutigen und künftigen Bedingungen mit dem 
GG vereinbar ist39 ). Das Gericht ließ an der 
Zulässigkeit privaten Rundfunks unter Bedin-
gungen, wie sie auch im folgenden entwickelt 
werden40 ), allerdings keinen Zweifel. Dem Ge-
setzgeber (der Länder) steht es danach frei — 
ob er u. U. dazu verpflichtet ist, bleibt einstwei-
len dahingestellt —, die gegenwärtige durch 
eine andere Rundfunkorganisation zu erset-
zen.
Dieser Entscheidungsfreiheit des Gesetzge-
bers hat das Urteil allerdings gewisse Grenzen 
gezogen41). So muß er seine Entscheidung 
durch Gesetz treffen. Die'Rundfunkfreiheit be-
dürfe, so das BVerfG, einer „positiven Ord-
nung", die sicherstellt, „daß der Rundfunk nicht 
einer oder einzelnen gesellschaftlichen Grup-
pen ausgeliefert wird, daß die in Betracht kom-
menden gesellschaftlichen Kräfte im Gesamt-
programm zu Wort kommen und daß die Frei-
heit der Berichterstattung unangetastet 
bleibt". Daß das BVerfG eine gesetzliche Rege-
lung dieser Art verlangt, ist nicht zu bean-
standen42). Bedenken muß es allerdings her-
vorrufen, daß die Ausübung der Rundfunkfrei-
heit, deren grundrechtlichen Charakter das



Gericht ja nicht ausschließt43 ), zumindest 
scheinbar von gesetzlicher Zulassung abhän-
gig gemacht wird. Das gibt es bei keinem ande-
ren Grundrecht. Grundrechte dürfen zwar in 
bestimmten Umfang eingeschränkt, auch darf 
ihre Ausübung gelegentlich auf gesetzlicher 
Grundlage von einer staatlichen Genehmi-
gung abhängig gemacht werden (die Auf-
nahme bestimmter Berufe beispielsweise), in 
keinem Fälle ist aber bisher die Inanspruch-
nahme eines Grundrechts als solche von der 
vorherigen, nur schwer oder gar nicht er-
zwingbaren Regelung durch Gesetz abhängig 
gemacht worden. Das kann kaum anders denn 
als Verletzung des Wesensgehalts des Grund-
rechts qualifiziert werden, die Art. 19 Abs. 2 
GG unter allen Umständen verbietet. Es ver-
wundert, daß das BVerfG sich damit über-
haupt nicht auseinandersetzt

43) Die Aussagen des Urteils sind allerdings nicht 
frei von Widersprüchen. Einerseits läßt es, wie ge-
sagt, die Frage offen, ob Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG ei-
nen grundrechtlichen Anspruch auf die Veranstal-
tung privaten Rundfunks gewährt. Andererseits 
wird gesagt, das GG schreibe dem Gesetzgeber 
keine bestimmte Form der Rundfunkorganisation 
vor, womit die Möglichkeit einer grundrechtlichen 
Diiektive eigentlich ausgeschlossen wird, aber 
auch: Die Aufgabe, die Rundfunkfreiheit rechtlich 
auszugestalten, berechtige (außerhalb des Art. 5 
Abs. 2 GG) nicht zu einer Beschränkung des „Grund-
rechts" (sic!).

44) BVerfGE 50, 290.
45) So schon oben B III 3.
45a) Zur Kritik des Urteils vgl. auch Kull, Rundfunk-
gleichheit statt Rundfunkfreiheit, Archiv für Presse-
recht 3/1981, S. 378-, Pestalozza, Der Schutz vor der
Rundfunkfreiheit in der Bundesrepublik Deutsch-
land, NJW 1981, 2158-, Ricker, Freiheit und Ordnung 
des Rundfunks nach dem dritten Rundfunkurteil 
des Bundesverfassungsgerichts, NJW 1981, 1921; 
Scholz, Das dritte Fernsehurteil des Bundesverfas-
sungsgerichts, JZ 1981, 561, sowie H. H. Klein, Der
Begriff der Rundfunkfreiheit im Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts vom 16.6. 1981, Funk-Korre-
spondenz Nr. 4/1981, S. 1.

Ein weiteres Bedenken gegen das Urteil ist, 
daß es der Rundfunkfreiheit eine überwiegend 
dienende Rolle (gegenüber dem Kommunika-
tionsprozeß) zuweist. Sie sei —- merkwürdige 
Begriffsbildung! — eine „dienende Freiheit"; 
ihre .Aufgabe, freie und umfassende Mei-
nungsbildung durch den Rundfunk zu gewähr-
leisten", bestimme ihre „Eigenart und Bedeu-
tung". Anstößig sind nicht die konkreten Fol-
gerungen, die das Urteil aus diesen grundsätz-

lichen Feststellungen zieht, wohl aber der 
Rückfall in eine Position, die seit dem Mitbe-
stimmungsurteil des BVerfG44 ) als überwun-
den gelten durfte. Während dort ) der indivi-
dualrechtlichen Bedeutung der Grundrechte 
Priorität eingeräumt und ihren objektivrecht-
lichen Elementen lediglich eine diese Bedeu-
tung stützende Funktion zugewiesen wird, er-
scheinen nunmehr die in Art. 5 Abs. 1 GG ent-
haltenen, einander bedingenden und stützen-
den, subjektiv- und objektivrechtlichen Ele-
mente als ins Gleichgewicht gebracht. Das ist 
gefährlich, weil es dem Verfassungsinterpre-
ten Spielraum schafft, nahezu beliebig entwe-
der die einen oder die anderen Elemente zu 
betonen. Die Schutzfunktion der Grundrechte 
wird beeinträchtigt, die Bindung des Gesetz-
gebers an sie gelockert, Rechtsunsicherheit 
bei ihrer Anwendung produziert. Eine „die-
nende Freiheit", die ausschließlich oder vor al-
lem als Aufgabe definiert wird, ist keine Frei-
heit mehr. Diese und andere dogmatische 
Schwächen des Urteils45 ’) sind für unseren Zu-
sammenhang allerdings deshalb von nur se- 

‘kundärem Interesse, weil die im folgenden 
entwickelte rundfunkpolitische Konzeption 
mit den vom BVerfG für den Fall, daß der Ge-
setzgeber sich zur Zulassung privaten Rund-
funks entschließt, gezogenen Folgerungen 
ohne jede Einschränkung übereinstimmt.

III. Das neue duale System

Externe Pluralität — unter diesem Stichwort 
kann (wie dargestellt) die Konkurrenz freier 
Veranstalter zusammengefaßt werden, die 
nicht inhaltlich umfassenden Programmaufla-
gen unterliegen und folglich auch keine Kon-

trollgremien mit externen Kontrolleuren in 
ihr (internes) Organogramm aufnehmen müs-
sen. Damit sind Schranken geöffnet, ohne daß 
Schrankenlosigkeit eintreten darf. Ein Landes-



rundfunkgesetz zur Regelung dieses Systems 
externer Pluralität muß daher auch die Gren-
zen der subjektiven Rundfunkveranstaltungs-
freiheit definieren, muß objektive Rahmen-
richtlinien bestimmen, die der besonderen Be-
deutung des Mediums gerecht werden (dazu 
unten: Die neuen Rundfunkträger). Gleichzei-
tig muß die bisherige Aufgabenzuweisung 
der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
überprüft und ihre Reform unter Berücksichti-
gung der neuen Konkurrenzsituation — in der 
sie zwar aufgrund der Gebührenfinanzierung 
begünstigt, aber trotzdem betroffen sind — 
eingeleitet werden (Die alten Rundfunkträ-
ger). Beide „Schienen" bilden das „neue duale 
System", das die Rundfunklandschaft für lange 
Zeit prägen wird.

Die neuen Rundfunkträger

Konzeption •
Die Pluralität des Angebots und die Möglich-
keit freier Auswahl durch den Rezipienten 
können — so deutlich das Bundesverfassungs-
gericht46 ) — die Ausgewogenheit des Einzel-
programms ersetzen. Gleichwohl würde es 
dem verfassungsrechtlichen Gebot, die Frei-
heit des Rundfunks zu gewährleisten, nicht ge-
recht werden, wenn nur staatliche Eingriffe 
ausgeschlossen würden und der Rundfunk 
dem freien Spiel der Kräfte überlassen wür-
de47 ); es liegt vielmehr in der Verantwortung 
des Gesetzgebers, daß ein Gesamtangebot be-
steht, in dem die für die freiheitliche Demo-
kratie konstitutive Meinungsvielfalt zur Dar-
stellung gelangt48 ). Es bedürfe gesetzlicher Be-
stimmungen, die im Rahmen des zugrunde ge-
legten Ordnungsmodells sicherstellen, daß 
der Rundfunk nicht einer oder einzelnen ge-
sellschaftlichen Gruppen ausgeliefert wird 
und daß die in Betracht kommenden Kräfte im 
Gesamtprogrammangebot zu Wort kommen 
können49 ).

50) FRAG-Urteil (oben FN 15), C II 2 c; vgl. auch 
BVerfGE 12, 205 (263).
51) FRAG-Urteil (oben FN 15), C II 2 c.
52) FRAG-Urteil (oben FN 15), C II 2d; vgl. auch 
BVerfGE 12, 205 (261).
53) FRAG-Urteil (oben FN 15), C II 2e.

Darüber hinaus habe der Gesetzgeber für den 
Inhalt des Gesamtprogramms Leitgrundsätze 
verbindlich zu machen, die ein Mindestmaß 
von inhaltlicher Ausgewogenheit, Sachlich-

46) Im FRAG-Urteil (oben FN 15) unter C I.
4 47) Ebd.; vgl. auch BVerfGE 31, 314 (325).
48) FRAG-Urteil (oben FN 15), C I.
49) FRAG-Urteil (oben FN 15), C II 2 b. 

keit und gegenseitiger Achtung gewährlei-
sten 50 ). Daneben seien alle Veranstalter an die 
Schranken des Art. 5 Abs. 2 GG gebunden. Na-
mentlich für den Jugendschutz wird in den 
Rundfunkgesetzen Sorge zu tragen sein51 ). 
Ebenfalls zu den erforderlichen gesetzlichen 
Regelungen privaten Rundfunks gehöre die 
Normierung einer begrenzten Staatsaufsicht, 
die — nur — der Aufgabe zu dienen hat, die 
Einhaltung der zur Gewährleistung der Rund-
funkfreiheit ergangenen Bestimmungen si-
cherzustellen52 ). Schließlich sei bei jeder Form 
der gesetzlichen Ordnung des Rundfunks eine 
vorherige Überprüfung unverzichtbar, ob bei 
der Aufnahme privater Rundfunkveranstal-
tungen oder einem Hinzutreten weiterer Ver-
anstalter den dargelegten Anforderungen Ge-
nüge getan ist. Ein solches Erlaubnisverfahren 
dürfe neben der Überprüfung allgemeiner 
Voraussetzungen wie etwa Geschäftsfähigkeit 
oder Zuverlässigkeit des Antragstellers nur 
der Gewährleistung der Rundfunkfreiheit die-
nen, um derentwillen es verfassungsrechtlich 
geboten sei. Dabei obliege es dem Gesetzge-
ber, die Voraussetzungen der Erteilung oder 
Versagung der Erlaubnis selbst zu bestim-
men53 ). Zur Ausgestaltung dieser Grundsätze 
ist also aufgrund eines Gesetzes zu regeln, wer 
zu welcher Zeit die Sendemöglichkeiten 
nutzen darf. Im Rundfunkbereich wird es einer 
für die vorbezeichneten Zwecke erforderli-
chen rundfunkrechtlichen Lizenz bedürfen ne-
ben einer fernmelderechtlichen Erlaubnis (von 
der Deutschen Bundespost zu erteilen). Nur so 
kann die Pluralität des Programmangebotes in 
seiner Gesamtheit gewährleistet, uner-
wünschten Konzentrationsbestrebungen 
wirksam begegnet und notwendigen Auflagen 
Geltung verschafft werden. Auf die Erteilung 
der notwendigen Lizenzen besteht grundsätz-
lich ein Rechtsanspruch.
Zum Schutz von Jugend und Familie kann bei-
spielsweise die Ausstrahlung von Sendungen, 
die sich speziell an Kinder im schulpflichtigen 
Alter wenden, auf bestimmte Tageszeiten be-
schränkt werden. Die Berichterstattung muß 
wahrheitsgetreu und sachlich sein. Herkunft 



und Inhalt der zur Veröffentlichung bestimm-
ten Nachrichten und Berichte sind sorgfältig 
zu prüfen. Vor der Verbreitung von Tatsachen-
behauptungen, die sich gegen eine bestimmte 
Person oder Institution richten, sind die Be-
troffenen nach Möglichkeit zu hören; ihre 
Auffassung ist bei der Gestaltung der Sendun-
gen zu berücksichtigen. Das Recht der Gegen-
darstellung ist zu gewährleisten. Nachrichten 
sind von Kommentaren und Stellungnahmen 
zu trennen. Die Grundsätze des demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaates im Sinne des 
Grundgesetzes sind bei der Gestaltung des 
Programms zu achten.
Die (mindestens teilweise) Finanzierung54 ) zu-
sätzlicher Rundfunkprogramme aus Werbung 
kann aus rechtlichen wie aus wirtschaftlichen 
Gründen nicht ausgeschlossen werden. Es 
kann und sollte jedoch die erkennbare Tren-
nung von Werbesendungen und anderen Pro-
grammteilen vorgeschrieben (Blockwerbung) 
werden. Außerdem kann und muß u. U. der 
Umfang der .Werbung begrenzt werden. Zur 
Gewährleistung eines angemessenen Einflus-
ses des Rezipienten auf das Programm wäre 
ferner zu erwägen, die Finanzierung minde-
stens teilweise auf ein beim Empfänger zu er-
hebendes Entgelt zu gründen.

54) Auch die Frage der Finanzierung hat das BVerfG 
im FRAG-Urteil ausdrücklich ausgeklammert.

55) Bulletin vom 10. Oktober 1979.
56) Vgl. zuletzt FRAG-Urteil (oben FN 15), passim-
57) Vgl. H. H. Klein, Ein Grundrecht auf saubere 
Umwelt? in: Festschrift Werner Weber, Berlin 1974, 
S. 643 ff.
58) Vgl. BVerfGE 1, 97 (1. Leitsatz sowie 105).

Im Interesse des publizistischen Wettbewerbs 
wie der intermediären Kontrolle sind aber ins-
besondere im lokalen und regionalen Bereich 
alle Möglichkeiten zu nutzen, um in Ein-Zei- 
tungs-Kreisen die publizistische Alleinstel-
lung durch elektronische Konkurrenz zu be-
enden. Unternehmen, die bereits jetzt in sol-
chen Kreisen über ein Monopol verfügen, dür-
fen nicht auch noch die Neuen Medien kon-
trollieren. Nicht auszuschließen ist freilich die 
(auch mehrheitliche) Beteiligung von Zei-
tungsverlagen mit örtlicher Alleinstellung an 
elektronischen Medien in einem anderen geo-
graphischen Bereich.

Die Rolle der Deutschen Bundespost
In der Erkenntnis, daß die Verkabelung ent-
scheidend die materielle Rundfunkorganisa-
tion determiniert, hat die Bundesregierung 
1979 den Versuch unternommen, die aus ihrer 
Sicht politisch unerwünschten Änderungen 

des bestehenden Rundfunksystems zu verzö-
gern und damit so spät wie möglich eintreten 
zu lassen. Sie hatte am 26. September 1979 be-
schlossen, daß die projektierte flächendek- 
kende Verkabelung von elf Städten mit dem 
Kupferkoaxialkabel eingestellt werden sol-
le55 ). Zwar hat die Post in Einzelfällen und 
punktuell weiterhin Breitbandkabel verlegt, 
um Empfangsprobleme durch Abschattungen 
zu beseitigen, die Schaffung von zusammen-
hängenden Netzen oder den Anschluß aller 
Wohnungen in einem Wohngebiet an das Ko-
axialkabel hat sie aber seit diesem Beschluß 
konsequent abgelehnt. Mit diesen Entschei-
dungen haben die Bundespost und die Bun-
desregierung unmittelbar die Medienorgani-
sation gesteuert. Die Bestimmung der Rund-
funkorganisation ist aber eindeutig und un-
strittig Sache der Länder56 ). Sie sollten daran 
gehindert werden, Veränderungen der Me-
dienlandschaft vorzunehmen. Da dieses Ver-
halten der Entscheidung gleichkam, alles so zu 
lassen wie es ist, übte die Bundesregierung de 
facto Kompetenzen der Länder aus. Dort, wo 
die Post eigenmächtig handelte, traf eine Ver-
waltungsbehörde inhaltliche Entscheidungen 
für Verfassungsorgane.

Diese Kompetenzanmaßung war nicht nur for-
mell — im Hinblick auf die Zuständigkeit der 
Länder —, sondern auch materiell — im Hin-
blick auf die grundgesetzliche Gewährleistung 
der Kommunikationsfreiheit — verfassungs-
widrig.

Die Grundrechte sind nämlich nicht nur Gren-
zen staatlicher Tätigkeit, sondern auch die 
Grenzen staatlicher Untätigkeit. Sie begren-
zen nicht nur staatliches Handeln, sondern 
verpflichten auch dazu. Zwar wird man aus ih-
nen keinen konkreten, nur so und nicht anders 
auszuführenden Auftrag an den Gesetzgeber 
herleiten können57 ), immerhin aber verpflich-
ten die Grundrechte den Staat dazu, be-
stimmte Handlungen nicht willkürlich, daß 
heißt ohne sachlichen Grund, zu unterlas-
sen 58 ), zumal dann, wenn er sich (wie durch das 
Monopol der Post für die Errichtung von Fern-
meldeanlagen) das ausschließliche Recht, et-



was zu tun, vorbehält. Die Bundesregierung 
darf nicht die untergeordnete Rolle der Me-
dientechnik ignorieren und so die Ausübung 
des Grundrechts aus Artikel 5 des Grundge-
setzes verhindern oder entscheidend behin-
dern.

Für eine Bindung der Deutschen Bundespost 
an solche medienpolitischen Vorstellungen 
der Bundesregierung liefert das geltende 
Recht im übrigen keine Handhabe. Gemäß 
§ 2 I des Postverwaltungsgesetzes 59) ist die 
Verwaltung der Bundespost an die „Grund-
sätze der Politik der Bundesrepublik Deutsch-
land" gebunden. Dies kann nicht bedeuten, daß 
die Post Kompetenzüberschreitungen der 
Bundesregierung automatisch zu vollziehen 
hat. Es kann vielmehr nur heißen, daß die da-
für vorgesehenen Instanzen im dafür vorgese-
henen Verfahren Entscheidungen treffen, die 
die Post zu vollziehen hat. Die für die Rund-
funkorganisation zuständigen politischen In-
stanzen sind die Länder; das vorgesehene Ver-
fahren ist die Verabschiedung eines materiel-
len Rundfunkgesetzes.
Außerdem hat die Bundespost ihre Anlagen 
gemäß § 2 III des Postverwaltungsgesetzes 
„weiterzuentwickeln und zu vervollkommnen". 
Das heißt, daß die Einführung neuer Entwick-
lungen im Bereich der Fernmeldetechnik kei-
neswegs in das Belieben der Post gestellt ist, 
sie ist vielmehr dem technischen Fortschritt 
verpflichtet. Wenn sie Investitionen verwei-
gert und Innovation hemmt, dann muß notfalls 
ein Instrumentarium entwickelt werden, mit 
dessen Hilfe die Post verbindlich veranlaßt 
werden kann, ihrem Auftrag zur technischen 
Weiterentwicklung nachzukommen.
Aus all dem folgt, daß die Bundesregierung 
und die Bundespost verpflichtet sind, ohne 
willkürliche Verzögerung die Bedingungen 
herzustellen, die es grundsätzlich jedem er-
möglichen, am medialen Kommunikationspro-
zeß teilzunehmen. Der Frequenzmangel darf 
nicht künstlich verlängert werden, um das bin-
nenpluralistische öffentlich-rechtliche Rund-
funksystem zu konservieren; eine ausschließ-
lich binnenpluralistische Organisation ist kein 
Selbstzweck und keine Selbstverständlichkeit, 
sondern nur die hilfsweise Lösung eines 
Knappheitsproblems.

Die alten Rundfunkträger

Das Weiterbestehen der vorhandenen Rund-
funkanstalten ist zur Gewährleistung einer 
flächendeckenden Grundversorgung der Be-
völkerung mit Information, Bildung und Un-
terhaltung allgemein erwünscht; ihr Pro-
gramm bleibt eine „Sache der Allgemein-
heit"60), die zu Neutralität, Überparteilichkeit 
und Ausgewogenheit verpflichtet. Dies 
schließt freilich nicht aus, daß die Anstalten in 
einigen wesentlichen Punkten der Reform be-
dürfen.

s59)  BGBl 1973 I, S. 676.

60) BVerfGE 31, 314 ff. (327).
61) H. H. Klein, Die Rundfunkfreiheit, S. 17 ff. 
m. w. N.; ferner Lerche, Landesbericht Bundesrepu-
blik Deutschland, in: Bullinger/Kübler (Hg), Rund-
funkorganisation und Rundfunkfreiheit, 1980, 
S. 22 ff., 53 ff.
62) Vgl. hierzu Praxis der Rundfunkkontrolle I bis 
III, in: DAS PARLAMENT, 45, 47 und 49/1979, Seite 
„Teleforum".

Zunächst muß wieder klargestellt werden, daß 
die dem Rundfunk aufgegebene Meinungsplu-
ralität nicht mit dem etwa vorhandenen Plura-
lismus der Meinungen der Programmacher 
identisch, sondern von ihnen darzustellen ist. 
Ihr Grundrecht auf freie Äußerung und Ver-
breitung eigener Meinungen über den Rund-
funk ist durch dessen Aufgabenstellung be-
schränkt61 )- Das Grundrecht auf individuelle 
Meinungsäußerung kann nicht auf die Person 
der Journalisten reduziert werden. Die subjek-
tive Rundfunkfreiheit ist über den Programm-
auftrag stellvertretend in die Hände von Jour-
nalisten gelegt. Sie erhalten die Legitimation 
ihrer Tätigkeit nur aus dem gesellschaftlichen 
Auftrag, der durch die gesellschaftlich-rele-
vanten Kräfte definiert und dessen Einhaltung 
von ihnen kontrolliert wird.
Es hat sich aber erwiesen, daß diese stellver-
tretende Wahrnehmung von Bürgerinteressen 
nicht befriedigend funktioniert: Zum einen er-
scheint es bereits fraglich, ob die Interessen 
der Gruppenmitglieder wirklich zu den Grup-
penrepräsentanten gelangen62 ); zum anderen 
hat die Praxis in den Rundfunkanstalten dazu 
geführt, daß häufig nur noch Grundpositionen 
vertreten werden, die sich nach „Fraktionen" 
ordnen lassen. Zum dritten ist das „Haus“, also 
die jeweilige zu kontrollierende Rundfunkan-
stalt, oftmals übermächtig. Schließlich schei-
tert eine solche stellvertretende Interessen-



Wahrnehmung durch die Journalisten oftmals 
an ihrem Selbstverständnis: zu oft wird gerade 
in den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstal-
ten die vollständig freie Entscheidung des Re-
dakteurs hinsichtlich Auswahl und Behand-
lung der Themen postuliert, die aber gerade so 
dem Programmauftrag der öffentlich-rechtli-
chen Anstalten widerspricht.

Die Aufgaben und Programmgrundsätze soll-
ten daher aufgrund der unterschiedlichen Er-
fahrungen in der Bundesrepublik präzisiert 
werden. Hierbei sollte auf größere Rechtsklar-
heit für den Rundfunkbetrieb geachtet und für 
alle dort tätigen Programmitarbeiter ver-
gleichbare Anforderungs- und Verbotskrite-
rien hergestellt werden. Diese Grundsätze 
müssen die Informations- und Meinungsfrei-
heit garantieren — insbesondere, daß der 
Rundfunk sich nicht einseitig in den Dienst ei-
ner Person, einer Weltanschauung oder einer 
Gruppe stellt — und die Ausgewogenheit des 
Programms, die Beachtung der journalisti-
schen Fairneß-Regeln sowie das Eintreten für 
die freiheitliche demokratische Grundord-
nung sicherstellen.

Die Zahl der in die Rundfunkgremien zu ent-
sendenden bzw. zu wählenden Vertreter des 
Staates, der gesetzgeberischen Körperschaf-
ten und der Parteien sollte ein Drittel der Ge-
samtzahl der Gremienmitglieder nicht über-
schreiten. Um ihre Aufgaben ordnungsgemäß 
erfüllen zu können, müssen die Rundfunkräte 
stärker als bisher die Möglichkeit haben, auf 
die Einhaltung von Sende- und Programm-
grundsätzen im Interesse der öffentlichen 
Aufgaben der Anstalten hinzuwirken. Unter 
Beachtung der Intendantenverfassung sollten 
ihnen ausreichende Beratungs- und Richtli-
nienkompetenzen in Fragen des grundsätzli-
chen Programms sowie dessen Struktur einge-
räumt werden.

Mehr noch als bisher müßten die Grundsätze 
einer sparsamen Wirtschaftsführung beachtet 
werden. Ausgaben und Einnahmen müssen 
sich decken; Kapazitätsengpässe brauchen 
nicht gefürchtet zu werden, sondern können 
durch gezielte Auftragsvergabe an private Un-
ternehmen behoben werden. Schließlich ist 
die für eine Versorgung der Rundfunkteilneh-
mer mit guten Programmangeboten erforderli-
che Kreativität der „Macher" dadurch zu för-

dern, daß alle unnötige Bürokratie abgebaut 
wird.

Neues Kommunikationsverständnis •
Kabelfernsehen, Satelliten, Teletexte, Rückka-
nal, offener Kanal, Pay-TV — dies alles ver-
sucht man derzeit mit irrationalen Vorhersa-
gen zum Scheitern zu bringen. „Spirale der 
Programmverflachung", „Kommerz auf Kosten 
des Publikums", „Massenattraktivität statt ni-
veauvoller Programme", das sind nur einige 
der geäußerten Befürchtungen. Aber die Me-
dien sind ein Teil unserer Welt63 ). Sie sind 
kein Naturereignis und kein unerforschtes 
Phänomen. Sie sind gestaltbar und regelbar. 
Niemand will ein wildes Fernsehsystem, in 
dem Werbung, Sex und Crime sich ablösen. 
Aber der von unserer Verfassung für mündig 
erklärte Bürger muß auch kommunikationspo-
litisch als mündig angesehen werden. Wer bei 
Wahlen frei entscheiden soll, muß seine Aus-
wahlentscheidung zwischen verschiedenen 
Informationsangeboten in gleicher Freiheit 
treffen dürfen.

63) Stolte, Kommunikationspolitische Aspekte der.
Entwicklung des Programmangebots im Fernsehen,
verf. Manuskript 1980.

Medien können Kreativität und Kommunika-
tion fördern, Informationen und Bildung ver-
mitteln, fehlende Mobilität und Einsamkeit 
mildern. Dies sind nur einige der zahlreichen 
Möglichkeiten, Medien zu nutzen. Welche der 
Bürger davon wahrnimmt, entscheidet er 
selbst. Diejenigen, die Angst vor Medien schü-
ren, haben in Wirklichkeit Angst vor dem 
Menschen. Sie trauen ihm nicht zu, eine für 
ihn sinnvolle Auswahl zu treffen. Wer behaup-
tet, der Mensch ließe sich willenlos durch die 
Technik beherrschen, es drohe allgemeine 
Apathie durch „zu viel Fernsehen", der hält of-
fenbar nicht viel von Mündigkeit und Selbst-
verantwortung. Wer gezielt Furcht verbreitet, 
von „Enteignung", „Zerschlagung" oder „Fremd-
kommerz" spricht, der glaubt offenbar, für ra-
tionale Gründe reiche die Vernunft der Bürger 
nicht aus. Wer meint und verkündet, alle viel-
fältigen und unterschiedlichen Bürgerinteres-
sen reduzierten sich in einem neuen Rund-
funksystem auf das Bedürfnis, unterhalten zu 
werden, der nimmt die Bürger und ihre Inter- 63



essen nicht ernst. Wer Unterhaltung für 
schlecht und nur sein eigenes „Niveau" für gut 
hält, der setzt seinen Geschmack elitär-abso-
lut vor den seiner Mitmenschen.

Das alles sind falsche Argumente für eine pes-
simistische Zukunftsverweigerung. Ein neues 
Kommunikationsverständnis tut not. Wenn 

wir ängstlichen Medienpropheten folgen und 
alles so lassen, wie es immer schon war, dann 
wird man im Rückblick auf die deutsche Kom-
munikationsprovinz den Mangel an Kreativi-
tät, Phantasie, Individualität und kommunika-
tiver Kompetenz später ganz einfach erklären 
können: „Die Grenzen ihrer Medien waren die 
Grenzen ihrer Welt."



Medienentwicklung und technischer, ökonomischer 
und sozialer Wandel

Zur Rundfunkpolitik nach dem FRAG-Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts

I. Rahmenbedingungen, Entwicklungstrends, Diskussionsfelder

Technische Neuerungen im Medienbereich 
werden oft als vorgegebene Größen des öko-
nomischen und sozialen Wandels verstanden. 
Ist die neue Technik einmal anwendungsreif, 
wie es heute z. B. für die „Neuen Medien" Bild-
schirm- und Videotext, Kabel- und Satelliten-
fernsehen behauptet wird, so erscheint es 
quasi naturnotwendig, daß sie marktmäßig 
durchgesetzt wird. Aufgabe staatlicher Rund-
funkpolitik ist es nach diesem Vorverständnis, 
daß sogenannte Innovationsbarrieren besei-
tigt und die rechtlichen Rahmenbedingungen 
entsprechend angepaßt werden. Dem ist drei-
erlei entgegenzuhalten:

oder ob es genutzt wird für den individuellen 
Abruf von Filmen nach Pay-TV-Muster gegen 
ein Einzelentgelt, das nach der „Qualität" der 
abgerufenen Dienste gestaffelt ist — um nur 
zwei Extreme der Anwendung der zukünfti-
gen Informatiönstechnologie zu nennen, wo-
bei die Kombinationsmöglichkeiten bzw. die 
Konkurrenz- und Substitutionsbeziehungen 
zum Beispiel mit Satellitenfernsehen und 
netzunabhängigen Videokassettenrecordern 
noch gar nicht berücksichtigt wurden. Eine 
Diskussion, die rein auf die technischen Mög-
lichkeiten abstellt, greift daher zu kurz.

2. Die Medienentwicklung, insbesondere die 
Entwicklung des Rundfunks, erfolgt in der 
Bundesrepublik nicht nach den Gesetzen des 
ökonomischen Wettbewerbs privatwirtschaft-
licher Unternehmen. Rundfunksendungen 
stellen nicht Waren dar, die den Konsumenten 
auf dem Markt angeboten werden, sondern sie 
werden im Zusammenhang einer öffentlichen 
Aufgabe in kultureller Verantwortung disku-
tiert )- Dies bedeutet, daß sich auch die Märk-
te, die sich an der Peripherie der Medienent-
wicklung befinden, wie zum Beispiel die 
Märkte für Endgeräte (zum Beispiel Fernseh- 
und Hörfunkgeräte), nach den Vorgaben der 
Medienpolitik zu richten haben. Daß von der 
originären Entwicklungsdynamik der Märkte 
her Druck auf die Medienpolitik ausgeübt 
wird, kann freilich nicht geleugnet werden.

1

1. Die verfassungsrechtlichen Vorgaben der 
Rundfunk- und Postpolitik

•

1. Medien sind nicht reine technische Übertra-
gungssysteme, sondern sie stellen je spezifi-
sche sozio-technische Systeme dar, die ge-
prägt sind von der technischen Infrastruktur, 
den Organisations- und Finanzierungsformen 
für die jeweilige Produktion bzw. die Pro-
grammveranstaltung, die Zugangsbedingun-
gen für die Kommunikatoren und Rezipienten 
und die Komplementaritätsbeziehungen zu 
anderen Medien. Außerdem sind Medien als 
sozio-technische Systeme gekennzeichnet 
durch ihre Einbettung in die soziale Umwelt, 
das heißt, die Nutzungsgewohnheiten und die 
Funktionen, die sie im Alltag spielen, machen 
ihren typischen Charakter aus. Kabelfernse-
hen zum Beispiel stellt ein je anderes sozio- 
technisches System dar, ob es genutzt wird für 
hie massenhafte Verteilung eines in öffent- 
lich-rechtlicher Verantwortung veranstalte- 
ten Lokalprogramms ohne Werbung, das 
durch eine Gesamtgebühr finanziert wird,

1) Im sog. „Mehrwertsteuerurteil" des Bundesverfas-
sungsgerichts von 1971 wurde festgestellt, daß die 
Tätigkeit der Rundfunkanstalten nicht gewerblicher 
oder beruflicher Art ist Zum Verständnis des Rund-
funks als .Angelegenheit öffentlicher Verantwor-
tung" vgl. Peter Lerche, Landesbericht Bundesrepu-
blik Deutschland, in: Martin Bullinger, Friedrich 
Kübler (Hrsg.), Rundfunkorganisation und Kommu-
nikationsfreiheit, Baden-Baden 1979, S. 15ff, S. 23 ff.



3. Die inzwischen über 20 Jahre in ihren we-
sentlichen Punkten unveränderte Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts zur 
Rundfunkordnung umreißt einen klaren Ord-
nungsrahmen für die Rundfunkentwicklung, 
der bei allen medienpolitischen Forderungen 
nach „neuen Medien" und „neuem Rundfunk- 
recht" zu beachten ist. Hierzu gehört — und 
dies zieht sich durch alle Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts leitmotivisch hin-
durch — die Forderung nach Unabhängigkeit 
gegenüber dem Staat und gegenüber einer 
bzw. einzelnen gesellschaftlichen Gruppen. 
Hierzu gehört auch die klare Kompetenzver-
teilung zwischen Bund und Ländern im Rund-
funkbereich. Die Deutsche Bundespost ist für 
das Errichten und Betreiben der Sendenetze 
zuständig; sie stellt die technische Infrastruk-
tur bereit, während den Bundesländern die 
Kompetenz zusteht, die Organisation der 
Rundfunkveranstalter und die Finanzierungs-
fragen zu regeln.
Die bisherige gesellschafts- und parteipoliti-
sche Auseinandersetzung um die informa-
tionstechnologische Entwicklung wurde in 
jüngster Zeit beherrscht durch die Kontro-
verse um das kommerzielle Fernsehen, das 
heißt, daß privatwirtschaftliche, rentabilitäts- 
orientiere Unternehmen über Werbung finan-
zierte Rundfunkprogramme veranstalten soll-
ten in angeblich fruchtbarer Konkurrenz zu 
den bestehenden öffentlich-rechtlichen, bin-
nenpluralistisch kontrollierten Rundfunkan-
stalten 2). Diese Diskussion ist durch das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts über die Ver-
fassungswidrigkeit der Privatfunkklauseln des 
saarländischen Rundfunkgesetzes3), in dem 
Kommerzfunkplänen eine eindeutige Absage 
erteilt und die öffentliche Aufgabe des Rund-
funks bestätigt wird, zu einem vorläufigen Ab-
schluß gebracht worden. So wie es in der Me-
dienpolitik bis zu diesem Urteil eine Diskus-

4) Da die öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
binnenpluralistisch organisiert sind, d. h., daß die 
gesellschaftlichen relevanten Gruppen in den Orga-
nen vertreten sind und im Gesamtprogramm zu 
Wort kommen, die Rundfunkprogramme also die
Pluralität der Meinungen widerspiegeln, ist ein 
Meinungsmonopol ausgeschlossen. Da die Rund-
funkanstalten über die Gebührenhöhe nicht selbst 
bestimmen — sie wird durch einen von allen Land-
tagen zu ratifizierenden Staatsvertrag geregelt—, 
ist eine Anwendung der Vorstellungen eines privat-
wirtschaftlichen Marktmonopols auch nicht zuläs-
sig; vgl. dazu Bernd-Peter Lange, Zum Monopolbe-
griff in der Medienpolitik, Media-Perspektiven 9/79, 
S. 581 ff.
5) „Nachdem es (das Fernmeldemonopol, der Verf.) 
lange Zeit verfassungsrechtlich dahingedämmert 
hatte, auf dem bequemen Polster einer gewissen na-
türlichen Selbstverständlichkeit.. „ so darf heute 
gesagt werden, daß die Fragen des Fernmeldemono-
pols zu einem der wichtigsten Verfassungsprobleme 
der Gegenwart und der nahen Zukunft gediehen 
sind." Peter Lerche, Das Fernmeldemonopol — öf-
fentlich-rechtlich gesehen, in: Ernst-Joachim Mest 
mäcker (Hrsg.), Kommunikation ohne Monopole, 
über Legitimation und Grenzen des Fernmeldemo-
nopols, Baden-Baden 1981, S. 140.
6) Vgl. im hektographierten Manuskript der Monoi 
polkommission S. 12.

2) Vgl. dazu Bernd-Peter Lange, Kommerzielle Ziele 
und binnenpluralistische Organisation bei Rund-
funkveranstaltern. Eine Untersuchung aus wirt-
schaftswissenschaftlicher und kommunikations-
theoretischer Sicht, Frankfurt 1980.
3) FRAG-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
16. Juni 1981, Media-Perspektiven 6/1981, S. 421 ff. 
Die Freie Rundfunk AG (FRAG), ein Zusammen-
schluß privatwirtschaftlicher Unternehmen, u. a. 
auch von Presseverlagen, hatte sich vergeblich um 
eine Lizenz für Privaten Rundfunk bemüht.

sion über das „Rundfunkmonopol4)" gab, gibt 
es jetzt im Telekommunikationsbereich eine 
ordnungspolitische Diskussion um das Fern-
meldemonopol der Deutschen Bundespost5). 
Die Monopolkommission, die in ihrem jüng-
sten Sondergutachten vom Februar 1981 „die 
Rolle der Deutschen Bundespost im Fernmel-
dewesen" kritisch analysiert hat, geht dabei je-
doch davon aus, daß im Netzbereich gegen-
wärtig die Zulassung privatwirtschaftlichen 
Wettbewerbs und damit die Auflösung des 
Fernmeldemonopols der Deutschen Bundes-
post nicht vertreten werden könne6). Es zeigt 
sich damit, daß im Bereich des Rundfunks die 
gegenwärtigen Strukturen und Organisations-
formen nicht zur Disposition stehen. Die Deut-
sche Bundespost ist weiterhin allein für die 
fernmeldetechnische Infrastruktur verant-
wortlich, während die öffentlich-rechtlichen 
Rundfunkanstalten allein die Programme ver-
anstalten.

2. Technische Entwicklungen, 
Anwendungstrends und Pilotprojekte

Im Rahmen dieser Vorgaben sind nun die sich 
abzeichnenden technischen und ökonomi-
schen Anwendungen zu analysieren und zu 
bewerten. Zu Zeiten der Kommission für den 
Ausbau des technischen Kommunikationssy-



stems (KtK 1974—1976) gab es noch säuberlich 
getrennte Denkmuster für die Individualkom-
munikation (zum Beispiel Telefonieren zwi-
schen zwei Privatpersonen) und die Massen- 
kommunikation (zum Beispiel Verteilung des 
bundesweiten ZDF-Fernsehprogramms an un-
bestimmt viele, gleichzeitig das Programm 
nutzende Haushalte) und dementsprechend 
für schmalbandige vermittelte Netze (Fern-
meldenetz) und breitbandige Verteilnetze 
(zum Beispiel terrestrische oder Satelliten- 
Fernsehsendenetze, aber auch Kabelfernseh-
verteilanlagen)7). Außerdem hat die KtK zwar 
erstmals für die Bundesrepublik den umfas-
senden Versuch gemacht, die einzelnen Tele-
kommunikationsformen und -dienste gemein-
sam zu betrachten — also zum Beispiel bezüg-
lich der Bürokommunikation die einander er-
gänzenden Funktionen von Telefonieren, 
Fernkopieren und Fernschreiben bzw. elektro-
nischer Post herauszustellen —, aber es fehlt 
eine umfassende Analyse des sich abzeichnen-
den Zusammenwachsens von Telekommuni-
kation und Datenverarbeitung.

7) Vgl. Telekommunikationsbericht der KtK, Bonn 
1976.
8) Ob derartige neue Anwendungen dann neue Me-
dien sein werden im Sinne spezifisch neuer sozio-
technischer Systeme oder aber ob es sich lediglich 
um neue übertragungs- bzw. Vermittlungstechnolo-
gien handeln wird, ist damit noch nicht entschie-
den.
9) Die einzelnen Dienste, die über Bildschirmtext 
abgewickelt werden, sind so unterschiedlich, daß 
das Wort „Bildschirmtext" — zunächst jedenfalls — nur als Oberbegriff für ein einheitliches 
Obertragungssystem brauchbar ist.

Wenn man bedenkt, daß die KtK 1975 Überle-
gungen für die Zeit von 1985 bis zum Jahr 2000 
angestellt hat und dann berücksichtigt, daß 
heute alle diese Denkmuster als wenig tragfä-
hig für die Zukunft erscheinen, dann wird der 
atemberaubende technische und infrastruktu-
relle Wandel deutlich. Zunächst gilt es zu kon-
statieren, daß ein zunehmendes Potential von 
technischen Kombinationen von Datenverar-
beitung und -Speicherung einerseits und nach-
richtentechnischer Übertragung andererseits 
geschaffen wurde, das viele neue Anwendun-
gen8) denkbar macht. So liegt das Potential 
von Bildschirmtext gerade in dem individuel-
len Zugriff auf Datenspeicher und Datenverar-
beitungsanlagen, zum Beispiel beim Fernein-
kauf über den Bildschirm oder beim Fernbe-
zahlen vom heimischen Sessel aus9), und so 

liegt das eigentlich Neue hierbei in dem Zu-
sammenführen von Telekommunikation und 
Informatik, in den neuen „Telematik"-Dien- 
sten. Das gleiche gilt für breitbandige Abruf-
dienste, also zum Beispiel für den in Kabel-
fernsehanlagen mit Rückkanal technisch mög-
lichen individuellen Zugriff auf gespeicherte 
Filme, Fernsehsendungen etc.
Gerade in bezug auf derartige Abruf- bzw. Dia-
logdienste stellt sich die Frage, ob sie eher der 
Individual- oder aber der Massenkommunika-
tion zuzurechnen sind oder ob sie eine spezi-
fisch neue Zwischenstufe im Sinne eines 
neuen sozio-technischen Systems darstellen 
werden, das vorhandene Kommunikations-
strukturen stark verändert. Die angebotenen 
Dienste sind zum Teil jedenfalls für den Abruf 
durch eine unbestimmte Vielzahl von Teilneh-
mern gedacht und insofern für die Information 
„der Massen" geeignet. Der Zugriff erfolgt aber 
durch individuelles Anwählen zu der vom Ab-
rufer gewünschten Zeit, unabhängig von dem, 
was gerade in anderen Haushalten an techni-
scher Kommunikation genutzt wird, und inso-
fern ähneln diese Dienste Dialogdiensten der 
Individualkommunikation.
Schließlich gehen inzwischen die Planungen 
der Deutschen Bundespost dahin, mittel- bis 
langfristig alle ihre Telekommunikationsdien-
ste über integrierte Netze in Glasfasertechnik 
abzuwickeln, also insbesondere das schmal-
bandige Kupferkabelnetz zum Telefonieren zu 
ersetzen und leistungsfähiger zu machen. Dies 
bedeutet, daß auch die bisher installierten 
breitbandigen Kupferkoaxialkabel für Ge-
meinschaftsantennen bzw. Kabelfernsehanla-
gen langfristig in derartige Netze integriert 
werden. Derartige integrierte Netze werden 
für ganz verschiedene Dienste wie das Telefo-
nieren und das Bildtelefonieren, das Bürofern-
schreiben, Bildschirm- und Kabeltext, breit-
bandige Abrufdienste, aber auch, wenn einmal 
eine bundesweite Verbreitung der Netze er-
reicht sein sollte, für die Verteilung der vor-
handenen Hörfunk- und Fernsehprogramme 
im herkömmlichen Sinne geeignet sein. Aus 
diesen Zukunftsperspektiven, die aber nur bei 
gewaltigen Investitionen in die Modernisie-
rung der technischen Kommunikationsinfra-
struktur zu realisieren sein werden, folgt vie-
rerlei:
1. Es ist zu prüfen, ob und wenn ja, wieweit 
technische Netzstrukturen der Zukunft be-



stimmte Nutzungsformen präjudizieren und 
wie ein „bedarfsgerechter“ Ausbau vonstatten 
gehen soll.
2. Zukünftige Dienste werden nicht mehr wie 
bisher bei den vorhandenen Medien durch 
eine bestimmte Produktions- bzw. Übermitt-
lungstechnik gekennzeichnet sein. Zum Fern-
sehen zum Beispiel gehört bisher die draht-
lose Ausstrahlung über ein terrestrisches Sen-
dernetz.
3. Auch die Wiedergabegeräte können zu mul-
tifunktionalen Terminals werden. Das Fern-
sehgerät — bisher ausschließlich zum Fernse-
hen genutzt — wird zum Bildschirm, der zum 
Beispiel auch Bildschirmtext mit seinen je spe-
zifischen Diensten sichtbar macht.
4. Dies hat zur Konsequenz, daß unternehme-
risch-geschäftliche Information und Kommu-
nikation (zum Beispiel Bürofernschreiben, Da-
tenaustausch etc.), privat-geschäftliche Inan-
spruchnahme von „Telematik-Diensten“ durch 
die Haushalte (zum Beispiel Abruf von Testbe-
richten, Ferneinkauf, Buchung von Reisen, Zu-
griff auf Rechtsprechungsdatenbanken durch 
Rechtsanwälte, aber auch durch „Laien") und 
individuelle und massenhafte Nutzung von 
publizistisch relevanten Informationen und 
Programmen in den Familien (insbesondere 
Hörfunk- und Fernsehprogramme, aber auch 
neue Abrufdienste) einerseits und von Unter-
haltungsangeboten (zum Beispiel Filme, 
Shows, Telespiele) andererseits über die glei-
che technische Infrastruktur mit den gleichen 
Ein- und Ausgabegeräten abgewickelt wird. 
Die erwähnten „Individualisierungsmöglich-
keiten“ in der Nutzung dieser denkbaren 
neuen sozio-technischen Systeme werfen eine 
Reihe von Fragen auf hinsichtlich der politi-
schen Gestaltungserfordernisse und -möglich- 
keiten.

Festzuhalten bleibt freilich, daß die neuen 
Techniken der „Telematik" heute und auch 
morgen noch nicht massenhaft zur Verfügung 
stehen und wir uns zunächst mit den getrenn-
ten Übertragungstechniken des schmalbandi- 
gen Telefonnetzes und des breitbandigen 
Fernsehnetzes begnügen müssen. Eine wis-
senschaftliche Beschäftigung mit möglichen 
sozio-technischen Systemen der Zukunft hat 
das Ziel, rechtzeitig für die politische Gestal-
tung die Konsequenzen alternativer Organisa- 
tions- und Finanzierungsformen aufzuzeigen.

In dieser gesellschaftspolitischen Auseinan-
dersetzung vertrauen — grob vereinfacht — 
die einen auf die weitgehende Regulierung 
über den privatwirtschaftlichen Wettbewerb 
am Markt, und sie wollen — falls es zu negati-
ven Auswirkungen zum Beispiel durch Pro-
gramme mit rohen Gewaltdarstellungen auf 
Kinder kommt — der Medienpädagogik die 
Aufgabe zuweisen, im Nachhinein eine gesell-
schaftliche Verträglichkeit zu sichern10 ). Die 
anderen hingegen fordern von vornherein ei-
nen Ordnungsrahmen, der durch Strukturent-
scheidungen — wie zum Beispiel Begrenzung 
der Werbungsfinanzierung von Fernsehpro-
grammen — dazu beiträgt, daß negative Aus-
wirkungen gar 11nicht erst eintreten ).

10) Von einer derartigen Innovationsphilosophie 
geht etwa die Expertenkommission Neue Medien- 
EKM Baden-Württemberg aus-, vgl. Abschlußbe-
richt I, Stuttgart 1981.
11) Vgl. dazu z. B. Wolfgang Hoffmann-Riem, Kom-
merzielles Fernsehen. Rundfunkfreiheit zwischen 
ökonomischer Nutzung und staatlicher Regelungs-
verantwortung: Das Beispiel USA, Baden-Baden 
1981, insb. S. 309.
12) Befragungen potentieller Nutzer sind wenig er-
giebig, da diese die neuen Anwendungsmöglichkei-
ten nicht kennen und ihr zukünftiges Verhalten 
auch nicht abschätzen können. Einfache Trend-
extrapolationen sind auch nicht möglich, weil sie 
die Beständigkeit der sonstigen Umweltfaktoren 
voraussetzen.
,13) Die jeweiligen Medien und deren Entwicklung 
sind sehr stark geprägt von den spezifischen kultu-
rellen, politischen und ökonomischen Bedingungen 
der einzelnen Länder. So ist die Verbreitung des 
Pay-TV in den USA nur zu verstehen als Reaktion 
auf bzw. als Ergänzung zu einem rein durch Werbe-
spots finanzierten Rundfunk.

Da nun die Möglichkeiten der Prognose so-
wohl hinsichtlich der Frage, welche potentiel-
len sozio-technischen Systeme sich in der Zu-
kunft real, in welcher Geschwindigkeit und in 
welcher Ausgestaltung werden durchsetzen 
(lassen), also auch hinsichtlich der Frage, wel-
che möglichen negativen Auswirkungen dann 
eintreten können, sehr begrenzt sind12 ), und 
auch vorhandene ausländische Erfahrungen 
nicht immer direkt auf die Verhältnisse in der 
Bundesrepublik übertragen werden kön-
nen13 ), bleibt als Weg der Versachlichung der 
gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Aus-
einandersetzungen nur der Test über be-
grenzte und befristete Pilotprojekte. Zwar ha-
ben die jetzt inzwischen fünf Jahre andauern-
den Diskussionen über Pilotprojekte insbeson-
dere zum Kabelfernsehen die Restriktionen 
aufgezeigt, unter denen aus Modellversuchen



Schlüsse auf zukünftige Nutzungen, Verbrei-
tung, Ausgestaltung etc. gezogen werden kön-
nen — so kann es insbesondere keine echte 
Repräsentativität geben sowohl hinsichtlich 
der Teilnehmerpopulation als auch hinsicht-
lich der „realistischen" Preise bzw. Gebühren 
für die Dienste14 ) —, aber wenn „Wildwuchs" 
nach Laissez-fair-Vorstellungen nicht zum 
Prinzip erhoben werden soll, dann gibt es zu 
.gesellschaftlichen Experimenten" in der Form 
von Modellversuchen keine realistischen Al-
ternativen 15).

14) Die Pilotprojekte im Telekommunikationsbe-
reich können außerdem nur dann zu relevanten 
Aussagen führen, wenn gleichzeitig die Entwick-
lung der Medienangebote im netzungebundenen 
Umfeld, z. B. bei den Videokassetten und den dazu-
gehörigen Abspielgeräten, berücksichtigt wird. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Diskus-
sion um Kabelfernsehpilotprojekte belastet worden 
ist durch die allgemeine medienpolitische Kontro-
verse um die Rundfunkorganisation.
15) Die bisherigen Erfahrungen mit dem Bildschirm-
textversuch in Düsseldorf/Neuß zeigen, daß Fragen 
der politischen Gestaltung der Rahmenbedingun-
gen für die neuen Dienste wesentlich besser in be-
zug auf konkret vorliegende Angebote diskutiert 
werden können als am grünen Tisch.
16) Gesetz des Landes Rheinland-Pfalz über einen 
Versuch mit Breitbandkabel vom 4. 12. 1980, GV 
BRh.Pf. 24/1980, S. 229 ff.
17) Nach diesem Gesetz können unter einem „öf- 
fentlichen-rechtlichen Dach" auch private Rund-
funkveranstalter zugelassen werden. Bei der Kon- 
Zessionsvergabe an diese „freien Veranstalter" wirkt 
auch die Landesregierung mit, was mit der geforder-
ten Staatsferne des Rundfunks nur schwer zu ver-
einbaren sein dürfte. Zum Problem der Widerspie-
gelung aller relevanten Meinungen im Gesamtpro- 
gramm vgl. weiter unten.

18) Vgl. dazu Hartwin-Vieweg, Das rheinland-pfälzi-
sche Versuchsgesetz für Ludwigshafen im Lichte 
des FRAG-Urteils, in: Film und Recht 8/1981, 
S. 421 ff.
19) Vgl. dazu die Vorschläge der Kommission zur Er- 
mittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten 
zur Anhebung der Rundfunkgebühren und deren 
Berechnungen zum Finanzrahmen für den Pro-

Die 1978 von den Ministerpräsidenten der 
Länder im Prinzip beschlossenen vier Pilot-
projekte zum Kabelfernsehen befinden sich 
immer noch in der Schwebe der Planungspro-
zesse. Für Ludwigshafen gibt es zwar ein 
rheinland-pfälzisches Gesetz16 ), aber die An-
wendung dieses Gesetzes scheint doch gerade 
auch im Lichte des Bundesverfassungsge-
richtsurteils zum saarländischen Rundfunkge-
setz — Staatsunabhängigkeit und realer Au- 
ßenpluralismus,7) — einige Schwierigkeiten 
zu machen18 ). Für alle Pilotprojekte ist die Fi-
nanzierung nach wie vor das Hauptpro-
blem 19 ).

Auch wenn Kabelfernsehpilotprojekte noch in 
der „alten" Kupferkoaxialkabeltechnik ausge-
legt werden, so sollten doch zur möglichst um-
fassenden Simulation zukünftiger Anwen-
dungsmöglichkeiten heuere Trends wie die 
geschilderten Planungen zu integrierten Net-
zen und damit auch zu breitbandigen Abruf-
diensten Berücksichtigung finden20 ). Eine Dis-
kussion über den erforderlichen Ordnungs-
rahmen für bundesrepublikanische Pay-TV- 
Angebote kann dann besser als bisher geführt 
werden.
Dies ist aber nur dann sinnvoll, wenn erst nach 
Abschluß von Pilotprojekten Entscheidungen 
über die Einführung neuer Dienste und Orga-
nisationsstrukturen getroffen werden. Vor 
diesem Hintergrund ist das „Vorpreschen" von 
Baden-Württemberg mit dem Ziel, ohne Pilot-
projektergebnisse abzuwarten direkt ein Me-
diengesetz in bezug auf die neuen Übertra-
gungsmöglichkeiten zu machen, mehr als be-
denklich. Wenn es hier zu keiner Einigung 
zwischen den einzelnen Bundesländern mehr 

, kommen sollte, dann ist der letzte Rest von 
Gemeinsamkeit in der Rundfunkpolitik zwi-
schen den großen Parteien endgültig ver-
spielt.

3. Okonomische Imperative und soziale 
Auswirkungen

Die gesellschaftspolitische Auseinanderset-
zung um die Medienentwicklung wird mo-
mentan geführt in der unversöhnlichen Ge-
genüberstellung von volks- und betriebswirt-
schaftlichen Innovationsimperativen einer-
seits und arbeitsmarktpolitischer und kultur-
kritischer Hervorhebung negativer sozialer 
Auswirkungen des informationstechnologi-
schen Wandels andererseits.
Volkswirtschaftlich geht es zunächst um die 
Modernisierung der technischen Kommunika-

grammaufwand bei den Kabelpilotprojekten: KEF. 
3. Bericht vom 15. Oktober 1981, S. 48: Für die Jahre 
1982 — 1985 wird für die vier Pilotprojekte von ei-
nem Gesamtaufwand von ARD und ZDF von 663 
Mio. DM ausgegangen! Zur Finanzierungsproble-
matik vgl. im übrigen Bernd-Peter Lange, Finanzie-
rungsmöglichkeiten, in: Kabelfernsehprojekte — 
Rechtsprobleme der Praxis, von Heinz Hübner, 
Dietrich Elias, Heinrich Hubmann, Bernd-Peter 
Lange, Paul Twaroch, München 1980, S. 37 ff.
20) Zumindest in Teilen der Projekte sollten die An-
wendungsmöglichkeiten zukünftiger Glasfaser-
netze simuliert werden.



tionsinfrastruktur durch die Deutsche Bun-
despost, um dadurch die Leistungsfähigkeit 
der in der Bundesrepublik angesiedelten Un-
ternehmen auch in der internationalen Kon-
kurrenz zu stärken21 ). Der „Faktor" Informa-
tion und Kommunikation gewinnt in der wett-
bewerblichen Auseinandersetzung um bes-
sere Produktion und Verteilung von Gütern 
und Dienstleistungen eine immer größere Be-
deutung. Volkswirtschaftlich gesehen stellen 
Investitionen im Infrastrukturbereich — und 
der Ausbau der Telekommunikationsnetze22 ) 
und Telematikdienste gehört hierzu — nicht 
nur eine Ergänzung nach dem Subsidiaritäts-
prinzip 23 ) zu den Marktfunktionen privatwirt-
schaftlichen Wettbewerbs dar, sondern sie bil-
den geradezu die Voraussetzung für eine bes-
sere Funktionsweise der Marktwirtschaft24 ). 
Vor diesem Hintergrund gewinnen die Tätig-
keit und die Planungen der Deutschen Bun-
despost als öffentliches Unternehmen mit In-
frastrukturverantwortung ihre Legitimation 
über die bloße Argumentation mit dem Subsi-
diaritätsprinzip hinaus. Dies bedeutet aber, 
daß die Netzausbaustrategie und das Angebot 
neuer Dienste vorrangig am Bedarf von Wirt-
schaft und Verwaltung nach effizienten und 
das heißt kostengünstigeren Telekommunika-
tionsdiensten orientiert wird und dabei über 
die Nachfrage der Deutschen Bundespost 
nach Leistungen zur Errichtung der verbesser-
ten Infrastruktur die Innovationskraft und die 
Exportchancen der nachrichtentechnischen 
Industrie der Bundesrepublik gestärkt wer-
den. Der Ausbau von Netzen zur vermehrten 

21) Bei der sich abzeichnenden Vollversorgung mit 
Telefonhauptanschlüssen ist die Deutsche Bundes-
post im übrigen bemüht, neue Dienste zu erschlie-
ßen, um das bisherige Investitionsvolumen und die 
bisherige Beschäftigung zu halten.
22) Die Netze stellen insofern „natürliche Monopo-
le" dar, als es volkswirtschaftlich eine sinnlose Ver-
geudung von Ressourcen wäre, wollte man parallele 
Netze errichten, um privatwirtschaftlichen Wettbe-
werb zu simulieren. Im übrigen gibt es erhebliche 
Verbundvorteile, wenn Telekommunikationsnetze 
und Telematikdienste von ein und demselben öf-
fentlichen Unternehmen betrieben bzw. angeboten 
werden.
23) Nach dem Subsidiaritätsprinzip ist eine Betäti-
gung öffentlicher Unternehmen nur dann legiti-
miert, wenn der Nachweis erbracht wird, daß privat-
wirtschaftlicher Wettbewerb nicht funktionsfähig 
ist.
24) Die Monopolkommission, die nur die Möglich-
keiten des Wettbewerbs im Fernmeldebereich 
selbst analysiert hat, hat diesen Aspekt nicht hinrei-
chend gewürdigt.

25) Die Monopolkommission z. B. geht mit einem 
derartigen kritischen Vorverständnis an die Erstel-
lung ihres Gutachtens heran, wenn sie ausführt, daß 
„sich mit dem raschen technologischen Wandel in 
diesem Gebiet die Gefahr (Hervorhebung vom Verf.) 
verbindet, daß die Bundespost ihren Monopol-
anspruch auf die sich neu entwickelnden Kommuni-
kationsmärkte ausdehnt" (Hektographiertes Manu-
skript, S. 2).

Verteilung von Hörfunk und Fernsehprogram-
men spielt in diesem Zusammenhang nur eine 
untergeordnete Rolle.
Betriebswirtschaftlich wird Druck auf die 
schnelle „Modernisierung" der technischen 
Kommunikationsinfrastruktur ausgeübt, zum 
einen von der Geräteindustrie, zum anderen 
von bestimmten Presseverlagen und zum Drit-
ten von der werbetreibenden Wirtschaft. Die 
Geräteindustrie erhofft sich bei leistungsfähi-
geren Telekommunikationsnetzen und neuen 
Telematikdiensten mittel- bis langfristig Um-
satzsteigerungen durch den Verkauf neuer 
Ein- und Ausgabegeräte. Diese materiellen 
Unternehmensinteressen werden zum Teil 
verbrämt durch Kritik am „Monopol" der Deut-
schen Bundespost, die durch ihre restriktive 
Zulassungspraxis sich als Innovationshemmer 
betätige25 ). Daß der Markt aber keineswegs 
blockiert ist, sieht man gerade an dem „take 
off" des Umsatzes mit Videokassettenre-
cordern.
Einige große Presseverlage drängen nicht nur 
deshalb auf die Einführung „neuer Medien", 
weil sie nach neuen Kapitalanlagesphären su-
chen, sondern auch, weil sie die realistische 
Chance zu Renditesteigerungen durch multi- 
media-Vertrieb von Inhalten und Programmen 
sehen. Diversifikation von inhaltlich gleichen 
Angeboten auf vielen Kanälen und Medien 
aus einer Hand!
Die werbetreibende Wirtschaft erhofft sich 
die Chance, insbesondere über Abrufdienste 
Zielgruppen ohne große Streuverluste errei-
chen und die „neuen Medien" als direkten Ver-
triebsweg nutzen zu können.
Was nun die möglichen negativen gesell-
schaftlichen Auswirkungen angeht, so wird zu 
Recht darauf hingewiesen, daß sich der Ein-
satz der Informationstechnologie in Wirt-
schaft und Verwaltung als Rationalisierung 
darstellt — dies ist ja das „Modernisierungs- 
ziel" ihrer Anwendung! Die in diesem Zusam-
menhang aufzumachende Arbeitsmarktbilanz 



— Aufrechnungsversuch der durch Rationali-
sierung ausgelösten Freisetzungen gegen zu-
sätzliche Arbeitsplätze durch Entwicklung, 
Produktion, Installation, Betrieb und Wartung 
der neuen informationstechnologischen An-
wendungen — wird beeinflußt von der Ge-
schwindigkeit des ökonomischen und techni-
schen Wandels und den allgemeinen Wachs-
tumsraten des Sozialprodukts. Befürchtet wird 
unter Status-quo-Annahmen niedriger Wachs-
tumsraten und eines schnellen Prozesses der 
Innovationen, daß die Arbeitsmarktbilanz ne-
gativ ausfällt26 ).

26) Zunächst kann noch mit der Schaffung einiger 
neuer Arbeitsplätze durch die Schaffung der neuen 
informationstechnologischen Anwendungen ge-
rechnet werden, aber dann dürfte der Rationalisie-
rungseffekt insbesondere im Dienstleistungsbe-
reich größer sein.
27) Vgl. die Zusammenfassung erwarteter Auswir-
kungen auf den Menschen, EKM Bericht I, a. a. O., 
S. 105 ff., insbesondere zur Verminderung von Kre-
ativität, Verstärkung emotionalen Streß und von 
Fernsehängsten.

28) Hinter den Befürchtungen stehen immer Annah-
men zur speziellen Ausgestaltung sozio-technischer 
Systeme, hier insbesondere die Annahme, daß die 
reine Marktökonomie treibender Motor für die Ent-
faltung neuer Medienangebote ist. Die Diskussion 
über derartige mögliche Entwicklungstrends hat 
den Zweck, einen Ordnungsrahmen zu finden, der 
hilft, die Gefahren zu vermeiden.

Bezüglich der Möglichkeiten zur Vermehrung 
von Rundfunk-, insbesondere Fernsehpro-
grammen werden negative Auswirkungen auf 
die Gruppe der heute schon vorhandenen 
Vielseher und auf die Kinder in kognitiver 
und emotionaler Hinsicht befürchtet27 ). In die-
sem Zusammenhang erscheint der Verweis 
auf den „mündigen Bürger", der souverän aus 
dem Medienangebot auswählt und auswählen 
wird und der seine Kinder entsprechend sozia-
lisiert, mehr als fragwürdig. Die geäußerten 
Befürchtungen erscheinen noch plausibler, 
wenn man berücksichtigt, daß ein Großteil zu-
sätzlicher technisch vermittelter Medienange-
bote über Werbung finanziert werden dürfte 
und von daher die inhaltliche Orientierung an 
der Rolle des einzelnen als Konsument domi-
nieren wird. Dies kann dann eine Verstärkung 
der Wert- und Handlungsorientierung insbe-
sondere bei Kindern an den Maßstäben einer 
schein-heilen Konsumwelt zur Folge haben. 
Schließlich wird in den möglichen zukünftigen 
Abrufdiensten die Gefahr einer Segmentie-
rung und einer weiteren sozialstrukturellen 
Differenzierung gesehen. Nur einkommens-
kräftige Haushalte können sich die wichtigen 
Informations- und „gehobenen" Unterhal-
tungsangebote leisten, und da jeder nur nach 
den eigenen „Vorurteilen" auswählt, gibt es 
keine Diskussionsanlässe mehr in bezug auf 

kontroverse, von vielen gleichzeitig angese-
hene Programme28 ).

Nimmt man sowohl die geschilderten volks- 
und betriebswirtschaftlichen Imperative zur 
Einführung neuer Telematikdienste als auch 
die kritischen Einwände ernst, so muß man 
feststellen, daß Wirtschafts-, Technologie- und 
Postpolitik einerseits und Arbeitsmarkt-, Ge- 
sellschafts- und Medienpolitik andererseits 
sich in einem als unauflösbar erscheinenden 
Spannungsverhältnis befinden.

4. Diskussionsfelder und offene Fragen

Hält man sich diese Perspektiven der informa-
tionstechnologischen und der Medienent-
wicklung vor Augen, so ergeben sich folgende 
Fragen:
1. Welcher ordnungspolitische Rahmen ist von 
der Verfassung her der weiteren Entwicklung 
gezogen? Insbesondere: Welches ist die Reich-
weite des Urteils des Bundesverfassungsge-
richts zu den Privatfunkklauseln des saarlän-
dischen Rundfunkgesetzes?
2. Welcher Ordnungsrahmen sollte für die zu-
künftigen schmal- und breitbandigen Abruf-
dienste gezogen werden?
3. Welche Finanzierungsalternativen kommen 
in Betracht?
4. Wie können in Zukunft die Zuständigkeiten 
von Bund und Ländern im Telekommunika-
tionsbereich abgegrenzt werden?
5. Läßt sich eine Integration der verschiede-
nen und auseinanderstrebenden Politikberei-
che in bezug auf die Medienentwicklung errei-
chen, eine Integration, die in einer demokrati-
schen Gesellschaft das ökonomisch Vernünf-
tige und Notwendige mit dem gesellschaftlich 
und kulturell Wünschenswerten verbindet? 
Kann es zu diesen Fragen, die die Grundlagen 
unseres Gesellschaftssystems betreffen, in ab-
sehbarer Zeit wieder einen Grundkonsens 
zwischen den großen politischen Parteien ge-
ben?



II. Das FRAG-Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
und seine Konsequenzen

1. Die Asgangslage
Aufgrund schlechter historischer Erfahrungen 
ist der Rundfunk in der Bundesrepublik so or-
ganisiert worden, daß sowohl Unabhängigkeit 
dem Staat gegenüber als auch gegenüber ein- 
seitigem Druck gesellschaftlicher Gruppen ge-
währleistet ist Unter Berücksichtigung dieser 
Zielsetzung gewinnt der öffentlich-rechtliche, 
das heißt der binnenpluralistisch organisierte, 
nicht kommerzielle und einem gesetzlich fi-
xierten Programmauftrag verpflichtete Rund-
funk seine spezifische Legitimation. Dies ist 
insbesondere im Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts vom Jahre 1961 gegen das soge-
nannte Adenauer-Fernsehen in seiner Ver-
quickung von parteipolitischen mit kommer-
ziellen Interessen auf Bundesebene klarge-
stellt worden, damals allerdings noch mit dem 
ausdrücklichen Hinweis auf die Sondersitua-
tion des Rundfunks, die gekennzeichnet war 
und ist durch den Frequenzmangel und den 
unverhältnismäßig hohen finanziellen Auf-
wand für die Rundfunkveranstaltung29 ). Das 
Urteil, das unter anderem auch wegen der gro-
ßen Wirkungen des Rundfunks dessen Bedeu-
tung als Medium und Faktor für die Bildung 
der öffentlichen Meinung herausstellt, ist rich-
tungsweisend in bezug auf die Anforderungen 
an die gesellschaftliche Kontrolle über den 
Rundfunk durch die gesellschaftlich-relevan-
ten Gruppen und in bezug auf die unter dama-
ligen Verhältnissen klare Abgrenzung der 
Kompetenzen zwischen Bund und Ländern.

29) BVerfGE 12/205 ff.
30) Abschnitt II des saarländischen Rundfunkgeset-
zes, abgedruckt im FRAG-Urteil von 1981, Media-
Perspektiven 6/81, S. 421 ff.

1967 sind im Saarland in Abweichung von der 
bisherigen Rundfunkorganisation erstmals in 
der Bundesrepublik durch Gesetz Vorausset-
zungen für die Veranstaltung privater Rund-
funksendungen (Hörfunk und Fernsehen) ge-
schaffen worden. Durch staatliche Konzession, 
so bestimmte es das Gesetz, konnten private 
Veranstalter in der Rechtsform von Aktienge-
sellschaften zugelassen werden, wenn ihnen 
ein Beirat aus Vertretern gesellschaftlich-rele-
vanter Gruppen zugestellt war, der die Allge-
meinheit gegenüber dem Veranstalter vertre-
ten sollte30). Über die Vereinbarkeit dieser Be-

Stimmungen mit dem Grundgesetz, insbeson-
dere Art. 5 GG, hatte das Bundesverfassungs-
gericht 1981 zu entscheiden. Dabei wurde das 
Verfahren insofern kompliziert, als insbeson-
dere die niedersächsische Landesregierung 
und der Bundesverband deutscher Zeitungs-
verleger zur Begründung der Übereinstim-
mung dieser Vorschriften mit dem Grundge-
setz den Wegfall der „Sondersituation" eines 
Frequenzmangels behaupteten und daraus fol-
gerten, daß die Aufrechterhaltung des Mono-
pols31) der öffentlich-rechtlichen Anstalten 
verfassungsrechtlich nicht mehr haltbar sei. 
Aus Art. 5 GG als individuellem Freiheits- 
rechtend aus der Berufsfreiheit des Art. 12 
GG folge ein Zugangsrecht Privater zur Ver-
anstaltung von Rundfunksendungen32). Auf 
diese Weise wurde sozusagen von der Flanke 
der neuen Medientechnologien her, die im üb-
rigen bisher nur als Möglichkeiten diskutiert 
werden, der Angriff auf den Kernbestand der 
Rundfunkorganisation, die öffentlich-rechtli-
che Struktur, geführt.

2. Was ist entschieden worden?

Das Bundesverfassungsgericht hat in dem 
FRAG-Urteil von 1981 die Bestimmungen des

31) Willi Geiger, Rechtsgutachten über „Die Ent-
wicklung im Bereich des öffentlichen Rundfunkwe-
sens in der Bundesrepublik Deutschland und ihre 
verfassungsrechtlichen Möglichkeiten und Gren-
zen" für die niedersächsische Landesregierung, ver-
steigt sich bei dem Versuch, den Rundfunkanstalten 
ein Monopol nachzuweisen, zu der Behauptung, daß 
es nicht auf formale Selbständigkeit einer Mehrzahl 
von Anstalten ankomme, „sondern auf die Einheit 
und Uniformität in der Publizierung des Gesamt-
stoffes, die durch die gleiche Struktur der verschie-
denen Anstalten hergestellt wird“ (Manuskript, 
S. 81). „Das Monopol der bestehenden Rundfunkan-
stalten ist verfassungswidrig geworden“ (Manu-
skript, S. 200). Die Ausführungen dieses Gutachtens, 
das eine eigenständige niedersächsische Medien-
politik legitimieren sollte, sind sowohl in ihren 
Würdigungen tatsächlicher Verhältnisse als auch in 
ihren verfassungsrechtlichen Interpretationen im 
wesentlichen durch das Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts im FRAG-Prozeß überholt.
32) Vgl. Hans H. Klein, Die Rundfunkfreiheit, Mün-
chen 1978, S. 41 ff, S. 105: „Unberührt von der staatli-
chen Funktionsverantwortung für den Rundfunk 
bleibt das — nach Wegfall der .Sondersituation' auf-
lebende — sich aus der Rundfunkfreiheit ergebende 
Recht eines jeden, Rundfunk zu veranstalten." Auch 
diese Meinung findet in der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts keinerlei Stütze.



saarländischen Rundfunkgesetzes zum Privat-
funk für verfassungswidrig erklärt. Damit ist 
nach langen Auseinandersetzungen der erste 
Versuch, auf gesetzlicher Basis Privatfunk ein-
zuführen, gescheitert.

Das Bundesverfassungsgericht hat entgegen 
den vorgetragenen Meinungen, die aus den 
Grundrechten als individuelle Freiheitsrechte 
Ansprüche auf privaten Zugang zur Rund-
funkveranstaltung ableiten wollten, zumin-
dest implizit den institutionellen Charakter 
der Grundrechtsgewährleistungen des Art. 5 
GG hervorgehoben, das heißt, daß der Rund-
funk als Institution auszugestalten und nicht 
nur vor staatlichen Übergriffen zu schützen 
ist
„Der Rundfunk ist .Medium" und .Faktor' dieses 
verfassungsrechtlich geschützten Prozesses 
freier Meinungsbildung. Demgemäß ist Rund-
funkfreiheit primär eine der Freiheit der Mei-
nungsbildung in ihren subjektiv- und objektiv-
rechtlichen Elementen dienende Freiheit: Sie 
bildet unter den Bedingungen der modernen 
Massenkommunikation eine notwendige Er-
gänzung und Verstärkung dieser Freiheit; sie 
dient der Aufgabe, freie und umfassende Mei-
nungsbildung durch den Rundfunk zu gewähr-
leisten."33 )

33) Media-Perspektiven, a. a. O., S. 435. 34) Media-Perspektiven, a. a. O., S. 436.

Daran anschließend wird hervorgehoben, daß 
der (Landes-)Gesetzgeber einen Ordnungsrah-
men zu schaffen hat, der der institutioneilen 
Garantie der Rundfunkfreiheit in der Realität 
gerecht wird.
„Freie, individuelle und öffentliche Meinungs-
bildung durch den Rundfunk verlangt zu-
nächst die Freiheit des Rundfunks von staatli-
cher Beherrschung und Einflußnahme. Inso-
fern hat die Rundfunkfreiheit, wie die klassi-
schen Freiheitsrechte, abwehrende Bedeu-
tung. Doch ist damit das, was zu gewährleisten 
ist, noch nicht sichergestellt. Denn bloße 
Staatsfreiheit bedeutet noch nicht, daß freie 
und umfassende Meinungsbildung durch den 
Rundfunk möglich wird; dieser Aufgabe läßt 
sich durch eine lediglich negatorische Gestal-
tung nicht gerecht werden. Es bedarf dazu 
vielmehr einer positiven Ordnung, welche si-
cherstellt, daß die Vielfalt der bestehenden 
Meinungen im Rundfunk in möglichster 
Breite und Vollständigkeit Ausdruck findet 

und das auf diese Weise umfassende Informa-
tion geboten wird. Um dies zu erreichen, sind 
materielle und organisatorische Verfahrensre-
gelungen erforderlich, die an der Aufgabe der 
Rundfunkfreiheit orientiert und deshalb ge-
eignet sind zu bewirken, was Art. 5 GG ge-
währleisten will."34 )
Das Entscheidende ist nun — und darin liegt 
die große Bedeutung des Urteils als Rahmen-
setzung für die Medienentwicklung insge-
samt —, daß das Bundesverfassungsgericht zu 
dieser geforderten positiven Ordnung auf ge-
setzlicher Basis nicht nur abstrakte Ausfüh-
rungen macht, sondern aufgrund von gesicher-
ten Erfahrungen mit privatwirtschaftlicher 
Medienorganisation und Medienkonzentra-
tion dem rentabilitätsorientierten Wettbe-
werbsmodell im Rundfunkbereich eine klare 
Absage erteilt. Es stellt die verfassungsrechtli-
che Zielvorstellung für den Rundfunk, daß die 
Vielfalt der Meinungsrichtungen tatsächlich 
und unverkürzt im Gesamtangebot zum Aus-
druck gelangen muß, in den Vordergrund und 
hält das freie Spiel der privatwirtschaftlichen 
Kräfte für unvereinbar mit dieser Zielvorstel-
lung — und dies auch bei einem in der Zukunft 
möglichen Fortfall des Frequenzmangels.
.Auch bei einem Fortfall der bisherigen Be-
schränkungen könnte nicht mit hinreichender 
Sicherheit erwartet werden, daß das Pro-
grammangebot in seiner Gesamtheit kraft der 
Eigengesetzlichkeit des Wettbewerbs den An-
forderungen der Rundfunkfreiheit entspre-
chen werde. Gewiß mag manches dafür spre-
chen, daß sich dann eine begrenzte Vielfalt 
einstellen werde, wie sie heute etwa im Be-
reich der überregionalen Tageszeitungen be-
steht. Doch handelt es sich dabei nur um eine 
Möglichkeit. Während bei der Presse die ge-
schichtliche Entwicklung zu einem gewissen 
bestehenden Gleichgewicht geführt hat, so 
daß es heute zur Sicherung umfassender Infor-
mation und Meinungsbildung durch die 
Presse grundsätzlich genügen mag, Bestehen-
des zu gewährleisten, kann von einem solchen 
Zustand auf dem Gebiet des privaten Rund-
funks zumindest vorerst nicht ausgegangen 
werden. Demgemäß ist ungewiß, ob bei einer 
Behebung des bisherigen Mangels in dem .Ge-
samtprogramm' als Inbegriff aller gesendeten 
inländischen Programme alle oder wenig-



stens ein nennenswerter Teil der gesellschaft-
lichen Gruppen und geistigen Richtungen 
auch tatsächlich zu Wort kommen, ob mithin 
ein .Meinungsmarkt' entsteht, auf dem die 
Vielfalt der Meinungen unverkürzt zum Aus-
druck gelangt. Zudem müssen gerade bei ei-
nem Medium von der Bedeutung des Rund-
funks die Möglichkeiten einer Konzentration 
von Meinungsmacht und die Gefahr des Miß-
brauchs zum Zwecke einseitiger Einfluß-
nahme auf die öffentliche Meinung in Rech-
nung gestellt werden. Bei dieser Sachlage 
würde es dem verfassungsrechtlichen Gebot, 
die Freiheit des Rundfunks zu gewährleisten, 
nicht gerecht werden, wenn nur staatliche Ein-
griffe ausgeschlossen würden und der Rund-
funk dem freien Spiel der Kräfte überlassen 
würde; dies um so weniger, als einmal einge-
tretene Fehlentwicklungen — wenn über-
haupt — nur bedingt und nur unter erhebli-
chen Schwierigkeiten rückgängig gemacht 
werden könnten. Es liegt vielmehr in der Ver-
antwortung des Gesetzgebers, daß ein Ge-
samtangebot besteht, in dem die für die frei-
heitliche Demokratie konstitutive Meinungs-
vielfalt zur Darstellung gelangt. Es muß der 
Gefahr begegnet werden, daß auf Verbreitung 
angelegte Meinungen von der öffentlichen 
Meinungsbildung ausgeschlossen werden und 
Meinungsträger, die sich im Besitz von Sen-
defrequenzen und Finanzmitteln befinden, an 
der öffentlichen Meinungsbildung vorherr-
schend mitwirken. Dies ist sicher nicht mit 
letzter Gewißheit möglich; zumindest muß 
aber eine hinreichende Wahrscheinlichkeit 
bestehen, daß sich in dem gesetzlich geordne-
ten Rundfunksystem eine solche gleichge-
wichtige Vielfalt einstellt."35 )

funkveranstalters. Objektive Zulassungsvorausset-
zungen für diesen Beruf sind bei Zugrundelegung 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
verfassungsrechtlich nicht zu rechtfertigen." Hans 
H. Klein, a. a. O., S. 204: „Vermöge der grundrechts-
förmigen Garantie ihrer Freiheit im Grundgesetz 
sind Individual- und Massenkommunikation prinzi-
piell der privaten Hand überlassen. Die derzeitige 
öffentlich-rechtliche Monopolstruktur des Rund-
funks in der Bundesrepublik Deutschland steht des-
halb grundsätzlich im Widerspruch zur Verfassung 
und ist nur als Folge einer .Sondersituation' tolera-
bel“.
37) Media-Perspektiven, a. a. O., S. 441.
38) Hierin sind auch die Gründe dafür zu suchen, 
weshalb die Beiratslösung nach dem saarländischen 
Rundfunkgesetz als unzureichend angesehen wur-
de. Dort handelte es sich lediglich um Beiwerk, das 
die reine Rentabilitätsorientierung der privaten 
Rundfunkunternehmer verschleiern sollte.

Die ganze Tragweite dieser Ausführungen 
wird erst deutlich, wenn man sie konfrontiert 
mit den im Urteil zurückgewiesenen Meinun-
gen, die aus der Interpretation der Rundfunk-
freiheit des Art. 5 GG als Individualgrund-
recht der Unternehmerfreiheit die zwingende 
Notwendigkeit eines ökonomischen Markt-
modells für den Rundfunk analog zur Presse 
ableiten wollten36 ).

35) Media-Perspektiven, a. a. O., S. 437. Zu den 
Grundlagen derartiger Ausführungen vgl. u. a. 
Bernd-Peter Lange, Kommerzielle Ziele ... a. a. O.; 
Wolfgang Hoffmann-Riem, Kommerzielles Fernse-
hen ..., a. a. O.
36) Willi Geiger, a. a. O., S. 201: „Art 12 GG garan-
tiert auch die freie Wahl des Berufs eines Rund- 

Nun hat das Bundesverfassungsgericht auch 
— wie schon 1961 — ausgeführt, daß Rund-
funkveranstalter in privatrechtlicher Organi-
sationsform zugelassen werden können, so-
fern der Gesetzgeber sicherstellen kann, daß 
das Gesamtangebot den geschilderten Anfor-
derungen der Rundfunkfreiheit auch tatsäch-
lich gerecht wird. Er kann sich hierzu an den 
Modellen des Binnen- oder Außenpluralismus 
orientieren. Die gesetzliche Gewährleistung 
der Rundfunkfreiheit kann dadurch erfüllt 
werden, daß bei jedem einzelnen — also auch 
privatrechtlichen — Rundfunkveränstalter 
eine binnenpluralistische Struktur vorge-
schrieben wird.
„Doch kommt es bei dieser Organisationsform 
in besonderem Maße darauf an, daß alle gesell-
schaftlich relevanten Kräfte in dem Organ 
vertreten sind, welches ihren Einfluß vermit- 
teln soll, und daß dieser Einfluß ein effektiver 
ist; darin liegt nach der Konzeption dieses Mo-
dells die ausschlaggebende Gewähr dafür, daß 
der Rundfunk nicht nur einer Richtung oder 
einem Interesse, insbesondere dem unterneh-
merischen Interesse der Trägergesellschaft, zu 
Lasten der durch die Rundfunkfreiheit ge-
schützten Belange dienstbar gemacht wird. In-
soweit sind daher an gesetzliche Regelungen 
privaten Rundfunks strenge Anforderungen 
zu stellen.“37 )
In dieser Formulierung wird deutlich, daß das 
Bundesverfassungsgericht Garantien dafür 
verlangt, daß das privatwirtschaftliche Unter-
nehmensinteresse eines kommerziellen Rund-
funkveranstalters nicht das Programmangebot 
bestimmt38 ). Der Gesetzgeber kann aber auch 
die Rundfunkfreiheit durch Regelungen für 



eine externe („außenpluralistische") Vielfalt si-
chern, „sofern er durch geeignete Vorkehrun-
gen gewährleistet, daß das Gesamtangebot der 
inländischen Programme der bestehenden 
Meinungsvielfalt auch tatsächlich im wesent-
lichen entspricht" (Hervorhebung vom Verfas-
ser).
„Darüber hinaus hat der Gesetzgeber für den 
Inhalt des Gesamtprogramms Leitgrundsätze 
verbindlich zu machen, die ein Mindestmaß 
von inhaltlicher Ausgewogenheit, Sachlich-
keit und gegenseitiger Achtung gewährlei-
sten."39)

39) Media-Perspektiven, a. a. O„ S. 438.

40) Media-Perspektiven, a. a. O., S. 439.
41) Media-Perspektiven, a. a. O., S. 438.
42) Media-Perspektiven, a. a. O„ S. 438. Dies ist be-
sonders wichtig zur Ausschaltung einer sonst zu er-
wartenden ruinösen Konkurrenz. Vgl. dazu Bernd- 
Peter Lange, Kommerzielle Ziele .., a. a. O., S. 71 ff.

Bei binnenpluralistischer Struktur der Veran-
stalter gilt diese Anforderung für das Gesamt-
programm jedes einzelnen Veranstalters. 
Beim außenpluralistischen Modell obliegt den 
einzelnen Veranstaltern keine Ausgewogen-
heit; doch bleiben sie zu sachgemäßer, umfas-
sender und wahrheitsgemäßer Information 
und einem Mindestmaß an gegenseitiger Ach-
tung verpflichtet. Daneben sind alle Veran-
stalter an die Schranken des Art. 5 Abs. 2 GG 
gebunden. Namentlich für den Jugendschutz 
wird in den Rundfunkgesetzen Sorge zu tra-
gen sein.

Bei der Frage der gesetzlichen Regelung zur 
Lizenzvergabe wird nochmals ausdrücklich 
betont, daß das freie Spiel privatwirtschaftli-
cher Kräfte hier nicht ausschlaggebend sein 
darf.
„Sofern die zur Verfügung stehenden Verbrei-
tungsmöglichkeiten es nicht erlauben, allen 
auf tretenden Bewerbern den Zugang zur Ver-
anstaltung privater Rundfunksendungen zu 
schaffen, müssen in die Zugangsregelungen 
auch Regeln über die Auswahl der Bewerber 
aufgenommen werden. Das gebietet der 
Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG). Die Frage, 
wem eine der knappen Möglichkeiten zur Pro-
grammveranstaltung zugutekommen soll, darf 
daher nicht dem Zufall oder dem freien Spiel 
der Kräfte anheimgegeben werden. Es genügt 
auch nicht, die Entscheidung dem ungebunde-
nen Ermessen der Exekutive zu überlassen. 
Dies wäre mit dem Vorbehalt des Gesetzes un-
vereinbar. Vielmehr muß der Gesetzgeber 
selbst die Voraussetzungen bestimmen, unter 
denen der Zugang zu eröffnen oder zu versa-
gen ist, und er muß ein rechtsstaatliches Ver-

fahren bereitstellen, in dem hierüber zu ent-
scheiden ist."40 )

Durch diese Ausführungen zum theoretisch 
möglichen Modell des Außenpluralismus von 
Rundfunkveranstaltern in der Form privaten 
Rechts wird nochmals die Ablehnung des 
Wettbewerbsmodells kommerziellen Rund-
funks deutlich.
Schließlich hat das Bundesverfassungsgericht 
ausdrücklich die Organisationsform des öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunks bestätigt, auch 
unabhängig von etwaigen Sondersituationen. 
„Sofern sich der Gesetzgeber für eine — nach 
dem Fernsehurteil verfassungsrechtlich nicht 
zu beanstandende — .binnenpluralistische' 
Struktur der Veranstalter, also eine Organisa-
tion entscheidet, bei welcher der Einfluß der in 
Betracht kommenden Kräfte intern, durch Or-
gane der jeweiligen Veranstalter vermittelt 
wird, bedarf es namentlich einer sachgerech-
ten, der bestehenden Vielfalt prinzipiell Rech-
nung tragenden Bestimmung und Gewichtung 
der maßgeblichen gesellschaftlichen Kräfte 
und der Sicherstellung des effektiven Einflus-
ses desjenigen Organs, in dem diese vertreten 
sind."41 )

Die strengen Anforderungen an Privatfunk 
gelten auch dann, wenn dieser neben öffent-
lich-rechtlichen Anstalten zugelassen wird.
„Eine zusätzliche einseitige Berücksichtigung 
nur einzelner Meinungsrichtungen im priva-
ten Rundfunk würde das für die Gesamtheit 
der dem einzelnen Teilnehmer zugänglichen 
inländischen Programme wesentliche Gleich-
gewicht des ,Zu-Wort-Kommens' der gesell-
schaftlichen Gruppen stören, wenn nicht auf-
heben."42 )
An diesen Ausführungen wird deutlich, daß 
das Bundesverfassungsgericht einen Wettbe-
werb unterschiedlicher Rundfunkveranstalter 
nur dann für sinnvoll hält, wenn sie nach den 
gleichen Organisationsprinzipien ausgestaltet 
sind und das heißt, wenn der publizistische 
Wettbewerb unter gleichen Voraussetzungen 
stattfindet.



3. Was ist offengeblieben?
Offen geblieben sind folgende Fragen, die in 
der zukünftigen medien- und gesellschaftspo-
litischen Auseinandersetzung sicher eine 
große Rolle spielen werden:
1. Wieweit entsprechen die Landesrundfunk-
gesetze beziehungsweise die Praxis der Gre- 
mienzusammensetzung und der Gremienmit- 
Wirkung den zitierten Anforderungen des 
Bundesverfassungsgerichts in bezug auf Be-
stimmung und Gewichtung der maßgeblichen 
gesellschaftlichen Kräfte?
2. Ist das rheinland-pfälzische Gesetz für das 
Pilotprojekt Ludwigshafen mit den Anforde-
rungen des Bundesverfassungsgerichts, insbe-
sondere hinsichtlich der staatlichen Konzes-
sionsvergabe und der konketen Sicherung der 
pluralistischen Ausgewogenheit des Gesamt-
programms, vereinbar )?43

3. Ist ein außenpluralistisches Modell in der 
Realität entsprechend den sehr präzisen und 
hohen Zielvorgaben des Bundesverfassungs-
gerichts herstellbar? Wenn sich zum Beispiel 
der Axel-Springer-Verlag um eine Lizenz be-
müht, wer „wiegt" ihn dann aus, um ein plurali- 
stisches Spektrum des Gesamtangebots zu si-
chern? Wenn sich der Bundesverband der 
Deutschen Industrie bewirbt, der DGB aber 

43) Vgl. dazu Hartwin-Vieweg, a. a. O. Grundsätzlich 
zu den Rahmenbedingungen und den tatsächlichen 
Realisierungsmöglichkeiten und Auswirkungen ei-
nes außenpluralistischen Rundfunks: Martin Stock, 
Zur Theorie des Koordinationsrundfunks, Baden- 
Baden 1981, und Martin Stock, Koordinationsrund-
funk im Modellversuch. Das Kabelpilotprojekt 
(Mannheim-) Ludwigshafen, Berlin 1981. Es dürfte in 
der Realität praktisch undurchführbar sein, eine 
außenpluralistische Rundfunkorganisation derart 
herzustellen, daß das Gesamtangebot der einzelnen 
privaten Veranstalter dem Pluralismus der Meinun-
gen in der Gesellschaft auch faktisch entspricht und 
dabei gleichzeitig das Gebot der Staatsferne einzu-
halten.

44) Das Bundesverfassungsgericht hat im FRAG-Ur- 
teil eine Stellungnahme zu Finanzierungsfragen 
ausdrücklich offen gelassen. Es bleibt daher zu fra-
gen, ob es — dem bisherigen Rhythmus der Fern-
sehurteile entsprechend — bis 1991 dauern wird, bis 
ein Urteil hierzu ergeht.
45) Vgl. etwa Peter Lerche, Das Fernmeldemonopol 
— öffentlich-rechtlich gesehen, a. a. O., S. 154. Der-
artige Argumente erinnern sehr stark an die Dis-
kussion um „Rosinenpickerei" bei der Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen. Demgegenüber ist 
immer wieder darauf hinzuweisen, daß Rundfunk-
programme, die u. a. alle Sparten der Angebote um-
fassen und alle Meinungsrichtungen zu Wort kom-
men lassen, insgesamt eine integrierende Funktion 
auf die Gesellschaft ausüben.

gar nicht Rundfunkveranstalter werden will 
beziehungsweise die erforderlichen Finanz-
mittel nicht aufbringen kann, ist dann privater 
Rundfunk zum Scheitern verurteilt?

4. Wie soll beziehungsweise wie darf der 
Rundfunk in Zukunft finanziert werden )? Ist 
zum Beispiel eine ausschließliche Werbungs-
finanzierung privaten Rundfunks wegen der 
Rückwirkung auf die Programmangebote zu-
lässig? Sind bei Finanzierungsfragen auch 
Rückwirkungen auf andere Medien, zum Bei-
spiel auf die Werbeeinnahmen der Presse, zu 
berücksichtigen?

44

5. Wo sind in Zukunft die Linien der Abgren-
zung der Zuständigkeiten von Bund und Län-
dern gezogen? Wie weit tragen hier noch die 
Begriffe der Individual- und der Massenkom-
munikation? Ist der Bund, das heißt die Deut-
sche Bundespost, auf Wunsch bestimmter Län-
der zum Beispiel zur Durchführung von Kabel-
fernsehpilotprojekten verpflichtet, Kabelnetze 
auch noch in veralteter Koaxialkabeltechnik 
zu installieren?
6. Wieweit trägt angesichts der neuen Abruf-
dienste der Rundfunkbegriff, das heißt kon-
kret, auf welche Medienangebote treffen die 
Ausführungen des Bundesverfassungsgerichts 
zu?

III. Ausgrenzung der Abrufdienste aus dem Rundfunkbegriff?

Angesichts der klaren Absage des Bundesver-
fassungsgerichts an kommerziellem Rundfunk 
scheint sich die medienpolitische Auseinan-
dersetzung auf die schmal- und die breitbandi-
gen Abrufdienste zu verlagern. Es wird die 
Meinung vertreten, daß die „Grundversor-
gung" mit Informationen, Meinungen und 

eventuell auch Unterhaltungsangeboten von 
den öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten 
erfolgen, daß aber ein darüber hinaus gehen-
der individueller Bedarf über den Wettbewerb 
am Markt gedeckt werden solle45 ). Die neuen 
Abrufdienste wären dann nach dem Modell 



des Außenpluralismus der privatwirtschaftli-
chen Angebotsvielfalt zu organisieren. Es wird 
darauf verwiesen, daß hier eine ähnliche Si-
tuation wie beim Film entstehen könne, daß 
individuell ausgewählt werde und daher nicht 
eine Vielzahl zum gleichen Zeitpunkt das glei-
che Programm ansehe. Der Rundfunkbegriff 
mit der Konsequenz der Anforderungen an 
faktische Widerspiegelung der Meinungsströ-
mungen in der Gesellschaft stelle demgegen-
über insbesondere auf die Wirkungen ab, die 
sich durch das feste Programmschema einer-
seits und die massenhafte Nutzung anderer-
seits ergeben46 ). Sofern die praktische Nut-
zung von Abrufdiensten von diesen Kriterien 
abweichen werde, würden sie nicht dem Rund-
funkbegriff unterfallen. Diese sich abzeich-
nende Ausgrenzungsmöglichkeit zum Beispiel 
des Pay-TV aus dem Rundfunkbegriff — wenn 
die Sendung nur erfolgt bei individuellem An-
wählen, und dies nicht zeitgleich von vielen 
Teilnehmern erfolgt — legt dann nahe, die An-
forderungen an externe Pluralität zu diskutie-
ren. Hier muß dann insbesondere ökonomi-

46) Vgl. dazu das Würzburger Papier der Rundfunk-
referenten der Länder, Media-Perspektiven 6/79, 
S. 400 ff.
47) Die Ausführungen des Bundesverfassungsge-
richts zur Gefahr von Meinungsmonopolen durch 
ökonomische Konzentration im privatwirtschaftli-
chen Wettbewerb sollten sehr skeptisch stimmen, 
ob allein durch wettbewerbsrechtliche Maßnahmen 
hier ein funktionsfähiger Außenpluralismus herge-
stellt werden kann.
48) 3. Bericht der KEF. S. 88 ff.

Die Kommission zur Ermittlung des Finanzbe-
darfs der Rundfunkanstalten hat im Oktober 
1981 vorgeschlagen, die Rundfunkgebühren 
zum 1. Januar 1984 um insgesamt 2,25 DM auf 
dann 15,25 DM anzuheben48 ). Die Rundfunk-
anstalten haben diesen Vorschlag als unzu-
reichend in der Höhe und zu spät vom Zeit-
punkt her kritisiert. In dieser Auseinanderset- 
zung geht es um folgende Punkte:

1. In einer Zeit des allgemeinen Null-Wachs-
tums werden auch die Rundfunkanstalten mit 
Spar-Forderungen konfrontiert, bzw. mit For-
derungen, bei ihren Zielsetzungen Prioritäten 
zu setzen.
2. Die Gefahr dieser Auseinandersetzung liegt 
darin, daß der „politische Preis" der Rundfunk-
gebühren niedrig gehalten wird und dann von 
den Rundfunkanstalten — als Ausweichstrate-
gie — der Versuch gemacht wird, über mehr 
Werbung, zum Beispiel beim Hörfunk, oder 
aber durch den vermehrten Ankauf von billi-
gen Serien doch noch auf die Kosten zu kom-
men. Dies würde eine schleichende Binnen-
kommerzialisierung des öffentlich-rechtlichen 

sehe Konzentration des Angebots durch Mul-
timediakonzerne verhindert47 ) und Marktzu-
gang zum Beispiel auch für die öffentlich- 
rechtlichen Rundfunkanstalten gesichert wer-
den. Hierbei spielen die Finanzierungsfragen 
eine ausschlaggebende Rolle.

Ob die angedeuteten Kriterien der Ausgren-
zung aus dem Rundfunkgeschäft tragfähig 
sind oder ob nicht von den Wirkungen her 
breitbandige Abrufdienste genauso zu behan-
deln sind wie bisher der Rundfunk als Medium 
der Massenkommunikation und dann die 
Technik der Übermittlung eine untergeord-
nete Rolle spielt, dies sind Fragen, die soweit 
wie möglich durch Pilotanwendungen geklärt 
werden sollten. Nachdem das Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts den Kernbestand des 
Rundfunks in der bisherigen Struktur abgesi-
chert hat, sollte man den Test auf die politi-
sche Gestaltung der Rahmenbedingungen für 
diese neuen Dienste mit einigem Selbstbe-
wußtsein angehen — in rückholbaren Modell-
versuchen!

IV. Zur Finanzierungsproblematik

Rundfunks bedeuten, die im Widerspruch zu 
den verfassungsrechtlichen und gesellschafts-
politischen Funktionserwartungen an den 
Rundfunk steht. Es geht nicht an, noch mehr 
Unterhaltungsserien, die für den rein wer-
bungsfinanzierten US-amerikanischen Rund-
funk produziert wurden und die daher geprägt 
sind von den Interessen der Werbetreibenden, 
nach Herausschneiden der Werbespots im 
bundesrepublikanischen Rundfunk zu senden. 
Bei allem Verständnis für die Diskussion um 
Einsparungsmöglichkeiten bei den Ausgaben 
der Rundfunkanstalten muß daher die Forde-
rung aufgestellt werden, daß die Gebührener-
höhung so gestaltet wird, daß wieder mehr — 
auch kostspielige — Eigenproduktionen mög- 



lieh werden. Dies ist auch aus Gründen kultu-
reller Identität und darüber hinaus aus ar-
beitsmarktpolitischen Gründen von großer 
Bedeutung.
3. Bei der Auseinandersetzung um die Gebüh-
renhöhe geht es auch um die Frage, welchen 
Spielraum die Rundfunkanstalten erhalten, 
um ihre Angebote auch in Zukunft über neue 
Übertragungssysteme anzubieten, bezie-
hungsweise wieweit sie bei der Ausgestaltung 
neuer sozio-technischer Systeme im Kommu-
nikationsbereich mitwirken können. Es be-
steht die Gefahr, daß diejenigen Ministerpräsi-
denten, die bisher und auch nach dem FRAG- 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts für die 
Zulassung privater Rundfunkveranstalter ein-
treten, die Rundfunkgebühren als Hebel be-
nutzen könnten, um die Rundfunkanstalten 
auf dem Status quo ihres Programmangebots 
festzuhalten, um dann die zukünftigen „Lük- 
ken" im Angebot, wenn die Rundfunkanstalten 
finanziell nicht in der Lage sind, die neuen 
Übertragungskapazitäten mit Inhalten zu fül-
len, für die privaten Veranstalter freizuhalten. 
Hier zeichnet sich — nachdem die Fragen der 
Rundfunkorganisation durch das FRAG-Urteil 
weitgehend geklärt erscheinen — eine 
Verlagerung der medienpolitischen Ausein-
andersetzung auf das Gebiet der Finanzierung 
ab.
Bei den Finanzierungsfragen in bezug auf 
Rundfunkprogramme geht es grundsätzlich 
um das Problem, ob und wenn ja unter wel-
chen Bedingungen eine Finanzierung über 
Werbung als mit der öffentlichen Aufgabe des 
Rundfunks vereinbar angesehen werden 
kann.
Kommerzielle Rundfunkprogramme werden 
in der Regel ausschließlich über Werbung 
(„Commercials" als Einschaltungen in das Pro-
gramm oder aber als Nennung der kommer-
ziellen Sponsoren am Anfang und Ende des 
Programms) finanziert. Jedermann kann sie 
dann — vordergründig — kostenlos empfan-
gen. Diese Finanzierungsart wirkt auf Grund 
ökonomischer Mechanismen auf die Pro-
grammproduktion zurück.

„Der erste und bedeutsamste Fehler, den ein 
Analytiker der Fernsehindustrie machen 
kann, ist es, anzunehmen, daß Fernsehstatio-
nen geschäftig Programme produzieren. Sie 
tun es nicht. Fernsehstationen betreiben das 

Geschäft, Zuhörer- bzw. Zuschauerschaften zu 
produzieren. Diese Zuhörer- bzw. Zuschauer-
schaften, oder aber der Zugang zu ihnen, wer-
den den Werbetreibenden verkauft. Das Pro-
dukt einer TV-Station wird gemessen in den 
Dimensionen der 

49

Teilnehmerzahlen und der 
Zeit. Der Preis des Produkts wird berechnet in 
Dollar pro tausend Zuschauer pro Minute 
Werbezeit.' 49)

49) Bruce M. Owen. Jack H. Beebe, Willard G. Man; 
ning, Jr„ Television Economics, Lexington, Toronto, 
London 1974, S. 4.

Die Maximierung der Einschaltquoten bezie-
hungsweise korrekter die Bindung von mög-
lichst vielen kaufkräftigen Rundfunkteilneh-
mern an ein bestimmtes Programm dient dem 
Ziel, ein für die Werbetreibenden möglichst 
attraktives Publikum diesen anbieten zu kön-
nen, um so über die Preisgestaltung für die 
Werbung die eigenen Gewinne zu maximie-
ren. Zielgruppen für die Angebote kommer-
zieller Rundfunkveranstalter sind also die po-
tentiellen Konsumenten industrieller Pro-
dukte oder von Dienstleistungen, die über den 
Markt angeboten werden, nicht aber — wie 
fälschlicherweise immer wieder suggeriert 
wird — die mündigen Bürger, die aus einem 
qualitativ vielfältigen inhaltlichen Angebot 
von Informationen, Meinungen und Unterhal-
tung nach ihren Bedürfnissen auswählen. Das 
inhaltliche Angebot im Umfeld um die Wer-
bespots muß also so gestaltet werden, daß die 
„Werbebotschaften" unterstützt werden. Dies 
geht über die Themenauswahl bis hin zur von 
der zeitlichen Abfolge der Werbeeinblendun-
gen bestimmten Dramaturgie der Sendungen 
— Höhepunkte der Handlungen sind so zu ge-
stalten, daß sie unmittelbar mit der Unterbre-
chung durch die Werbeeinblendung zusam-
menfallen, um „die Aufmerksamkeit der Zu-
schauer auf die Werbebotschaften" zu übertra-
gen. Da alle kommerziellen Rundfunkveran-
stalter nach den gleichen ökonomischen Prin-
zipien agieren — die Konkurrenz um die Wer-
bung zwingt sie dazu —, sind die Programme 
auch inhaltlich gleich und konform — more of 
the same! Zielgruppenprogramme für einzelne 
Gruppen der Gesellschaft, die nicht über eine 
entsprechende Kaufkraft verfügen, haben in 
diesem Unternehmerkalkül keinen Platz.
Die Kritik an der möglichen beziehungsweise 
sich abzeichnenden Werbungsfinanzierung 
weiterer Rundfunkprogramme beziehungs-



weise breitbandiger Abrufdienste wird jedoch 
noch von einer anderen Seite vorgetragen. Da 
der zu verteilende „Werbekuchen" nicht unbe-
grenzt wachsen kann, bedeutet die Verlage-
rung von Werbung auf die „neuen Medien" 
gleichzeitig eine Einschränkung der Werbung 
bei den vorhandenen Medien, insbesondere 
also im lokalen Bereich bei der Presse. Wenn 
man nun medienpolitisch im Pressebereich 
sich begnügen will, „Bestehendes zu gewähr-

leisten", wie es das Bundesverfassungsgericht 
formuliert50 ), so kann es nicht darum gehen, 
den Zeitungsverlegern den unbeschränkten 
Zugang zu den elektronischen Medien zu er-
öffnen — sie würden dann lediglich das, was 
ihnen an Pressewerbung verlorengeht, in die 
dann eigene Rundfunktasche übertragen —, 
sondern es sollten die Möglichkeiten der Be-
grenzung der reinen Werbungsfinanzierung 
bei den neuen Medien erörtert werden.

50) Vgl. oben das ausführliche Zitat aus dem FRAG- 
Urteil.

V. Resümee

Die Diskussion um die Zukunft des Rundfunks 
und um die „neuen Medien" sollte von den ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben, wie sie im 
FRAG-Urteil präzisiert wurden, ausgehen und 
Medien als sozio-technische Systeme zu be-
greifen versuchen, für die die Finanzierungs-
fragen von ausschlaggebender Bedeutung 
sind. Es wird bei der zukünftigen Ausgestal-
tung des Rundfunks und der schmal- und 
breitbandigen Abrufdienste darauf ankom-
men, daß Bund und Länder sich bei Wahrung 
ihrer je spezifischen Verantwortungsbereiche 
über die Ausgestaltung der „Medienland-
schaft" verständigen, denn die technische In-
frastruktur und die politische Gestaltung von 
Organisationen und Finanzierungsalternati-

ven gehören zusammen, wenn sozio-techni-
sche Systeme funktionieren sollen. Die Me-
dienentwicklung, so wie sie sich im techni-
schen, ökonomischen und sozialen Wandel ab-
zeichnet, bewegt sich im Spannungsfeld von 
verfassungsrechtlichen und gesellschaftspoli-
tischen Anforderungen einerseits und politi-
schen und ökonomischen Macht- und Markt-
interessen andererseits. Der politische Gestal-
tungsraum ist vorhanden. Er sollte mit sozialer 
Phantasie genutzt werden, denn die Perspekti-
ven der Marktideologie im Rundfunkbereich 
sind begrenzt und wenig attraktiv.



Franz Kroppenstedt, Lothar Herberger, Paul B. Würzberger

Volks-, Berufs-, Wohnungs- 
und Arbeitsstättenzählung 1983

Vorbemerkung

Volks-, Berufs-, Wohnungs- und Arbeitsstät-
tenzählungen haben die Aufgabe, die wichtig-
sten Eckdaten über
— die Größe der Bevölkerung
— ihre Zusammensetzung nach wirtschaftli-
chen, beruflichen und sozialen Strukturmerk-
malen
— ihre räumliche Verteilung
— die Zahl der Gebäude und Wohnungen
— die Zusammensetzung des Gebäude- und 
Wohnungsbestandes nach Alter, Größe und 
Qualität
— die wohnungsmäßige Versorgung der Be-
völkerung
— die Anzahl und Größe der Unternehmen, 
Betriebe und Arbeitsstätten
— die regionale Verteilung und wirtschaftli-
che Struktur der Arbeitsstätten

zu liefern. Diese Eckdaten können auch beim 
heutigen Stand der Verwaltungsautomation 
nur über eine totale Bestandsaufnahme ge-
wonnen werden. Auf diesen Daten sind die In-
formationssysteme (u. a. Fortschreibungen, 
Vorausschätzungen, Stichproben) aufgebaut, 
die für Planungen und Maßnahmen im politi-
schen, gesellschaftlichen und wirtschaftlichen 
Raum die unerläßliche Grundlage bilden. Da 
die den Informationssystemen zugrunde lie-
genden Daten aus mehreren Gründen schnell 
veralten (z. B. durch Änderungen in der Bevöl-
kerungsentwicklung oder der wirtschaftlichen 
Entwicklung), müssen sie in gewissen zeitli-
chen Abständen durch neue Bestandsaufnah-
men aktualisiert werden. Ein Verzicht auf die 
Zählung hätte deshalb schwerwiegende Fol-
gen für das gesamte statistische Informations-
system und würde die Aktualität und Genau-
igkeit vieler statistischer Ergebnisse in den 
kommenden Jahren stark gefährden. Planun-
gen und Maßnahmen im politischen, gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Raum müß-

ten dann ohne gesicherte Grundlagen erfol-
gen. Dies könnte zu Fehlentwicklungen und 
Fehlinvestitionen in Milliardenhöhe führen.
Volkszählungen hat es bereits im Altertum ge-
geben, und zwar in den Hochkulturen des Na-
hen und Fernen Ostens, in Israel, im Römi-
schen Reich und in Griechenland. Servius, Tul-

lius und Augustus ließen im Römischen Reich 
alle fünf Jahre aus militärischen und steuerli-
chen Gründen zählen. Nach der letzten Zäh-
lung im Römischen Reich (73 n. Chr.) hat es im 
Europa des Mittelalters selten, meist nur in



Notzeiten, Zählungen gegeben. Hierbei spiel-
ten auch soziale Gesichtspunkte, insbeson-
dere die Versorgung der Bevölkerung, eine 
Rolle. Als entscheidender Wendepunkt auf 
dem Weg zum heutigen Konzept einer Volks-
zählung kann die Volkszählung von Kanada 
aus dem Jahre 1666 gewertet werden, bei der 
die Bevölkerung zu einem bestimmten Tag mit 
Namen, Alter, Familienstand, Beruf und Stel-
lung zum Haushaltsvorstand gelistet wurde. In 
den Vereinigten Staaten von Amerika ist die 
Durchführung von Volkszählungen (in einem 
zehnjährigen Turnus) wegen ihrer Bedeutung 
für das Staatswesen in der Verfassung veran-
kert.
Die erste Volkszählung im Deutschen Reich 
fand 1871 statt, ab 1875 gefolgt von weiteren 
Zählungen mit Abständen von jeweils fünf 
Jahren. Diese Folge wurde nach 1910 häufig 
durch Kriegs- und Krisenzeiten unterbrochen.- 
Es gab Volkszählungen in den Jahren 1919, 
1925, 1933 und 1939. Nach dem Zweiten Welt-
krieg wurden in der Bundesrepublik Deutsch-
land 1946, 1950, 1961 und 1970 Volkszählungen 
durchgeführt. Mit der Industrialisierung und 
den daraus entstehenden Problemen auf dem 
Arbeitsmarkt wuchs der Bedarf an erwerbssta-
tistischen Daten. Aus diesem Grund hat es ne-
ben den Volkszählungen vereinzelt geson-
derte Berufszählungen gegeben, in denen in 
erster Linie erwerbsstatistische Tatbestände 
erhoben wurden (1882, 1895, 1907). Ab 1925 
wurden Volks- und Berufszählungen grund-
sätzlich gemeinsam durchgeführt.
Arbeitsstättenzählungen fanden im Deut-
schen Reich zunächst weniger häufig statt als 
Volkszählungen. Sie wurden erforderlich, um 
einen Überblick über Struktur und Entwick-
lung der einzelnen Wirtschaftszweige zu ge-
winnen; zunächst wurden sie noch losgelöst 
von Volkszählungen organisiert, z. T. aber mit 
Berufszählungen verbunden. Erst ab 1925 hat 
man sie — von einer Ausnahme abgesehen — 
regelmäßig zusammen mit einer Volkszählung 
durchgeführt.
Gebäude- und Wohnungszählungen, die an-
fänglich auf größere Gemeinden beschränkt 
und auch später meistens unabhängig von den 
übrigen Zählungsteilen organisiert waren, 
wurden bisher unregelmäßig durchgeführt. 
Die erste einheitliche Wohnungszählung im 
Reichsgebiet fand 1918 statt. Sie hatte insbe-

sondere den Zweck, den Wohnungsbedarf 
nach dem Kriege festzustellen. Weitere Zäh-
lungen folgten 1927 und 1939. Die politischen 
und wirtschaftlichen Umwälzungen nach Be-
endigung des Zweiten Weltkrieges führten zu 
einer umfassenden Gebäude- und Wohnungs-
zählung einschließlich der Gebäude ohne 
Wohnraum im Jahre 1950. Danach wurden 
Angaben über Gebäude mit Wohnraum und 
über Wohnungen 1956 sowie anschließend im 
Rahmen der Volkszählung 1961 erfaßt. Im 
Jahre 1968 wurde die bisher letzte Zählung 
der Gebäude mit Wohnraum und der Woh-
nungen in der Bundesrepublik Deutschland 
durchgeführt.
Die Bedeutung der Volkszählungen hat ihren 
Niederschlag auch in den Empfehlungen der 
Vereinten Nationen gefunden. Nach diesen 
Empfehlungen sollen alle zehn Jahre, und 
zwar in den Jahren mit der Endziffer 0 (oder 
einem benachbarten Jahr), Volkszählungen 
stattfinden. Den ersten von den Vereinten Na-
tionen vorgeschlagenen „Weltzensus" hat es 
1950 gegeben, die folgenden um 1960 und 1970. 
Anlaß für die internationale Synchronisierung 
der Zensen waren die zunehmenden weltwei-
ten Verflechtungen und die Notwendigkeit, 
internationale Organisationen über die demo-
graphische und wirtschaftliche Lage in den 
Mitgliedstaaten zu informieren. Für den euro-
päischen Bereich sehen die Empfehlungen der 
Europäischen Wirtschaftskommission der 
Vereinten Nationen und der Konferenz Euro-
päischer Statistiker die Durchführung einer 
Volks- und Wohnungszählung um das Jahr 
1980 vor. Nach einer Richtlinie des Rates der 
Europäische!! Gemeinschaften vom 22. No-
vember 1973 zur Synchronisierung der allge-
meinen Volkszählungen (Dokument 73/403/ 
EWG) sollte die nächste Volkszählung in den 
Mitgliedstaaten im Jahre 1981 stattfinden.
Die Bundesrepublik Deutschland hat diesen 
Empfehlungen zugestimmt. Bisher ist sie die 
einzige große Industrienation der Welt, die 
nach 1970 keine weitere Volkszählung durch-
geführt bzw. keine entsprechenden gesetzli-
chen Vorschriften hierzu erlassen hat.
Die Notwendigkeit einer erneuten Zählung ist 
unbestritten. Sie ist zusammen mit dem auf ihr 
aufbauenden Informationssystem für die näch-
sten zehn Jahre unverzichtbare Grundlage für 
gesellschafts- und wirtschaftspolitische Pla-



nungen der öffentlichen Hände, stellt notwen-
diges Material für Verbände, wissenschaftli-
che Organisationen und Institutionen unter-
schiedlicher Art bereit und liefert zahllosen 
Unternehmen Entscheidungshilfe für ihre Dis-
positionen; zahlreiche gesetzliche Vorschrif-
ten nehmen auf ihre Ergebnisse Bezug. Die 
von den betroffenen Stellen wiederholt vorge-

tragenen Bedenken über das Ausbleiben der 
Zählung verdeutlichen diese Tatsache. Des-
halb hat die Bundesrepublik Deutschland nun-
mehr bei der Europäischen Gemeinschaft die 
Zustimmung zur Durchführung einer Zählung 
im Jahre 1983 beantragt. Die Bedeutung der 
einzelnen Zählungsteile soll nachfolgend an 
einigen Beispielen erläutert werden.

I. Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzählung

Bevölkerungszahl und -Struktur

Genaue Kenntnisse über die Bevölkerungs-
struktur sind für Bund, Länder und Gemein-
den aus einer Vielzahl von Gründen von ganz 
erheblicher Bedeutung. Ohne diese Kennt-
nisse ist z. B. eine Beurteilung der laufend be-
obachteten Geburtenzahlen, Sterbefälle und 
Eheschließungen nicht möglich. Nimmt bei-
spielsweise die absolute Zahl der Geburten zu, 
so stellt sich sofort die Frage, ob das vielleicht 
damit zusammenhängt, daß es mehr Frauen im 
entsprechenden Alter gibt als früher. Oder 
man denke an die Ausländerpolitik, die ohne 
gesicherte regionale Bevölkerungszahlen als 
Ausgangspunkt nicht zu planen ist, denn die 
Verteilung der Ausländer im Bundesgebiet 
hat eindeutig regionale Schwerpunkte.
Wesentliche Bedeutung haben exakte Daten 
über die Bevölkerungszahl und -Struktur auch 
für die Ergebnisse der Bevölkerungsfort-
schreibung. Dadurch, daß ihre Basis — die 
Volkszählung 1970 — nunmehr elf Jahre zu-
rückliegt, hat sich eine zunehmende Kumulie-
rung der der bisherigen Fortschreibung inne-
wohnenden Fehler ergeben, die bis jetzt zu ei-
ner Überhöhung der Bevölkerungszahl ge-
führt haben, die auf eine Million geschätzt 
wird.
Genaue Unterlagen über den heutigen Alters-
aufbau (sogenannte Alterspyramide) der Be-
völkerung sind ferner eine wesentliche Vor-
aussetzung für Fortschreibungen und Voraus-
schätzungen der Bevölkerung und damit für 
die Beurteilung künftiger Entwicklungen in 
vielen weiteren Politikbereichen, wie z. B. der 
Altersversorgung, des Bildungswesens und . 
des Arbeitsmarktes. Hierauf wird im folgen-
den noch näher eingegangen.

Arbeitsmarktpolitik

Die Ergebnisse der Volks-, Berufs- und Ar-
beitsstättenzählung sind eine wichtige Basis 
zur Beurteilung aller Fragen des Arbeitskräf-
tebedarfs und des Arbeitskräfteangebots und 
somit eine entscheidende Grundlage für die 
Beurteilung der Lage des Arbeitsmarktes un-
ter langfristigen und strukturellen Gesichts-
punkten, unabhängig von saisonalen und kon-
junkturellen Schwankungen. Sie werden z. B. 
zur Feststellung und Förderung wirtschaftlich 
unterentwickelter Regionen benötigt (hierbei 
spielt die Feststellung der regionalen Arbeits-
losigkeit und ihre Beurteilung unter Gesichts-
punkten der demographischen Struktur eine 
Rolle), ferner zur Feststellung und Förderung 
gefährdeter Branchen, zur Feststellung des zu-
künftigen Bedarfs an Arbeitskräften unter-
schiedlicher Qualifikationsstufen (u. a. Berech-
nungen für den Ersatz zukünftig ausscheiden-
der Erwerbstätiger) sowie als Hilfe für die Ar-
beitsverwaltung bei der Arbeitsvermittlung 
und Berufswahl. Die gemeinsame Durchfüh-
rung der Volks- und Berufszählung mit der Ar-
beitsstättenzählung ermöglicht es, daß für 
beide genannten Seiten des Arbeitsmarktes 
ein zeitlich, inhaltlich und räumlich tief ge-
gliedertes Datenangebot zur Verfügung steht, 
und zwar als Grundlage für vielfältige Aktivi-
täten des Bundes, der Länder und Gemein-
den.

So ist es z. B. für eine effiziente regionale Wirt-
schaftspolitik unabdingbar, das Bundesgebiet 
in Arbeitsmärkte (.Arbeitsmarktregionen") 
aufzugliedern. Ohne Daten aus der Volks- und 
Berufszählung ist es nicht einmal möglich, der-
artige Märkte abzugrenzen. Erst die in der 
Volks- und Berufszählung festgestellten Pend-



lerströme, die die räumlichen Verflechtungen 
von Wohn- und Arbeitsorten zeigen, erlauben 
eine Abgrenzung regionaler Arbeitsmärkte 
mit ihren engeren und weiteren Einzugsberei-
chen.
Auch für regional gezielte Förderungsmaß-
nahmen auf dem Arbeitsmarkt sind zuverläs-
sige Angaben über die Bevölkerung und ein-
zelne Bevölkerungsgruppen (u. a. Erwerbstäti-
ge, Erwerbslose) unverzichtbar. So werden bei-
spielsweise für die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur" Vorausschätzungen über die Nach-
frage nach Arbeitsplätzen und das entspre-
chende Angebot in den einzelnen Regionen 
benötigt. Diese Aufgabe ist in einem speziel-
len Gesetz begründet und hat zum Ziel, Le-
bensräume zu schaffen, die ohne staatliche 
Förderung funktionsfähig sind.
Auch für Maßnahmen, die auf den Abbau un-
erwünschter Erscheinungen in Ballungsgebie-
ten (z. B. zu große Entfernung zwischen Woh-
nung und Arbeitsstätte, Verödung der Zentren 
außerhalb der Geschäftszeiten) zielen, werden 
Ergebnisse der Volks-, Berufs- und Arbeits-
stättenzählung benötigt. So werden z. B. für 
die Abgrenzung der von der Ministerkonfe-
renz für Raumordnung definierten Ballungs-
gebiete („Verdichtungsräume") Einwohnerzah-
len sowie Angaben über die Einwohner-Ar-
beitsplatzdichte aus der Volks-, Berufs- und 
Arbeitsstättenzählung benötigt. Hingewiesen 
sei auch darauf, daß Ergebnisse der Volks- und 
Berufszählung eine wesentliche Grundlage für 
die Kommentierungen im Raumordnungsbe-
richt der Bundesregierung darstellen.
Die Arbeitsverwaltung benötigt aus mehreren 
Gründen Ergebnisse der Volks- und Berufs-
zählung. Ohne sie ist keine gezielte Aussage 
über Beschäftigungschancen einzelner Ausbil-
dungsqualifikationen und damit auch keine 
ausreichende Berufsberatung möglich. Hierzu 
sind Unterlagen über die Alters- und Ausbil-
dungsstruktur der Berufe erforderlich, aus de-
nen sich Angaben über Bedarf und Berufsaus-
sichten als eine wesentliche Information für 
die Berufsberatung ableiten lassen. Nur die 
Volkszählung kann entsprechend aktuelle Da-
ten für alle Berufe und alle Erwerbstätigen zur 
Verfügung stellen.
Auch die regionale Arbeitsvermittlung und 
damit die Bestrebungen für die Beseitigung 

der regionalen Arbeitslosigkeit werden durch 
die Basisdaten der Volks- und Berufszählung 
erheblich verbessert. Eine wichtige Grundlage 
für diesen Zweck bilden, in Verbindung mit 
den Ergebnissen der Arbeitsstättenzählung, 
die auf der jeweils letzten Volkszählung auf-
bauenden Unterlagen der Arbeitsverwaltung 
über „Strukturdaten für die Dienststellen".

Zahlenbasis für den Jahreswirtschaftsbe-
richt der Bundesregierung und für die 
Strukturberichterstattung

Bei Durchsicht der Jahreswirtschaftsberichte 
der Bundesregierung aus der Sicht der ver-
wendeten statistischen Daten wird deutlich, 
daß eine Vielzahl statistischer Reihen heran-
gezogen wird, deren Basis die Volks-, Berufs- 
und Arbeitsstättenzählung ist. Entscheidende 
Aussagen zu Fragen der Politik zur Förderung 
der Beschäftigung, des Wachstums und der 
Stabilität erfordern neben Daten über die all-
gemeine Wirtschaftsentwicklung vor allem 
solche über die Bevölkerung und ihre Struktur 
nach Geschlecht, Alter, Familienstand, Fami-
liengröße, Kinderzahl und Beteiligung am Er-
werbsleben, über Erwerbstätige und ihre 
Struktur nach Geschlecht, Alter, Stellung im 
Betrieb und Berufen, über Arbeitsstätten in 
fachlicher und regionaler Unterteilung, über 
die Einkommen der Beschäftigten sowie über 
die Quellen des überwiegenden Lebensunter-
halts. Alle statistischen Reihen über diese Tat-
bestände setzen verläßliche und aufeinander 
abgestimmte Grunddaten aus den Zählungen 
voraus.
Für das weite Spektrum ordnungs- und struk-
turpolitischer Überlegungen und Maßnahmen 
werden insbesondere Unterlagen über Unter-
nehmen und Arbeitsplätze in tiefer fachlicher 
und regionaler Gliederung, über Rechtsform 
und Größe der Unternehmen (Umsatz- und Be-
schäftigtengrößenklassen), ferner über Be-
schäftigte — u. a. über ihre schulische und be-
rufliche Bildung — sowie über die Bevölke-
rung nach Altersklassen benötigt.
Der in den letzten Jahren verstärkte Bedarf an 
Untersuchungen über die Strukturverände-
rungen in der Volkswirtschaft, wie er z. B. in 
der von der Bundesregierung in Auftrag gege-
benen sektoralen Strukturberichterstattung 
durch die wirtgchaftswissenschaftlichen For-



schungsinstitute zum Ausdruck kommt (vgl. 
Jahreswirtschaftsbericht der Bundesregierung 
1978), stellt entsprechende Anforderungen an 
das statistische Ausgangsmaterial. Die Struk-
turanalysen sollen auf den Ergebnissen der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen ba-
sieren und strukturelle Veränderungen der 
Nachfrage, der Produktion und Produktions-
faktoren sowie deren Ursachen in tiefer Glie-
derung nach Wirtschaftsbereichen untersu-
chen. Hierzu sind fachlich tief gegliederte sta-
tistische Angaben über die betreffenden Tat-
bestände erforderlich. Von ausschlaggebender 
Bedeutung für den längerfristigen Vergleich 
und als Basis für die Fortschreibungsreihen 
dienen die Ergebnisse der Arbeitsstättenzäh-
lung über Unternehmen, Beschäftigte, Umsät-
ze, Löhne und Gehälter. Auch für Zwecke der 
regionalen Strukturpolitik, hier u. a. — wie be-
reits erwähnt — zur Neuabgrenzung der För-
dergebiete im Rahmen der Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur" — werden zeitnahe Arbeits-
markt-, Einkommens- und Infrastrukturindi-
katoren benötigt. Man muß sich im klaren 
sein, daß eine Regionalisierung der sektoralen 
Strukturberichterstattung ohne die genannten 
Informationen aus der Volks-, Berufs- und Ar-
beitsstättenzählung nicht möglich ist.

Altersversorgung und Rentenversicherung

Nach § 1383 Reichsversicherungsordnung 
bzw. § 110 des Angestelltenversicherungsge-
setzes sind die Einnahmen, die Ausgaben, das 
Rentenniveau und das Vermögen der gesetzli-
chen Rentenversicherung nach den letzten Er-
mittlungen der Zahl der Pflichtversicherten 
und der Zahl der Rentner für die künftigen 15 
Kalenderjahre vorauszuschätzen und jährlich 
fortzuschreiben. Im Rentenanpassungsbericht 
1981 der Bundesregierung wird nachdrücklich 
festgestellt, daß die zugrunde liegenden Be-
rechnungen zunehmend problematisch wer-
den. Auch hier kann nur die Volkszählung 
eine neue Datenbasis schaffen. Die von der 
letzten Volkszählung von 1970 fortgeschriebe-
nen Bevölkerungszahlen sind für derartige 
Vorausschätzungen keine sichere Basis mehr. 
Wichtig hierbei ist, daß es nicht nur um eine 
Vorausschätzung der Rentner, sondern auch 
um eine solche der Beitragszahler geht. Für 

die Vorausschätzung der Beitragszahler spielt 
nicht nur ihre Zahl, sondern auch die erwar-
tete Dauer ihrer Erwerbstätigkeit eine Rolle. 
Zweifellos handelt es sich bei diesen Schät-
zungen um statistisch-methodisch schwierige 
Aufgaben. Durch ungenaue Basiszahlen über 
die Bevölkerung werden die Ergebnisse dieser 
Berechnungen mit erheblichen zusätzlichen 
Unsicherheiten behaftet. Bei der Vorausschät-
zung der Zahl der Rentner z. B. ist neben dem 
Beginn des Rentenalters die richtige Einschät-
zung der Lebenserwartung dieses Personen-
kreises von großer Bedeutung. Diese ist nur 
anhand verläßlicher Basiszahlen über die Be-
völkerungsstruktur möglich.

Bildungswesen und -politik

Einige Aspekte der Bedeutung der Volks- und 
Berufszählungsergebnisse für das Bildungswe-
sen sind bereits im Zusammenhang mit dem 
Arbeitsmarkt angeklungen. Für Entscheidun-
gen, die primär im Bildungsbereich anstehen 
oder künftig zu treffen sein werden, seien ei-
nige Datenanforderungen kurz herausge-
stellt.
Wichtig für die Berechnung des gegenwärti-
gen und zukünftigen Bedarfs an Lehrkräften, 
Schulen und Hochschulen sind vor allem Zah-
len über den künftigen Bestand der Schüler 
und Studierenden. Dieser hängt eng von dem 
gegenwärtigen Altersaufbau der Bevölkerung 
und der geschätzten Bevölkerungsentwick-
lung ab. Ohne exakte Zählungsdaten können 
Berechnungen hierüber zu keinen genauen 
Ergebnissen führen.
Auch für den gegenwärtigen und vor allem zu-
künftigen Bedarf an Schulen in den Gemein-
den und Gemeindeteilen werden — regional 
tief untergliederte — Strukturdaten benötigt, 
wie sie nur in einer Volkszählung zu beschaf-
fen sind.
Die Beurteilung des Ausbildungsbereiches 
und seiner jetzigen Struktur (insbesondere der 
beruflichen Ausbildung) bedarf dringend einer 
Grundlage, von der aus sich der Ersatzbedarf 
in den einzelnen Berufen berechnen läßt, der 
sich aus dem Ausscheiden aus dem Erwerbsle-
ben ergibt. Als Basis dafür werden für jeden 
Beruf differenzierte Angaben über die Alters-
gliederung benötigt. Dabei müssen auch Un-



terlagen über die Wandlungen der Berufs- und 
Qualifikationsstruktur gewonnen • werden. 
Derartige Aussagen erfordern aktuelle Zahlen 
aus der Volks- und Berufszählung — u. a. im 
Vergleich mit entsprechenden Daten der letz-
ten Zählung von 1970 — über den gegenwärti-
gen Bestand an Erwerbstätigen, ihren Alters-
aufbau sowie ihren schulischen und berufli-
chen Werdegang und ihre Verteilung auf die 
Wirtschaftszweige und Berufe.

Bevölkerungszahlen für Politik und Verwal-
tung

Ungenaue Bevölkerungszahlen werfen erheb-
liche Probleme für die — am Willen des Ge-
setzgebers orientierte — Zusammensetzung 
staatlicher und kommunaler Organe auf. In 
diesem Bereich werden für die verschieden-
sten Zwecke genaue Einwohnerzahlen, wie sie 
in ihren Eckdaten nur die Volkszählung ermit-
teln kann, verwendet, so z. B.
— für die Berechnung der Stimmen der Län-
der im Bundesrat,
— für die Festlegung von Zahl und Größe der 
Wahlkreise (für Bundes- und Landtagswahlen) 
und die Verteilung der Bundestagswahlkreise 
auf die Länder sowie die Verteilung der Land-
tagswahlkreise in den Ländern,
— für die Berechnung der Sitze in den kom-
munalen Vertretungsorganen,
— für die besoldungsmäßige Einstufung kom-
munaler Wahlbeamter.

Auch im Finanzausgleich zwischen Bund und 
Ländern ist für die Verteilung der Umsatz-
steuer die Einwohnerzahl, und zwar für die 
einzelnen Länder zum 30. Juni des Rechnungs-
jahres, zugrunde zu legen. Ebenso ist für den 
Finanzausgleich von Land zu Land von der 
Einwohnerzahl am 30. Juni des Rechnungsjah-
res auszugehen. Beim Finanzausgleich Län- 
der/Gemeinden ist ebenfalls die fortgeschrie-
bene amtliche Einwohnerzahl maßgeblich.

Bei der derzeitigen Abweichung zwischen tat-
sächlicher und fortgeschriebener Bevölke-
rungszahl insgesamt und den unterschiedli-
chen regionalen Entwicklungen dieser Abwei-
chungen ist bereits seit einiger Zeit nicht 
mehr gewährleistet, daß die in den Gesetzen 
vorgesehenen Ausgleichszahlungen entspre-
chend den tatsächlichen Bevölkerungszahlen 

geleistet werden. Ungenauigkeiten in den Be-
völkerungszahlen können zu ebensolchen Un-
genauigkeiten bei der umzuschichtenden Fi-
nanzmasse führen. Gerade bei der Verteilung 
von Steuergeldern sind genaue Daten ange-
bracht.
Nach §50 Bundeswahlgesetz erstattet der 
Bund den Ländern zugleich für ihre Gemein-
den die durch die Wahl verursachten notwen-
digen Ausgaben durch einen festen, nach Ge-
meindegrößen abgestuften Betrag je Wahlbe-
rechtigten. Nach § 18 Parteiengesetz werden 
den Parteien, die sich an einer Bundestags-
wahl mit eigenen Wahlvorschlägen beteiligen, 
soweit sie eine bestimmte Anzahl von Stim-
men erhalten haben, Wahlkampfkosten erstat-
tet. Die Wahlkampfkosten werden mit einem 
Betrag von 3,50 DM je Wahlberechtigten der 
Bundestagswahl pauschaliert. Sie basieren, 
wie die Erstattungen nach dem Bundeswahl-
gesetz, auf den Bevölkerungszählen der Mel-
deregister. Diese Zahlen sind aber genauso 
fehleranfällig wie die allgemeine Bevölke-
rungsfortschreibung. Die genaue Zahl der 
Wahlberechtigten kann daher erst durch ei-
nen Registerabgleich im Rahmen einer Volks-
zählung festgestellt werden.

Neuer Bevölkerungsbegriff und Bevölke-
rungsfortschreibung

Mit dem neuen Melderechtsrahmengesetz ist 
erstmalig für alle Bereiche der Verwaltung ein 
einheitlicher Bevölkerungsbegriff verbindlich 
eingeführt worden. Die Melderegister sind in-
nerhalb eines vorgegebenen Zeitraumes an 
den neuen Bevölkerungsbegriff anzupassen. 
Die Anpassung läßt sich am rationellsten und 
einfachsten in Verbindung mit der Volkszäh-
lung durchführen, da bei ihr ohnehin alle 
Haushalte aufgesucht werden. Andernfalls 
müßten die Meldebehörden ihre Register auf 
der Grundlage eigener Erhebungen bereini-
gen, die aller Wahrscheinlichkeit nach weder 
zeitlich noch methodisch aufeinander abge-
stimmt wären und somit neue Fehlerquellen 
für die Fortschreibung der Bevölkerung dar-
stellten. Nur wenn für das gesamte Bundesge-
biet diese Umstellung einheitlich erfolgt, ist 
die Gewähr dafür gegeben, daß die sogenannte 
Bevölkerungsfortschreibung, bei der mit Hilfe 
der Meldungen über Geburten, Sterbefälle



und Wanderungen die Bevölkerungszahl für 
die einzelnen Gemeinden fortgeschrieben 
wird, künftig genauer ermittelt wird, als es je-
weils zwischen den letzten Volkszählungen 
der Fall war. Ohne neue Volkszählung könnte 
diese für das statistische Informationssystem 
entscheidende Verbesserungsmöglichkeit 
nicht wahrgenommen werden, die für eine 
Vielzahl gesetzlicher Bestimmungen (rd. 80) 
von Bedeutung ist.
Die Ergebnisse der Volkszählung sind, was be-
reits verschiedentlich angeklungen ist, die 
Grundlage für die Bevölkerungsfortschrei-
bung und für Vorausschätzungen. Beide die-
nen der Beobachtung der laufenden Bevölke-

rungsentwicklung. Die Bevölkerungsfort-
schreibung aber ist sehr fehleranfällig (insbe-
sondere durch fehlende Abmeldungen bei 
Fortzügen); deshalb wird dringend eine neue 
Zählungsgrundlage benötigt. Aufgrund von 
Untersuchungen bei der Volkszählung 1970 
wird, wie bereits erwähnt, angenommen, daß 
die fortgeschriebene Bevölkerungszahl gegen-
wärtig um etwa 1 Million erhöht ist. Dabei 
muß man bedenken, daß sich die Fortschrei-
bungsfehler nicht gleichmäßig auf die Ge-
meinden der Bundesrepublik verteilen. Je 
nach Häufigkeit der Wanderungen gibt es von 
Gemeinde zu Gemeinde erhebliche Unter-
schiede.

II. Gebäude- und Wohnungszählung

Bevölkerung und Wohnungsbedarf

Die Verbindung einer Gebäude- und Woh-
nungszählung mit einer Volkszählung schafft 
die Möglichkeit, das Wohnen der Bevölke-
rung in seinem räumlichen Bezug differenziert 
zu untersuchen und dabei nicht nur räumliche 
Bedarfsschwerpunkte zu ermitteln, sondern 
auch die Bevölkerungsgruppen, für die ein 
Wohnungsbedarf besteht, in ihrer zahlenmäßi-
gen Größe abzuschätzen. Die zur Zeit aus ver-
schiedenen Statistiken vorliegenden Bevölke- 
rungs-, Haushalts- und Wohnungszahlen las-
sen keine Schlüsse auf die tatsächliche Woh-
nungsversorgung der Bevölkerung und damit 
den tatsächlichen Wohnungsbedarf zu. Bei der 
bereits mehrfach erwähnten Überschätzung 
der jetzigen Bevölkerungszahlen von etwa 
1 Million Personen ergeben sich für die Haus-
haltszahlen Differenzen von bis zu 500000 
Haushalten. Welche Folgen sich aus einer 
überhöhten Bevölkerungszahl von 1 Million 
Einwohnern für den Bau- und Wohnungssek-
tor ergeben können, wird aus folgendem Bei-
spiel deutlich: Legt man die Zahl von 2,6 Per-
sonen je Wohnung — wie sie sich aus der Be- 
völkerungs- und Wohnungsstichprobe 1978 
ergibt — zugrunde, bedeutet eine Abweichung 
von 1 Million Personen rd. 380000 Wohnun-
gen zu viel oder zu wenig. Ungenaue Zahlen 
können einen Bedarf in Gebieten signalisie-
ren, wo er nicht besteht, oder umgekehrt. Dies 
kann zu Fehlplanungen und letzen Endes so-

gar zu Fehlinvestitionen in Milliardenhöhe 
führen.
Der Wohnungsbedarf konzentriert sich auf be-
stimmte Gebiete; zuverlässige, kleinräumlich 
differenzierte Informationen darüber fehlen 
jedoch. Wenn räumlich gezielte Abhilfe ge-
schaffen werden soll und vor allem es darum 
geht, das gesamte Ausmaß notwendiger inve- 
stiver Maßnahmen und die finanziellen Aus-
wirkungen (Lasten) zu beurteilen, kann ohne 
gesicherte Daten der Volkszählung keine ra-
tionale Wohnungspolitik betrieben werden.

Die Ministerkonferenz der ARGEBAU1) hat 
bei ihrer Sitzung am 11. Dezember 1980 in 
Bonn u. a. die Befürchtung geäußert, „daß bei 
einem Fehlen des aktuellen Datenmaterials 
Fehlinvestitionen getroffen werden, die die 
Kosten einer solchen Erhebung (Volkszäh-
lung) bei weitem übersteigen".

Die Gebäude- und Wohnungszählung in der 
vorgesehenen Form enthält alle Daten über 
Gebäude und Wohnungen, die zur Beurteilung 
der verschiedenen Aspekte des Wohnungs-
marktes und Zur Beurteilung der Wohnsitua-
tion der Bevölkerung in Stadt und Land erfor-
derlich sind.

1) Arbeitsgemeinschaft der für das Bau-, Woh- 
nungs- und Siedlungswesen zuständigen Minister 
der Länder.



Staatliche Förderung im Wohnungs- und 
Städtebau

Bei der zur Zeit diskutierten Überprüfung des 
bisherigen staatlichen Förderungssystems im 
Wohnungs- und Städtebau wird unter ande-
rem an eine Neuauflage des Modernisierungs- 
und Energiesparprogramms, an eine Neuge-
staltung des § 7b Einkommensteuergesetz, der 
Grunderwerbsteuer sowie des steuerlichen In-
strumentariums für die Bodenpolitik gedacht. 
Wichtige Grundinformationen zur objektiven 
Beurteilung des bisherigen Förderungssy-
stems, auch in seinen regionalen Auswirkun-
gen, können nur durch die Gebäude- und 
Wohnungszählung geliefert werden. Eine 
sachgerechte Neugestaltung in diesen Berei-
chen ist ohne die tief gegliederten Ergebnisse 
der Gebäude- und Wohnungszählung nicht 
möglich.

Um die ohnehin knappen Mittel der öffentli-
chen Hand, die für wohnungspolitische Maß-
nahmen zur Verfügung stehen (z. B. Moderni-
sierung von Gebäuden und Wohnungen), mög-
lichst effizient einsetzen zu können, werden 
dringend Informationen über das tatsächliche 
Qualitätsniveau der vorhandenen Wohnun-
gen und die regionale Verteilung der Woh-
nungen minderer Qualität benötigt.
Überlegungen, die einen Beitrag zum Abbau 
von Fehlbelegungen öffentlich geförderter 
Wohnungen leisten sollen, kommen ebenfalls 
ohne Daten über regionale Verteilung, Quali-
tät, Mietenniveau und Belegung dieser Woh-
nungen nicht aus. Derartige Daten lassen sich 
nur aus einer totalen Volks- sowie der Gebäu-
de- und Wohnungszählung gewinnen.

Miete und Wohnen

In der Diskussion um die Wohungsversorgung 
spielen nicht nur die Fragen des Mietrechtes 
eine Rolle, sondern auch Fragen der Miethö-
he. Die Höhe der Miete einer Wohnung rich-
tet sich nach einer Reihe von Faktoren. Die 
Gebäude- und Wohnungszählung ermittelt 
davon wesentliche Faktoren, wie z. B. das Bau-
alter des Gebäudes, Größe und Ausstattung 
der Wohnung sowie die öffentliche Förderung 
der Gebäude und Wohnungen. Ihre Ergeb-
nisse geben damit einen umfassenden Über-
blick über das Mietengefüge in seiner gesam-

ten regionalen Differenzierung. Damit werden 
auch für die Aufstellung neuer und die Beur-
teilung vorhandener regionaler Mietspiegel 
die dringend benötigten Informationen ge-
wonnen. Die Basis zuverlässiger Mietspiegel 
ist die Kenntnis der Gesamtzahl der Mietwoh-
nungen in den einzelnen Regionen und ihre 
Verteilung nach einer Reihe wichtiger Merk-
male, wie z. B. der öffentlichen Förderung.

Wohnraumversorgung bestimmter Bevöl-
kerungskreise

Nach § 26 des 2. Wohnungsbaugesetzes sind 
unter anderem die Wohnbedürfnisse kinder-
reicher Familien, junger Ehepaare, älterer 
Menschen und alleinstehender Elternteile mit 
Kindern zu fördern und den gesetzlichen Re-
gelungen entsprechend zu unterstützen. Die 
Wohnungszählung und die Volkszählung lie-
fern hierüber die regional tief gegliederten In-
formationen über die mit den bereits einge-
setzten Mitteln erzielten Wirkungen und über 
das Ausmaß der in Zukunft hierfür benötigten 
Mittel, weil sie zeigt, ob und in welchen Gebie-
ten diese Gruppen besonders stark vertreten 
sind und welche Bedarfsschwerpunkte sich 
daraus ergeben.

Grundvoraussetzung z. B. für die soziale Inte-
gration der ausländischen Familien ist eine 
angemessene Versorgung mit Wohnraum. 
Dies wird in Zukunft eine der zentralen Auf-
gaben der Wohnungspolitik sein, insbeson-
dere dann, wenn die heute in der Bundesrepu-
blik Deutschland lebenden ausländischen Kin-
der und Jugendlichen in ein Alter kommen, in 
dem sie eigene Familien gründen werden. Die 
geplante Zählung liefert dazu die Grundinfor-
mationen.

Energieversorgung der Haushalte

Durch die Frage nach Heizungsarten und ver-
wendeten Brennstoffen bei der Gebäude- und 
Wohnungszählung sollen zur Zeit nicht be-
kannte kleinräumliche Informationen über 
das bestehende Energieversorgungsniveau 
und -System gewonnen werden. Damit können 
zugleich aktuelle Bezugsdaten für regionale 
energiepolitische Maßnahmen zur Sicherung 
des künftigen Energiebedarfs bereitgestellt 
werden. Mit der Frage nach Heizungsarten



und verwendeten Brennstoffen- würden dar-
über hinaus regional differenzierte Auf-
schlüsse über Umweltbelastungen gewon-
nen.

Gebäude- und Wohnungsfortschreibung

Wie für die Bevölkerungszahlen gibt es auch 
für die Gebäude und Wohnungen eine Fort-
schreibung auf der Basis der letzten Gebäude- 
und Wohnungszählung von 1968. Wesentliche 
Daten dafür liefert die Bautätigkeitsstatistik, 
die die Zugänge an Gebäuden und Wohnun-
gen nahezu vollständig erfaßt. Andererseits 
aber sind für die Fortschreibung von Gebäu-
den und Wohnungen die Umwidmungen und 
und Zusammenlegungen von Wohnungen so-
wie Abbrüche von Gebäuden wichtige Tatbe-
stände, die nicht oder nur unvollständig ge-
meldet werden. Außerdem ist zu bedenken, 
daß die Bautätigkeitsstatistik die Zahl der 
Wohnungen gemäß Baugenehmigung erfaßt 

und nicht gemäß der tatsächlichen Nutzung, 
wie z. B. bei Einfamilienhäusern mit einer so-
genannten Einliegerwohnung. Auch für die 
Fortschreibung der Gebäude und Wohnungen 
gilt, daß derartige Ungenauigkeiten regional 
zu erheblichen Verzerrungen führen können. 
Die Wohnungszahlen können insgesamt Dif-
ferenzen von etwa 500000 oder mehr Woh-
nungen aufweisen. Klarheit kann hier nur eine 
Volks- und Wohnungszählung schaffen.
In diesem Zusammenhang ist zu berücksichti-
gen, daß die Basis für die Fortschreibung mitt-
lerweile 13 Jahre als ist, was zu einer zuneh-
menden Kumulierung der erwähnten Fort-
schreibungsfehler führt. Da eine neue Basis 
für die Fortschreibung der Gebäude nd Woh-
nungen fehlt, können auch die Möglichkeiten 
zur inhaltlichen Verbesserung der Fortschrei-
bung, die sich durch 'die Reform der Bautätig-
keitsstatistik ergeben, nicht voll genutzt wer-
den.

III. Bisherige parlamentarische Beratung des Volkszählungsgesetzes

In der 8. Legislaturperiode

Angesichts fehlender gesicherter Angaben 
über Bevölkerung, Gebäude, Wohnungen und 
Arbeitsstätten hat die Bundesregierung im 
Herbst 1978 den „Entwurf eines Gesetzes über 
eine Volks-, Berufs- und Arbeitsstättenzäh-
lung (Volkszählungsgesetz 1981)" mit einem 
Zählungstermin 20. Mai 19812) in die parla-
mentarische Beratung eingebracht. Vom Bun-
destag wurde das Gesetz über alle Parteien 
hinweg einstimmig verabschiedet. Auch der 
Bundesrat war einstimmig der Auffassung, daß 
dieses Gesetz nicht nur notwendig, sondern 
auch unverzichtbar sei. Genauso einmütig und 
unabhängig von der parteipolitischen Zusam-
mensetzung der einzelnen Länderregierungen 
forderten jedoch die Länder von der Bundesre-
gierung einen Zuschuß zu ihren Kosten3). Bis-
her hatte nämlich der Bund in den Nach-
kriegsjahren den Ländern jeweils einen Ko-
stenzuschuß für die Großzählungen gezahlt, 
wenn auch teilweise erst nach harten Ver-

2) Bundestagsdrucksache 8/2516 vom 26. 1. 1979.
3) Bundestagsdrucksache 8/2516 vom 26. 1. 1979.

handlungen und längeren Vermittlungsver-
fahren.
Im Kern der finanzpolitischen Auseinander- 
Setzung stand eine finanzpolitische Prinzi-
pienfrage: Die Länder beriefen sich auf eine 
Bestimmung in Artikel 106 des Grundgeset-
zes, wonach sich der Bund an finanziellen 
Mehrbelastungen beteiligen kann, die den 
Ländern durch Bundesgesetze entstehen. Der 
Bund wiederum lehnte dies mit dem Argu-
ment ab, daß sich seit 1970 seine Finanzlage im 
Verhältnis zur Gesamtheit der Länder ver-
schlechtert habe und zu seinen Lasten unaus-
gewogen sei. Dabei stand im Hintergrund die 
Diskussion um eine Neuordnung des Finanz-
ausgleichs zwischen Bund und Ländern.

Wegen des geforderten Bundeszuschusses 
wurde vom Bundesrat Ende 1979 der Vermitt-
lungsausschuß angerufen, der eine Finanzzu-
weisung von 4,30 DM je Einwohner an die Län-
der und Gemeinden empfahl. Der Einigungs-
vorschlag des Vermittlungsausschusses wurde 
vom Bundestag abgelehnt, worauf der Bundes-
rat dem Volkszählungsgesetz 1981 seine Zu-



Stimmung versagte. Die Bundesregierung rief 
dann ihrerseits den Vermittlungsausschuß an. 
Der Vermittlungsausschuß bat daraufhin die 
Bundesregierung, im Einvernehmen mit den 
Ländern und unter Berücksichtigung der Ko-
sten- und Nutzengesichtspunkte einige Kür-
zungsmodelle zu erarbeiten.
Insgesamt wurden zehn Kürzungsmodelle er-
örtert, von denen die meisten jedoch nicht die 
Zustimmung der Vertreter des Bundes und 
der Länder fanden, da die Kürzungen so weit 
gingen, daß die grundlegenden Ziele einer 
Volkszählung nicht erreicht worden wären 
und — wegen der hohen Fixkosten der Zäh-
lung — ein Mißverhältnis zwischen Kosten 
und Nutzen entstanden wäre. Im Vermitt-
lungsausschuß waren sich dann alle Beteilig-
ten einig, daß die Zählung möglichst im ur-
sprünglich beschlossenen Umfang durchge-
führt werden sollte. Der Vrmittlungsaus- 
schuß schlug daher im Mai 1980 vor, das bishe-
rige Programm der Volkszählung nicht zu kür-
zen und eine Finanzzuweisung des Bundes
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von ,30 DM je Einwohner vorzusehen. Der 
Deutsche Bundestag lehnte den Vermittlungs-
vorschlag jedoch wiederum ab, und der Bun-
desrat verweigerte daraufhin dem Gesetz er-
neut seine Zustimmung. Damit war die Verab-
schiedung des Volkszählungsgesetzes in der 
8. Legislaturperiode gescheitert. Der Termin 
der Volkszählung — 20. Mai 1981 — war damit 
zunächst auf dem „Altar eines finanzpoliti-
schen Prinzipienstreits“ geopfert. Erhebliche 
Vorbereitungsarbeiten in den Statistischen 
Ämtern des Bundes, der Länder und Gemein-
den waren hinfällig geworden. Steuergelder 
waren teilweise nutzlos vertan.

In der 9. Legislaturperiode

Zu Beginn der neuen Legislaturperiode wurde 
von der Bundesregierung der Entwurf eines 
Volkszählungsgesetzes 1982 vorgelegt4). Als 
neuer Zählungstermin war der 19. Mai 1982 
vorgesehen. Der Fragenkatalog blieb im we-
sentlichen unverändert. Das Plenum des Bun-
desrates beschloß im ersten Durchgang, dem 
Volkszählungsgesetz für den Fall zuzustim-
men, daß der Bund sich „seiner verfassungsmä-
ßigen Verpflichtung aus Artikel 106 Abs. 4 

4) Bundesratsdrucksache 86/81 vom 20.2. 1981.

5) Bundestagsdrucksache 9/451 vom 18.5. 1981.
6) Modell I: Ohne Grundstücke, reduziertes Fragen-
programm für Gebäude, Wohnungen und Arbeits-
stätten, volles Programm für den Bevölkerungsteil.
7) Modell II: Ohne Grundstücke, reduziertes Fra-
genprogramm für Gebäude, Wohnungen und Ar-
beitsstätten, 10 %-Stichprobe für Grundstücke und 
Gebäude nach zwei Jahren, volles Programm für 
den Bevölkerungsteil.
8) Modell III: Ohne Grundstücke, reduziertes Fra-
genprogramm für Gebäude, Wohnungen, Arbeits-
stätten und Bevölkerung, zusätzlich 5 %-Stichprobe 
bei Bevölkerung und Wohnungen. (Dieses Modell 
wurde von den Ländern und Gemeinden abgelehnt, 
da es nicht die von ihnen benötigten Regionaldaten 
liefert.)

Satz 2 des Grundgesetzes nicht entzieht" und 
die vorgesehenen Erhebungen auf das unver-
zichtbar Notwendige beschränkt werden. 
Außerdem wurden einige kleine formelle Än-
derungen vorgeschlagen.
In ihrer Gegenäußerung stimmte die Bundes-
regierung den formellen Änderungsvorschlä-
gen des Bundesrates zu. Hinsichtlich der 
Frage eines Bundeszuschusses verwies sie je-
doch erneut auf ihre bisher vertretene Auffas-
sung, wonach die Voraussetzungen für die Ge-
währung eines Bundeszuschusses nicht gege-
ben sind. Der Gesetzentwurf5) wurde im Juni 
1981 im Bundestag in erster Lesung beraten 
und an die Ausschüsse verwiesen. Der Innen-
ausschuß des Bundestages bildete eine Ar-
beitsgruppe, die Kürzungsvorschläge erarbei-
ten sollte. Das Statistische Bundesamt wurde 

11 beauftragt, in Zusammenarbeit mit den Stati-
stischen Landesämtern das bisherige Zäh-
lungsprogramm und die in der vergangenen 
Legislaturperiode erörterten drei Kürzungs-
modelle auf mögliche Kosteneinsparungen 
hin zu überprüfen. Unter Berücksichtigung ge-
wisser Umstellungen und Einsparungen erga-
ben sich für das ursprüngliche Zählungspro-
gramm sowie für drei Kürzungsmodelle (I, II 
und III) für Bund, Länder und Gemeinden fol-
gende Gesamtkosten
ursprüngliches Programm rd. 460 Mill. DM
Modell 66) rd. 341 Mill. DM
Modell II7) rd. 369 Mill. DM
Modell III8) rd. 313 Mill. DM
Die Überlegungen zu einem möglichen Alter-
nativprogramm zum bisherigen vollständigen 
Zählungsprogramm konzentrierten sich auf 
das Kürzungsmodell I, das bei den Vermitt-
lungsbemühungen in der vergangenen Legis-
laturperiode noch die breiteste Zustimmung 



bei Bund, Ländern und Gemeinden gefunden 
hatte, wobei die Mehrheit der Länder auf die 
Merkmale Größe der Wohnung und Miete 
nicht verzichten wollte. Auch vom Bundesmi-
nisterium für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (BMBau) wurden diese Merkmale 
als unverzichtbar für wohnungspolitische 
Maßnahmen angesehen. Nach seiner Auffas-
sung war darüber hinaus eine Mindestinfor-
mation über Gebäude für wohnungspolitische 
Maßnahmen unbedingt erforderlich, weshalb 
es das Modell I ablehnte. Es ist daher eine Va-
riante zum Modell I (Modell I A) entwickelt 
worden, die den Anforderungen des BMBau 
besser Rechnung trägt. Bei diesem Modell I A 
werden folgende Gebäudeangaben erhoben: 
Art des Gebäudes, Baujahr, Eigentumswoh-
nung, öffentliche Förderung. Die wohnungsbe-
zogenen Fragen dieses Modells bleiben ge-
genüber dem von der Regierung eingebrach-
ten Entwurf im wesentlichen unverändert.

Nach Beratungen mit den Ländern, den kom-
munalen Spitzenverbänden und dem Bundes-
ministerium des Innern wurde vereinbart, das 
Modell I A als mögliche Alternative zum bis-
herigen vollständigen Zählungsprogramm den 
Berichterstattern des Innenausschusses vor-
zulegen. Man ging davon aus, daß bei der der-
zeitig schwierigen Finanzlage von Bund, Län-
dern und Gemeinden die Verabschiedung ei-
nes Volkszählungsgesetzes nur mit einem re-
duzierten Zählungsprogramm zu erreichen 
sein dürfte, das jedoch genügend Informatio-
nen für Bund, Länder und Gemeinden liefert, 

um die anstehenden Aufgaben bewältigen zu 
können.

Der federführende Innenausschuß des Deut-
schen Bundestages hat sich am 28. Oktober 
1981 für dieses gegenüber dem ursprünglichen 
Gesetzentwurf reduzierte Zählungspro-
gramm I A ausgesprochen. In der umstritte-
nen Frage der Kostenfinanzierung hat die 
Bundesregierung Kompromißbereitschaft si-
gnalisiert. Der Bundesminister der Finanzen 
hat nunmehr erklärt, daß die Bundesregierung 
zwar an ihrer bisherigen Rechtsauffassung zur 
Frage der Finanzzuweisung des Bundes an die 
Länder festhalte, daß sie aber in Anbetracht 
der Bedeutung der geplanten Großzählung be-
reit sei, Finanzzuweisungen in Höhe von 
1 DM je Einwohner an die Länder zu zahlen. 
Vertreter der Länder haben die Erklärung des 
Bundesministers der Finanzen als einen er-
sten Schritt in die von ihnen gewünschte Rich-
tung grundsätzlich begrüßt. Sie haben jedoch 
darauf hingewiesen, daß nach ihrer Auffas-
sung der vom Bundesminister der Finanzen 
genannte Betrag von 1 DM je Einwohner 
keine angemessene Kostenbeteiligung im 
Sinne des Beschlusses des Bundesrates vom 
3. April 1981 darstelle.
Der Deutsche Bundestag hat das Volkszäh-
lungsgesetz am 2. Dezember 1981 in 2. und 
3. Lesung verabschiedet. Der Bundesrat wird 
am 18. Dezember 1981 das Gesetz beraten. Es 
bleibt nun zu hoffen, daß das Volkszählungs-
gesetz nicht erneut am finanzpolitischen Prin-
zipienstreit zwischen Bund und Ländern 
scheitert.



Hans H. Klein, Werner Lauft: Neue Medientechnik — neues Rundfunk-
recht
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Die Informations- und Kommunikationstechnik hat sich in den letzten Jahren sprunghaft 
entwickelt. Vereinfachung der Übermittlung, Speicherung und Verarbeitung, Ausdehnung 
von Reichweite und Kapazität sowie Individualisierung des Zugangs und des Zugriffs zu In-
formationen — das sind die Kennzeichen der Kommunikationsrevolution, mit der sich die 
Kommunikationschancen des einzelnen Bürgers vergrößern und elektronische Medien 
bürgernah werden. Das Geheimnis liegt in der Kombination von neuen Übertragungsme-
dien (Koaxialkabel, Glasfaserkabel, Direktsatelliten) und neuen Peripherietechniken, die 
vor allem durch die rasante Entwicklung in der Mikroelektronik möglich wurden.
Diese neue Medientechnik erfordert ein neues „Rundfunk“-Recht. Zunächst bedarf es dazu 
der Abgrenzung, welche Nutzungsformen im Rahmen der neuen Techniken überhaupt 
noch als „Rund"-Funk bezeichnet werden können und somit einer intensiveren und im Ein-
zelfall auch restriktiveren Gesetzgebung zugänglich sind als technische Formen der Kom-
munikation zwischen Individuen. Der Schlüssel für diese Abgrenzung liegt im Rundfunk-
begriff, dessen zuweilen extensive Interpretation sich angesichts der neuen Nutzungsfor-
men als nicht sachgerecht, ja als mißbräuchlich erweist.
Art. 5 des Grundgesetzes fordert für die Veranstaltung von Rundfunksendungen eine ge-
setzliche Regelung, in der Vorkehrungen zur Gewährleistung der Freiheit des Rundfunks 
zu treffen sind. Dieser erste Leitsatz des „Dritten Fernsehurteils" des Bundesverfassungsge-
richts vom Juni 1981 muß auch Leitsatz künftiger Rundfunkpolitik sein. Mögliche Rund-
funkorganisationsformen sind dabei sowohl das „binnenpluralistische" als auch das „extern-
pluralistische“ Modell; bei der Wahl zwischen beiden — zulässigen — Formen hat sich der 
Gesetzgeber aber am vorrangig individual-rechtlichen Gehalt des Grundrechts der Rund-
funkfreiheit zu orientieren. Die Vergesellschaftung der Rundfunkfreiheit kann nur die Not-
lösung in einer Mangelsituation sein, wie sie nur bis zur Einführung der neuen Übertra-
gungstechniken vorlag.
Externe Pluralität — unter diesem Stichwort kann daher die Konkurrenz freier Veranstal-
ter zusammengefaßt werden, die nicht inhaltlich umfassenden Programmauflagen unterlie-
gen und folglich auch keine Kontrollgremien mit externen Kontrolleuren in ihr Organo- 
gramm aufnehmen müssen. Damit sind Schranken geöffnet, ohne daß Schrankenlosigkeit 
eintreten darf. Ein Landesrundfunkgesetz zur Regelung dieses Systems externer Pluralität 
muß daher auch die Grenzen der subjektiven Rundfunkveranstaltungsfreiheit definieren, 
muß objektive Rahmenrichtlinien bestimmen, die der besonderen Bedeutung des Mediums 
gerecht werden. Gleichzeitig muß die bisherige Aufgabenzuweisung der öffentlich-rechtli-
chen Rundfunkanstalten überprüft und ihre Reform unter Berücksichtigung der neuen 
Konkurrenzsituation eingeleitet werden. Beide „Schienen" bilden das „neue duale System", 
das die Rundfunklandschaft für lange Zeit prägen wird.

Bernd-Peter Lange: Medienentwicklung und technischer, ökonomischer und 
sozialer Wandel. Zur Rundfunkpolitik nach dem FRAG-Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51/81, S. 19—33

Die Medienentwicklung ist nicht als rein technisches Problem bzw. als Problem der markt-
mäßigen Durchsetzung technischer Innovationen zu verstehen. Vielmehr kommt dem Ge-
setzgeber bei der Ausgestaltung des Ordnungsrahmens für die Medien als sozio-technische 
Systeme eine maßgebende Rolle in kultureller Verantwortung zu. Das Bundesverfassungs-
gericht hat in dem FRAG-Urteil von 1981 für die weitere Rundfunkpolitik klare Daten ge-
setzt und reinen kommerziellen Rundfunk in der Bundesrepublik praktisch unmöglich ge-
macht. Die Freie Rundfunk AG (FRAG), ein Zusammenschluß privatwirtschaftlicher Unter-
nehmen, u.a. auch von Presseverlagen, hatte sich um eine Lizenz für einen Privaten Rund-
funk bemüht. Offengeblieben und daher in öffentlicher Auseinandersetzung weiter diskus-
sionsbedürftig sind vor allem die Fragen nach der Ausgestaltung von Abrufdiensten und 
die Finanzierungsproblematik. Gewisse Hinweise hierzu können von den laufenden bzw. 
geplanten Pilotprojekten erwartet werden.
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Franz Kroppenstedt, Lothar Herberger, Paul B. Würzberger: Volks-, Berufs-, 
Wohnungs- und Arbeitsstättenzählung 1983
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 51/81, S. 35—45

Das bisherige Ausbleiben einer längst überfälligen Volks-, Berufs-, Wohnungs- und Ar-
beitsstättenzählung wird von öffentlicher wie privater Seite mit zunehmender Sorge be-
trachtet. Von den auf die Zählung angewiesenen Bundes- und Landesministerien, den Ge-
meinden, der Bundesanstalt für Arbeit, den Verbänden, den wissenschaftlichen Instituten 
und dem Statistischen Beirat und seinen Fachausschüssen wird immer wieder auf die Not-
wendigkeit der Zählung hingewiesen, die in dem vorliegenden Aufsatz an Beispielen kon-
kretisiert wird.
Die bei einem Ausfall der Zählung drohenden Fehlplanungen und Fehlinvestitionen dürf-
ten den Bund, die Länder und die Gemeinden kostenmäßig wesentlich teurer zu stehen 
kommen als der ohnehin auf mehrere Jahre verteilte Kostenaufwand der Volkszählung. 
Zudem wären die Länder und Gemeinden gezwungen, eigene Erhebungen durchzuführen, 
die nicht abgestimmt und deshalb überregional nicht vergleichbar wären und zum anderen 
einen wesentlich höheren Kostenaufwand erfordern würden. Bei einem erneuten Scheitern 
wegen finanzpolitischer Gründe wären zudem die nicht unerheblichen Kosten der bisheri-
gen Vorbereitungsarbeiten vergebens ausgegeben.
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